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Einleitung  
 

In der vorliegenden Monographie wird zum einen der Arbeitsmarkt in 
Südböhmen sowie in der Oberpfalz analysiert, zum anderen werden die wich-
tigsten Unterschiede zwischen beiden Arbeitsmärkten erarbeitet. Hierbei 
wird vor allem auf die theoretischen Ausgangspunkte der Arbeitsmarktana-
lyse und die Definition der Grundbegriffe, beispielsweise auf den Arbeits-
markt und die Segmentierung, die Arbeitslosigkeit und Arbeitslosenquote so-
wie auf die Beschäftigungspolitik, eingegangen. Das Ziel der vorliegenden 
Publikation besteht in erster Linie darin, die Entwicklung des Arbeitsmarktes 
in der Region von Südböhmen und der Oberpfalz nach dem Beitritt der Tsche-
chischen Republik in die Europäische Union miteinander zu vergleichen. Da-
bei werden unter anderem die Bewertung der wirtschaftlichen Transforma-
tion und die strukturellen Veränderungen in der Tschechischen Republik, die 
Folgen der Wiedervereinigung Deutschlands sowie die Auswirkungen der 
Einführung der Hartz-Reformen auf die Wirtschaft der Oberpfalz einbezogen. 
Der Schwerpunkt wird darüber hinaus auf die Entwicklung der Beschäftigung 
und der Arbeitslosigkeit sowie auf die Beschäftigungspolitik gelegt. Ab-
schließend befasst sich das vorliegende Buch mit den Auswirkungen des Bei-
tritts der Tschechischen Republik in die Europäische Union und mit der Ent-
wicklung der Beschäftigung und der Arbeitslosigkeit. 

Im Rahmen der Publikation werden die einzelnen Strukturen der beiden Ar-
beitsmärkte, der Vergleich des Bildungsniveaus und die ethnische sowie de-
mographische Struktur in den Regionen von Südböhmen und der Oberpfalz 
beschrieben. Der Vergleich erstreckt sich ebenfalls auf die Beschäftigung, die 
Arbeitslosigkeit, die Erwerbsquoten der Bevölkerung und zum Teil auch auf 
die Arbeitsproduktivität.  

Neben dem Vergleich der Bevölkerung und der Siedlungsstruktur gibt die 
Studie auch einen grundlegenden demographischen Überblick über die Be-
völkerungsanzahl in den Städten und Dörfern, die Entwicklung der Arbeits-
migration, die Anteile der Arbeitskräfte nach dem erreichten Bildungsniveau, 
die Anzahl der in Armut lebenden Menschen, die Lohnsituation sowie die 
Struktur der Arbeitskräfte. Des Weiteren analysieren wir die mikroökonomi-
sche Gegenwart und die makroökonomischen Indikatoren beider Regionen 
und befassen uns vor allem mit der Arbeitslosigkeit und den durchschnittli-
chen Löhnen in den untersuchten Regionen. Auch die Analyse der Instru-
mente des Arbeitsmarkts in der Tschechischen Republik und in Deutschland 
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im Hinblick auf die Lage der Region von Südböhmen und der Oberpfalz wird 
einbezogen. Wir konzentrieren uns auf die institutionelle Infrastruktur des 
Arbeitsmarktes, die gegenwärtigen Hauptinstrumente der Beschäftigungspo-
litik und die Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung. Das Hauptaugenmerk 
wird außerdem auf den internationalen Vergleich der Förderung des Unter-
nehmertums, die Hürden und Hindernisse einer Unternehmensgründung, die 
Humankapitalinvestitionen und die Arbeitsmarktregulierung gerichtet. In der 
vorliegenden Arbeit wird ein Versuch unternommen, die Alternativen bei der 
Arbeitsmarktregulierung, der Umsetzung der Beschäftigungspolitik, der Be-
kämpfung der sozialen Ausgrenzung sowie der Armut herauszustellen und 
die effektiven Instrumente zur Erhöhung der Arbeitsmarkteffizienz zu be-
stimmen bzw. zu bennen.   

Es besteht Einigkeit darüber, dass die demographischen Veränderungen und 
das öffentliche System der sozialen Sicherung den Arbeitsmarkt zu jeglichem 
Zeitpunkt beeinflussen. Die besonderen persönlichen Anforderungen an die 
Altersrente, aber auch die Absicherung der Arbeitsunfähigkeit, die Arbeitslo-
sigkeit und insbesondere Krankenstände beeinflussen einen langen Zeitraum 
der Erwerbsfähigkeit, welche schon heute normativ bis in das siebte Lebens-
jahrzehnt reicht. Ein weiteres Phänomen der demografischen Veränderungen 
auf dem Arbeitsmarkt ist die sich ändernde Beschäftigungsquote der Frauen. 
Bislang wurde das Risiko des Verdienstausfalls meist dadurch reduziert, dass 
beide Ehepartner berufstätis sind. Andererseits müssen die Eheleute aber 
auch mit Einschränkungen von Seiten der Arbeitgeber rechnen, da ihre indi-
viduelle Flexibilität (bezüglich der Arbeitszeit oder des Arbeitsortes) durch 
die Arbeitsverpflichtungen des Partners eingeschränkt ist.  

Im Rahmen einer Wirksamkeitsanalyse der Ausgaben der Beschäftigungspo-
litik befassen wir uns mit der Beschreibung der Arbeitslosigkeit, ihrem theo-
retischen Hintergrund und der Bewertung der Beschäftigungspolitik in der 
Tschechischen Republik, der Bundesrepublik Deutschland sowie der Europä-
ischen Union. Hierbei steht die Beurteilung der Wirksamkeit der ausgewähl-
ten Instrumente der Wirtschaftspolitik im Bereich der Beschäftigung im Vor-
dergrund, insbesondere eine ökonometrische Analyse der ausgewählten Aus-
gaben der aktiven Beschäftigungspolitik (ABP) und ihre Auswirkungen auf 
die Arbeitslosenquoten. Des Weiteren analysieren wir die Indikatoren des 
Mindestlohns und die Ausgaben für die passive Beschäftigungspolitik (PBP) 
sowie deren Einfluss auf die ermittelten Arbeitslosenquoten. 
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Wir konzentrieren uns ferner auf die Wahrnehmung der Arbeitsmarktproble-
matik seitens der öffentlichen Einrichtungen, Nichtregierungsorganisationen 
und privaten Arbeitsagenturen. Basierend auf einem Vergleich zwischen den 
beiden Regionen kann eine mögliche Ineffizienz der Arbeitsmärkte und der 
Faktoren festgestellt werden, die nach 2004 die Bildung von Humankapital 
maßgeblich beeinflussten. Bei der Beurteilung der demografischen und sozi-
alen Auswirkungen der aktiven Beschäftigungspolitik beschreiben wir das 
Ausmaß der umgesetzten Maßnahmen, ihre Struktur sowie ihre Ausrichtung. 

Was wir hingegen nicht untersucht haben, ist die politische Resonanz der Ar-
beitslosigkeit. Wir sind der Meinung, dass es nicht allein die Arbeitslosigkeit 
ist, welche die politischen Verhältnisse beeinflusst. Allerdings sind wir uns 
bewusst, dass Langzeitarbeitslose dazu tendieren, den Parteien ihre Stimmen 
zu geben, die einfache Lösungen anbieten. In diesem Zusammenhang bezie-
hen wir den Einfluss der Hartz-Reformen auf das Ergebnis der Wahlen mit 
ein. 

Im vorliegenden Buch werden methodische Ansätze aus der Ökonomie, De-
mographie, Statistik, Wirtschaftspolitik, Wirtschaftsgeschichte und Sozialge-
schichte angewandt. Basierend auf diesen Ansätzen unternehmen wir den 
Versuch, ein sehr breites interdisziplinäres Darstellungsfeld zu erreichen. 
Darüber hinaus ermöglichen die interdisziplinären Ansätze einen breiten Ver-
gleich und die Bestimmung der allgemeinen Faktoren, die für die Arbeits-
märkte in Südböhmen und der Oberpfalz maßgebend sind. Außerdem werden 
neben beschreibenden auch analytische Methoden angewandt, welche die his-
torische Realität im politischen, sozialen und wirtschaftlichen Diskurs unter-
suchen. 

Die Analyse im Rahmen der Wirtschafts- und Sozialgeschichte erforderte im 
Besonderen die Anwendung des vergleichenden Verfahrens und der Stich-
probentests unter Berücksichtigung veröffentlichter Quellen institutionellen 
und persönlichen Ursprungs (Agenda der einzelnen Ministerien und anderer 
staatlicher Einrichtungen) und eine Analyse der Tagespresse. Dieser Aspekt 
stellte hohe Ansprüche an die kritische Untersuchung der Quellen, die Be-
wertung ihres dokumentarischen und historischen Wertes, der Authentizität, 
Glaubwürdigkeit sowie der Verwendung ihrer Informationsmöglichkeiten. 

Für die sozioökonomische Analyse der Regionen wurden Instrumente der re-
gionalen ökonomischen Analyse, Methoden der demographischen Analyse 
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von Kennziffern und Methoden der wirtschaftlichen und sozialen Demogra-
phie angewandt. Als Hauptdatenquelle für die Region Südböhmen dienten 
Dokumente und Datenbanken, insbesondere aus den statistischen Jahrbü-
chern über die Migration (Tschechisches Statistisches Amt 2016e), über die 
Region von Südböhmen (Tschechisches Statistisches Amt 2016c), der Tsche-
chischen Republik (Tschechisches statistisches Amt 2016d), die Zeitreihen 
über den Arbeitsmarkt (Tschechisches Statistisches Amt 2014b), die Daten-
banken der Regionalkonten (Tschechisches Statistisches Amt 2015b) und die 
demographischen Tafeln und Sterbetafeln (Tschechisches Statistisches Amt 
2014a, Tschechisches Statistisches Amt 2015d). Weitere Daten stammen aus 
den Quellen der Ministerien. Insbesondere handelt es sich hierbei um Nach-
richten und Analysen über die Beschäftigung und die Arbeitslosigkeit (vgl. 
hierzu das Ministerium für Arbeit und Soziales 2014a), Analysen, die sich an 
die soziale Eingliederung richten (vgl. hierzu das Ministerium für Arbeit und 
Soziales 2014b), die Datenbank über die Verwendung der Finanzmittel für 
die Beschäftigungspolitik (vgl. hierzu das Ministerium für Arbeit und Sozia-
les 2015b) und weitere Dokumente, die den Arbeitsmarkt betreffen. Diese 
beziehen sich vor allem auf Unterlagen des Ministeriums für regionale Ent-
wicklung und diese wiederum auf die Monitoring-Berichte zur Verwendung 
von Finanzmitteln der Europäischen Union (z. B. das Ministerium für die re-
gionale Entwicklung im Jahre 2016). 

Bei der Analyse der Arbeitsmärkte Deutschlands, Bayerns sowie der Ober-
pfalz stützen wir uns auf Unterlagen des Statistischen Bundesamtes (Statisti-
sches Bundesamt 2016, 2016a, 2016b und 2017). Die statistischen Berichte 
weisen einen politischen, administrativen, sozialen und wirtschaftlichen Fo-
kus auf. Darüber hinaus werden Unterlagen des Bundesamtes für die Beschäf-
tigung einbezogen (Bundesagentur für Arbeit 2008, 2010, 2013, 2017 und 
2017a). Auf bayerischer Seite waren insbesondere nachfolgende Institutionen 
zur Datengewinnung von Interesse: Bayerisches Landesamt für Statistik 
(Bayerisches Landesamt für Statistik 2016, 2016a und 2017) und das Bayeri-
sche Ministerium für Arbeit und Soziales, Familie und Integration (2016). 

Die wichtigste Datenquelle für die Region der Oberpfalz waren Unterlagen 
und Datenbanken vom Statistischen Bundesamt über den Arbeitsmarkt und 
die Beschäftigung (Statistisches Bundesamt 2016a), über die Immigranten in 
Deutschland (Statistisches Bundesamt 2016b) sowie weitere statistische Jahr-
bücher (z. B. Statistisches Bundesamt 2016). Zudem konnten Daten der deut-
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schen Ministerien verwendet werden. Bezugnehmend auf das Bundesminis-
terium für Arbeit und Soziales handelte es sich hauptsächlich um die Analy-
sen der Bundesagentur für Arbeit (Bundesministerium für Arbeit und Sozia-
les 2017). Vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (2016) nutz-
ten wir Unterlagen, die sich auf die Zukunft des deutschen Arbeitsmarktes 
fokussieren. Weiterhin verwendeten wir Berichte und Jahrbücher über den 
Arbeitsmarkt der Bundesagentur für Arbeit (2017).  

In den einzelnen Kapiteln werden grafische Analysen und tabellarische Dar-
stellungen sowie grundlegende Methoden zur historischen Analyse der Quel-
len angewandt. Eine kritische Auseinandersetzung mit der in- und ausländi-
schen Fachliteratur ist unabdingbar. Im Rahmen des hervorgehobenen regio-
nalen Vergleichs analysieren wir auch die wirtschaftliche Dimension der 
Tschechischen Republik sowie europäische, politische Richtlinien zur Be-
schäftigung. Im Hinblick auf die Analyse der Wirtschaftsdaten wird vorab 
immer der Zugriff auf die neoklassische Wirtschaft in Betracht gezogen. Die-
ser wird als ein Ausgangspunkt für die weitere Argumentation genutzt. Erst 
danach folgen die Beschreibungen der entsprechenden Ansätze und die Kritik 
der anderen Wirtschaftsschulen oder andere sozialwissenschaftliche Ansätze 
(auf den Gebieten der Kliometrie, Soziologie und Geschichte). 

Das vorliegende Werk knüpft an die Analyse von Novák und Kollegen 
(2016B) an, die ebenfalls einen Gesamtüberblick über die Marktentwicklung 
in der Tschechischen Republik ermöglichen. Basierend auf dem regionalen 
Vergleich weist die oben genannte Analyse auf die Ineffizienz der staatlichen 
Beschäftigungspolitik hin. Eine neue Dimension stellt der Vergleich der re-
gionalen Märkte mit dem ausländischen Arbeitsmarkt dar. Die institutionelle 
Analyse gilt als wesentlicher Bestandteil der Forschung auf dem Arbeits-
markt. Die Regeln (z. B. Gesetze und Verordnungen) beeinflussen das Ver-
halten der wirtschaftlich aktiven und inaktiven Bevölkerung. Die Möglich-
keiten der Institutionen, dieses Verhalten mit den Mitteln der staatlichen Be-
schäftigungspolitik zu beeinflussen, sind begrenzt. Außerdem zeigte sich, 
dass auch Angestellte der Arbeitsämter nicht der Auffasung waren, gut ein-
gerichtet und somit effizient zu sein (Novák et al. 2016a). Im Rahmen unserer 
Arbeit heben wir ferner die Problematik der ausländischen Arbeitskräfte und 
des ausländischen Kapitals hervor. Auf dem tschechischen Markt weisen das 
Auslandskapital und die internationalen Konzerne einen großen Anteil auf. 
Diese Unternehmen bezahlen im Durchschnitt höhere Löhne im Vergleich zu 
tschechischen Unternehmen. Sie gehören allerdings nicht zu den innovativen 
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Kräften auf dem tschechischen Markt. Im Gegenteil: Sie nutzen häufig billige 
Arbeitskräfte, das Know-how wird aus dem Ausland importiert und die Er-
träge werden nicht zurück in die tschechische Wirtschaft investiert (Vokoun 
2014). Das ausländische Kapital nahm überwiegend Einfluss auf die tsche-
chischen Unternehmen in Form der Übernahme von Management-Verfahren, 
der Konkurrenzfähigkeit, z. B. bei den logistischen Abläufen und neuen Pro-
duktionsmethoden sowie in Form der Fähigkeiten, sich auf dem europäischen 
und internationalen Markt durchzusetzen. Dies trug wiederum dazu bei, dass 
tschechische Unternehmen im Vergleich zu ausländischen Unternehmen mit 
einer höheren Wahrscheinlichkeit ein neues Produkt oder eine neue Dienst-
leistung auf den Markt bringen (Vokoun 2015). 

Aber weder die eine noch die andere Region blieb von der Krise, die im Jahre 
2008 seinen Anfang nahm, verschont. Die Krise hatte einen negativen Ein-
fluss auf die Arbeitsproduktivität. In der tschechischen Republik wird die 
Krise als Phänomen sehr intensiv erforscht (Vokoun, Zemplinerová & 
Minárik 2015), wobei neben den negativen Auswirkungen auch die Bedeu-
tung der Krise für den Wegfall ineffizienter Unternehmen vom Markt und 
den Druck auf die Senkung der Kosten durch Prozessinnovationen, die Ar-
beitsorganisation und die Marketinginnovationen zu betonen ist. Die Wir-
kung des Rückgangs der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage auf den Arbeits-
märkten in den Jahren 2008 und 2009 war wie erwartet bedeutend und negativ 
(Stellner & Vokoun 2017). Es gibt aber Wirtschaftszweige, wie z. B. die pri-
mären Branchen und die Lebensmittelbranche, die wesentlich schneller die 
Wirtschaftskrise überwinden konnten (Vokoun et al. 2015) und so zu einer 
Abschwächung der Krise in den Regionen beitrugen. 

Zu den führenden tschechischen Experten in Fragen der Analyse der Arbeits-
losigkeitsentwicklung während des wirtschaftlichen Wandels gehört unter 
anderem Jiří Večerník, ein Wirtschafts- und Sozialwissenschaftler an der 
Masaryk-Universität. Er veröffentlichte verschiedene Studien über die Sozi-
alpolitik und den Arbeitsmarkt, beispielsweise den Artikel „Veränderungen 
und Probleme der tschechischen Sozialpolitik“ in der Zeitschrift „Sociolo-
gický časopis“ (2005). Sein Kollege, Professor Tomáš Sirovátka, und sein 
Expertenteam bestehend aus Martin Žižlavský (2002) und Ivana Šimíková 
(2013) untersuchten den Arbeitsmarkt und verschiedene Programme der Be-
schäftigungspolitik. Sirovátka, Večerník und der Sozialwissenschaftler Petr 
Mareš zählen zu den bedeutendsten tschechischen Experten im Bereich der 
sozialen Exklusion und Inklusion. 
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Von der jüngsten Generation der tschechischen Wirtschaftswissenschaftler 
leisteten unter anderem die Assistenten der Tschechischen Landwirtschaftli-
chen Universität in Prag, Tomáš Martínek und Petr Hanzlík, bedeutende Bei-
träge zur Analyse des Arbeitsmarktes. Erwähnen möchten wir in diesem Zu-
sammenhang beispielsweise ihre Studie mit dem Titel „Analysis of the Struc-
ture of Job Offers on the Czech Labour Market“ (zu Deutsch: Analyse der 
Struktur der Arbeitsangebote auf dem tschechischen Arbeitsmarkt), die in der 
Zeitschrift „Review of Economic Perspectives“ (2014) veröffentlicht wurde. 
Von ausländischen Experten auf dem Gebiet der tschechischen Wirtschafts-
transformation und des Arbeitsmarktes müssen wir die bedeutenden Studien 
des italienischen Wirtschaftswissenschaftlers und Professors an der Luigi 
Bocconi Universität in Mailand, Tito Boeri (2002), oder auch die Studien des 
US-amerikanischen Wirtschaftswissenschaftlers und Professors an der Hum-
boldt Universität zu Berlin, Michael C. Burda (1992), erwähnen. Mit Boeri 
und Švejnar hat außerdem die US-amerikanische Wirtschaftswissenschaftle-
rin, Professorin an der Michigan Universität, Katherine Terrell (1992), zu-
sammengearbeitet. Im Rahmen der Analyse der Arbeitsmärkte in Südböhmen 
haben wir uns auf die Werke des Pädagogen der Masaryk-Universität in 
Brünn, Jiří Vyhlídal, gestützt. Er veröffentlichte unter anderem die Studie 
„Gegenwärtige räumliche und soziale Segmentierung des Arbeitsmarktes in 
der Tschechischen Republik“ (2010). Zur Beurteilung des Bedarfs an Fremd-
sprachenkenntnissen allgemein und zur Einschätzung der Beherrschung von 
Sprachen der Arbeitnehmer in der Region von Südböhmen mit dem Schwer-
punkt auf die deutsche Sprache, nutzten wir die Ergebnisse der Studie mit 
dem Titel „Bedarf des Sprachunterrichts im Zusammenhang der Unterneh-
menspraxis“, von Zdeněk Caha (2016b).   

Eine bedeutende wissenschaftliche Abhandlung über den deutschen Arbeits-
markt nach der Wiedervereinigung und nach der globalen Wirtschaftskrise 
im Jahre 2008 hat beispielsweise der deutsche Wirtschaftswissenschaftler, 
Professor an der Universität Regensburg und Forschungsbereichsleiter am 
Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) in Nürnberg, Enzo We-
ber (Weber 2015), bereitgestellt. Das oben genannte Institut gehört zu den 
wichtigsten Standorten, die sich mit den Analysen des deutschen Arbeits-
marktes befassen. Dessen Direktor Joachim Möller gehört zu den führenden 
Experten auf diesem Gebiet, und seine Studie „Hat das deutsche Modell die 
Arbeitsmarktreformen überlebt?“ (Möller 2015) war für uns wegen der me-
thodischen Erfassung der Problematik des deutschen Arbeitsmarkts rich-
tungsweisend. 
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Auf ähnliche Weise haben wir uns auf die Schlussfolgerungen des Professors 
an der Universität Duisburg-Essen, Martin Brussig, gestützt, der am Institut 
für Arbeit und Qualifikation die Abteilung leitet, die sich mit dem Arbeits-
markt, der Integration und der Mobilität befasst. Zu weiteren bedeutenden 
Untersuchungen, auf denen unsere Arbeit basiert, zählt die Studie mit dem 
Titel „Der Arbeitsmarkt in Deutschland: Mit interner Flexibilität erfolgreich 
durch die Krise“, die hauptsächlich von Alexander Herzog-Stein verfasst 
wurde. Er ist Leiter des Referats für „Makroökonomische Grundlagenfor-
schung, Arbeitsmarkt“ am Institut für Makroökonomie und Konjukturfor-
schung (IMK) und Lehrbeauftragter an der Universität Koblenz-Landau. In-
spirierende Analysen führte ebenfalls Professor Daniel Ehing durch. Er be-
fasste sich mit der Untersuchung der Präferenz bei der Arbeitszeit der Arbeit-
nehmer vor dem Hintergrund des demografischen Wandels (Ehing 2014). Zu 
den nennenswertesten tschechischen Wirtschaftswissenschaftlern, die sich 
mit dem deutschen Arbeitsmarkt befassen, gehört die Assistentin der Techni-
schen Universität zu Reichenberg Zuzana Potužáková. Sie beschrieb ausführ-
lich das Phänomen der sog. Kurzarbeit, die ihrer Meinung nach trotz der Wirt-
schaftskrise Deutschland dazu verhalf, eine relativ hohe Beschäftigungsquote 
zu erreichen und den Anstieg der Arbeitslosigkeit einzuschränken 
(Potužáková 2011). 

Die Studien der technischen Experten beinhalteten bislang noch nicht die 
ökonometrische Auswertung der tschechischen Arbeitsmarktpolitik auf der 
Grundlage der mikroökonomischen Daten. Sie beschreiben nur die verfügba-
ren gesamtwirtschaftlichen Daten und den Diskurs über den Einfluss der Ar-
beitsweise und die Auswirkungen der Institutionen auf den Arbeitsmarkt. Zu 
den bedeutendsten Werken dieses Themenbereichs zählt die Studie von Mi-
chal Tvrdoň mit dem Titel „Institutionelle Aspekte der Funktionsweise des 
Arbeitsmarktes“ aus dem Jahr 2008 sowie die von Vladislav Flek in Zusam-
menarbeit mit Jiří Večerník durchgeführte Recherche mit dem Titel „The La-
bour Market in the Czech Republic: Trends, Policies and Attitudes“ (zu 
Deutsch: Der Arbeitsmarkt der Tschechischen Republik: seine Tendenzen, 
politischen Richtlinien und Haltungen) aus dem Jahre 2005. Andere Forscher  
befassten sich mit dem Einfluss der aktivierenden Arbeitsmarktpolitik auf die 
soziale Ausgrenzung, wie z. B. Gerbery (2007), der in seiner soziologischen 
Studie die qualitative Ansicht der Aktivierungsprogramme (Bildung, Durch-
setzung, Dienstort und jeweiliger Wirtschaftssektor) betont. Er bezieht sich 
in diesem Zusammenhang auf die am stärksten gefährdeten Gruppen und 
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empfiehlt die Verwendung der Instrumente, die motivierende Elemente auf-
weisen und die Zukunft einer Person fokussieren. Bislang fehlt allerdings eine 
Untersuchung der politischen Richtlinien auf dem Arbeitsmarkt. Die Studie, 
die das DSGE-Modell auf die Tschechische Republik anwendet, findet zwar 
Arbeitsmarktrigiditäten, aber sie verbindet diese nur indirekt mit der aktiven 
Beschäftigungspolitik. Hierzu ist das Beispiel der Studie von Maciej Bu-
kowski, Grzegorz Koloch und Piotr Lewandowski aus dem Jahr 2013 mit 
dem Titel „Shocks and rigidities as determinants of CEE labour markets’ per-
formance“ angeführt. 

Die meisten fremdsprachigen Studien verwenden beim Vergleich von Ar-
beitssuchenden den mikroökonomischen Ansatz und bilden Kontrollgruppen 
mit ähnlichen Merkmalen. Auf dieser Grundlage werden die Arbeitssuchen-
den, die an bestimmten Programmen teilgenommen haben, gruppiert. Diese 
Methode weist aber bestimmte Grenzen auf. So konnte Stephan (2008) bei-
spielsweise zeigen, dass es durch die Kombination unterschiedlicher Ansätze 
bei der Bildung von Kontrollgruppen zur Unterschätzung der Ergebnisse der 
Wirtschaftlichkeit der aktiven Beschäftigungspolitik kommen könnte. 

Für die freundliche Zusammenarbeit bedanken wir uns bei Frau Dr. Xenia 
Justus und Herrn Johann Fabian Faltermeier, MBA (Fakultät Betriebswirt-
schaft, Ostbayerische Technische Hochschule Regensburg, Deutschland), die 
uns bei unserer Umfrage unterstützt haben. 

Für die Hilfe in den Bibliotheken und bei der Nachforschung in der Presse 
bedanken wir uns bei den wissenschaftlichen Mitarbeitern Karel Možíš und 
Kamil Liebl (Hochschule für Technik und Wirtschaft in Budweis) und dem 
Sekretär des Lehrstuhls für Management, Herrn Bc. Michal Šuta (Hochschule 
für Technik und Wirtschaft in Budweis). Für die Unterstützung bei der Ver-
waltung des Projektes bedanken wir uns bei Frau Ing. Vendula Velková und 
bei Herrn Ing. Michal Ruschak (Hochschule für Technik und Wirtschaft in 
Budweis). Für die Hilfe bei der Recherche an den deutschen Bibliotheken 
sowie für die Bearbeitung der Aufstellung der Quellen und der Literatur spre-
chen wir Herrn Mgr. Martin Klemen (Philosophische Fakultät der Karls-Uni-
versität in Prag) unseren Dank aus. Für die Recherche an den deutschen Bib-
liotheken und für die Übersetzungen diverser Unterlagen bedanken wir uns 
herzlichst bei Frau Livia Stellnerová, BA (Universität Wien) und für das Kor-
rekturlesen und die umfassende Unterstützung bei der redaktionellen Vorbe-
reitung danken wir Frau PhDr. Šárka Stellnerová (Goethe-Institut in Prag).  
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list-Purkyně-Universität in Aussig) und Herrn PhDr. Pavel Szobi, Ph.D. (De-
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I. Arbeitslosigkeit 
 

Im vorliegenden Buch wird die Arbeit als Interessensschwerpunkt des Ein-
zelnen und der Gesellschaft definiert, weil sie eines der wichtigsten mensch-
lichen Bedürfnisse – den Konsum – befriedigt. Nach der Volkswirtschafts-
theorie zählt Arbeit neben Boden und Kapital zu den Produktionsfaktoren. 
Das grundlegende Ziel der Wirtschafts- und Sozialpolitik in der Tschechi-
schen Republik und in der Bundesrepublik Deutschland besteht in der höchs-
ten, produktiven Beschäftigung, die sich aus dem Anteil der Beschäftigten im 
Verhältnis zur Anzahl aller Fünfzehnjährigen und älteren erwerbstätigen Per-
sonen zusammensetzt. Daher streben gegenwärtig die Regierungen nach dem 
Gleichgewicht zwischen dem Stellenangebot und der Nachfrage nach Ar-
beitskräften, der Nutzung der Arbeitskraft in produktiver Weise sowie der 
Gewährleistung des Rechts zur Ausübung einer Beschäftigung. Dies gilt für 
alle, ungeachtet ihrer ethnischen Zugehörigkeit, Hautfarbe, des Geschlechts, 
der Sprache, Religion, politischen oder sonstigen Gesinnung, der Mitglied-
schaft in politischen Parteien oder der Zugehörigkeit zu politischen Bewe-
gungen, der Nationalität, ethnischen oder sozialen Herkunft, des Vermögens, 
Gesundheitszustandes oder Alters. Das Problem der heterogenen Wirtschaft 
besteht im Kompromiss zwischen dem freien Marktmechanismus und der 
Einkommensgleichheit. Dieses ausgewählte Verwaltungsmodell der Wirt-
schaft in Europa ist mit vielen Problemen auf dem Arbeitsmarkt verbunden. 
In der wirtschaftlichen Analyse der staatlichen Arbeitsmarktpolitik befassen 
wir uns nicht mit dem Problem der sozialen Sicherheit und der Einkommens-
gleichheit, sondern mit wirtschaftlichen und finanziellen Aspekten.  

Mareš (2002) legte die in der Europäischen Union gültige Definition der Ar-
beitslosigkeit fest. Arbeitslose sind demnach Personen, die „1. ohne bezahltes 
Arbeitsverhältnis (in manchen Fällen arbeiten sie, aber nur eine geringe An-
zahl von Stunden unter dem festgelegten Grenzwert), die 2. beim Arbeitsamt 
gemeldet sind, die 3. eine Arbeit suchen, und die 4. in der Lage und bereit 
sind, sofort eine Arbeit anzunehmen“ (S. 18). Diese Definition wird auch die-
ser Arbeit zu Grunde gelegt, da sie Personen als Arbeitsmarktteilnehmer er-
fasst, die am Markt teilnehmen möchten und deren Angebot (Arbeitsstunden) 
verhältnismäßig ist (was bedeutet, dass der Lohn auch der Qualifikation der 
Person entspricht). Bewerber, die nicht auf der Suche nach Arbeit sind oder 



12 

 

Arbeitslosigkeit 

  

nicht dazu bereit sind, eine Arbeit gegen Lohn anzunehmen, die ihrer Quali-
fikation enspricht, oder Personen, die in Eigenverantwortung eine unterneh-
merische Tätigkeit beginnen, gelten nicht als Arbeitsmarktteilnehmer. Ge-
genwärtig verschärft die zunehmende Arbeitslosigkeit den Rückgang der tra-
ditionellen Industrieproduktion zugunsten von Dienstleistungen sowie die 
Einführung neuer Technologien und den Aufstieg der gemeinsamen Wirt-
schaft, den zunehmenden internationalen Wettbewerb und den Rückgang des 
Anteils regionaler Märkte im Welthandel (Chaudhuri & Biswas 2016; 
Netšunajev & Glass 2017). 

Zu den Hauptursachen der Arbeitslosigkeit zählen die Dynamiken der Wirt-
schaft, die Erntezyklen, der Strukturwandel, staatliche Eingriffe in den Ar-
beitsmarkt, demographische Einflüsse, Immobilität der Arbeit, Inflation, 
lohnpolitische Inflexibilität der Löhne und das Verhalten der Gewerkschaf-
ten, aber auch die relative Armut, der Lebensstil und die Gesundheit der Be-
völkerung. Dies ist ein Indikator für das subjektive Armutsniveau. Individuell 
kommt der Indikator Armut zu tragen, wenn zum Beispiel das Einkommen 
netto 15 000,- Tschechische Kronen pro Monat beträgt und das Individuum 
in seiner Umgebung als arm angesehen wird. 

Nach der ökonomischen Theorie kann Arbeitslosigkeit in besonderen Fällen 
die Ursache für den Mindestlohn darstellen. Dies ist der Fall, wenn der Markt 
das Arbeitsangebot (z. B. gering qualifizierte Kandidaten) übersteigt und die 
Nachfrage (regulierte Gehaltsverkäufer) auf einige Menschen auf dem Ar-
beitsmarkt nicht zutrifft (Unternehmen, die nach billigeren Lösungen wie 
Selbstbedienung suchen). Die schwächsten sozialen Schichten der Gesell-
schaft können dann keine Arbeit finden, weil ihre Grenzarbeit, die den Ar-
beitskosten angemessen ist, niedriger als der gesetzliche Mindestlohn ist. 
Wenn der Mindestlohn unter dem Durchschnittslohn liegt, ist seine Bedeu-
tung gleich Null. 

Das Entstehen von Arbeitslosigkeit und niedrigerer Arbeitsproduktivität spie-
gelt die hohe Besteuerung wieder, da erhöhte Anstrengungen nicht mit ent-
sprechenden Verdiensten einhergehen. Die Arbeitnehmer reagieren, um die 
Nettolohnbeschränkungen für die Erwerbstätigkeit zu reduzieren, indem sie 
die Arbeitslosenunterstützung aufschieben oder im Ausland arbeiten (Smith 
et al. 2016; Henzel & Engelhardt 2014). 
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Der Zugang zum Arbeitsmarkt gilt für alle Maßnahmen, Institutionen und 
Rechtsnormen, die die Erwerbsbevölkerung betreffen. Es sind nicht nur sicht-
bare, beschäftigungspolitische Maßnahmen (Instrumente der aktiven Be-
schäftigungspolitik, der passiven Beschäftigungspolitik und der sozialen Un-
terstützung), die primäre Institution (Arbeitsämter und das Ministerium für 
Arbeit und Soziales) und die grundlegenden Rechtsnormen (Arbeitsgesetz 
Nr. 435/2005 und Arbeitsgesetzbuch), sondern auch die Maßnahmen in Be-
zug auf Bildung, Innovation, Wirtschaftsstruktur und Gesundheitszustand der 
erwerbstätigen Bevölkerung. Die Arbeitsmarktpolitik in einem so weit ge-
fassten Konzept umfasst sowohl den Faktor Mensch als auch Unternehmen, 
Institutionen des öffentlichen Sektors und die damit verbundene regionale 
Wirtschaftsstruktur (Ministerium für Arbeit und Soziales 2014). Aus wirt-
schaftspolitischer Sicht können wir sowohl den Arbeitsmarkt als auch den 
Markt für Investitionen in Humankapital analysieren (Bonoli 2010). 

Im 20. Jahrhundert hat die Dominanz von standardisierter Arbeit mit Arbeits-
verträgen und klar definierter Arbeitszeit sowie einem eindeutig festgelegten 
Arbeitsort zugenommen. In der gleichen Zeit bietet die postfordistische Pro-
duktionsorganisation namens „Arbeit 3.0“, einen grundlegend neuen Ansatz 
für flexible Arbeitsformen, d.h. für atypische Arbeitsverträge. Sichtflexible 
Arbeitsformen sind die entscheidende Größe für die geleistete Arbeit (Voll-
zeit- und Teilzeit, Überstunden) und die spezifische Gestaltung der Arbeits-
zeit (flexible Arbeitszeiten, unregelmäßige Arbeitszeitkonten, Nachtarbeit). 
Obwohl im letzten Jahrhundert sich die Zahl der befristeten Arbeitsverträge 
(Zeitarbeit) erhöht hat, überwiegen die Oppelner Formen der Langzeitbe-
schäftigung. Bei räumlich flexiblen Arbeitsformen kommt es zur Trennung 
zwischen der Arbeitsstätte und dem Wohnort (Niederlassungsarbeitgeber). 
Insbesondere die Entwicklung und Verfügbarkeit moderner Informations- 
und Kommunikationstechnologien hat zur Erleichterung solcher Formen, wie 
die Arbeit am Wohnort des Arbeitnehmers (Home-Office, wechselnde Arbeit 
an Wohnort und Betrieb (Hauptsitz) ohne feste Arbeitsplätze (Hot Desking)) 
beigetragen. Zu einer besonderen Arbeitsform mit dem Einsatz der Informa-
tionstechnologie zählt beispielsweise die Telearbeit (Hamblin 1995; Accor-
nero 2006; Chaudhuri & Biswas 2016; Netšunajev & Glass 2017). 

Auf dem deutschen Arbeitsmarkt wurden nach der Wiedervereinigung 
Deutschlands sehr intensiv nicht-standardisierte Arbeitsverträge gefördert. 
Das führte dazu, dass die Beschäftigungsfähigkeit der Gruppen, die bei den 
Standard-Arbeitsverträgen nur eine begrenzte Anzahl von Berufen ausüben 
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konnten, erhöht wurde. Deutschland hat damit eine proaktive Haltung gegen-
über flexiblen Arbeitsformen, begleitet von einer Intervention des Staates, 
eingenommen (Tisch & Wolff 2015; Wallace 2002). 

Ein anderer Ansatz besteht in einer liberalen Haltung, welche die flexiblen 
Arbeitsformen fördert, aber ohne einen angemessenen starken ordnungspoli-
tischen Rahmen zu schaffen, sodass die Arbeitnehmer nicht in den Genuss 
eines zu starken Schutzes auf dem Arbeitsmarkt kommen und die Gewerk-
schaften eine marginale Rolle dabei spielen. Allerdings gibt es Widerstand 
gegen atypische Arbeitsformen in einem Umfeld mit geringer Arbeitslosig-
keit und mangelnder Liberalisierung des Arbeitsmarktes. Dieses starre Ar-
beitsrechtssystem unterstützt jedoch nachdrücklich den informellen und den 
grauen Markt (Chaudhuri & Biswas 2016; Netšunajev & Glass 2017). 

Auf die negativen Symptome auf dem Arbeitsmarkt - hohe Arbeitslosigkeit 
und Armut - reagiert Sozialpolitik mit einer Reihe von Aktivitäten, Instru-
menten und Maßnahmen, vor allem mit sozialen Leistungen,Versicherungen 
und einer Grundsicherung. Die Sozialversicherungssysteme gelten für My-
anta und Drahokoupila (2013) „für formelle und informelle Institutionen, die 
vor Ereignissen im Lebenszyklus und Risiken des Arbeitsmarktes schützen, 
die Beschäftigung und Teilhabe am Arbeitsmarkt regeln und die Verteilung 
der Ressourcen organisieren. Im weiteren Sinne auch eine Wirtschaftspolitik, 
die die Unterbesetzung und das Beschäftigungsniveau prägt“ (S. 285). 

Die Tschechische Republik stellt Mittel zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
bereit, insbesondere für Präventivmaßnahmen auf dem Arbeitsmarkt (aktive 
Beschäftigungspolitik, Kofinanzierung der Programme der Europäischen 
Union) sowie Beiträge für soziale Folgen der Umstrukturierung und Beschäf-
tigung von Behinderten (Hančlová & Šimek 2014). Nach der geltenden Ge-
setzgebung ist derzeit die Arbeitslosenunterstützung für einen Zeitraum von 
maximal einem Jahr vorgesehen und der Betrag ist begrenzt, aber erstaunli-
cherweise 2,5-mal höher als das Existenzminimum von Einzelpersonen. Ei-
nen Anspruch auf die Arbeitslosenunterstützung haben nach dem aktuellen 
Arbeitsrecht die Personen, die eine Arbeitsstelle suchen und davor mindes-
tens zwölf Monate erwerbstätig (rentenversicherungspflichtig) waren. Außer-
dem müssen diese Personen als arbeitssuchend gemeldet sein. Dies gilt nicht 
für Empfänger einer Altersrente (Ministerium für Arbeit und Soziales 2016). 

Die Arbeitslosigkeit gehört neben dem Bruttoinlandsprodukt und der Infla-
tion zu den Schlüsselindikatoren, nach denen das wirtschaftliche Niveau der 



15 

 

Arbeitslosigkeit 

  

Länder bestimmt wird. Die genannten Indikatoren werden bei der Formulie-
rung verschiedener Maßnahmen und Programme der Europäischen Union an-
gewendet. Die Arbeitslosigkeit wird als der Zustand auf dem Arbeitsmarkt 
definiert, in dem ein Teil der Bevölkerung nicht in der Lage oder nicht Wil-
lens ist, eine bezahlte Beschäftigung zu finden. Unterschieden werden in die-
sem Zusammenhang verschiedene Arten und Komponenten der Arbeitslosig-
keit. Eine Langzeitarbeitslosigkeit tritt auf, wenn der Arbeitslose mehr als ein 
Jahr ohne Beschäftigung ist. Eine friktionelle Arbeitslosigkeit („Sucharbeits-
losigkeit“) tritt beispielsweise durch den Wechsel des Arbeitsplatzes, nach 
dem Schulabschluss oder nach dem Umzug in eine andere Stadt auf (Novák 
et al. 2016). Hierbei geht es um den Zeitraum der Arbeittsuche zwischen der 
Aufgabe der alten und der Aufnahme einer neuen Beschäftigung.  

Eine zyklische Arbeitslosigkeit tritt in Zeiten der wirtschaftlichen Rezession 
auf, wenn Arbeitnehmer aufgrund des Rückgangs der gesamtwirtschaftlichen 
Nachfrage entlassen werden. Diese Arbeitslosigkeit betrifft meist die Arbeit-
nehmer, auf die ohne große Verluste verzichtet werden kann und die auf dem 
Arbeitsmarkt eine große Konkurrenz haben. Eine strukturelle Arbeitslosig-
keit tritt aufgrund der mangelnden Übereinstimmung zwischen dem Angebot 
und der Nachfrage nach Arbeitskräften auf, wenn sich bestimmte Branchen 
schnell entwickeln, während andere einen starken Rückgang verzeichnen. 
Die strukturelle Arbeitslosigkeit kann auch mehrere Jahre andauern. Das 
wirksamste Instrument scheint hier eine Umschulung der Arbeitnehmer zu 
sein. Auf diese Änderungen sollte sich neben der staatlichen Politik in der 
Sekundarschulbildung auch die Hochschulbildung konzentrieren. 

Weiterhin wird auf die Gesamtarbeitslosigkeit näher eingegangen. Die Ge-
samtarbeitslosigkeit gliedert sich in die  

a) wiederholte Arbeitslosigkeit, wenn Arbeitnehmer ihre Arbeit wiederholt 
verlieren; 

b) Langzeitarbeitslosigkeit, die mehr als sechs Monate andauert und  

c) Kurzzeitarbeitslosigkeit (zwischen sechs und zwölf Monaten) (Novák et 
al. 2016). 

Laut Hlavatý (2007) beeinflusst die wirtschaftliche Lage eines Unternehmens 
mehr die Langzeitarbeitslosigkeit als die Gesamtarbeitslosigkeit, die kurzfris-
tig leichten Einfluss auf die Wirtschaftspolitik des Staates nehmen kann. Die 
Ökonomen arbeiten oft mit dem Begriff der freiwilligen Arbeitslosigkeit. Das 
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betrifft die Personen, die sich weiterqualifizieren, um einen besseren Arbeits-
platz zu finden, anstatt eine niedrig bezahlte Arbeit aufzunehmen. Unfreiwil-
lige Arbeitslosigkeit entsteht dagegen, wenn Menschen auf Arbeitssuche sind, 
aber eine Arbeitsstelle nicht finden können, selbst wenn der entsprechende 
Lohn niedriger als der Mindestlohn ist. Im Falle der strukturellen Arbeitslosig-
keit kommt es auf dem Arbeitsmarkt zu einem Überschuss an qualifizierten 
Arbeitskräften. 

Auf einem solchen Markt gibt es ein Ungleichgewicht und ein Hindernis für 
die Arbeitgeber (z. B. Lohnvorschriften oder Tarifverträge), die sie daran hin-
dert, Arbeitnehmer zu niedrigeren Löhnen einzustellen und gleichzeitig eine 
Umschulung durchzuführen. Die sogenannte versteckte Arbeitslosigkeit ist die 
nicht registrierte Arbeitslosigkeit. Sie kommt bei den Arbeitslosen zu tragen, 
die arbeiten könnten und aktiv nach Arbeit suchen (Smith et al., 2016).  

In der Volkswirtschaft wird für die Überwachung der Arbeitslosigkeit eine de-
finierte Rate festgelegt. Es handelt sich um eine langfristig tragfähige Arbeits-
losenquote, die dem Potenzial des Produkts entspricht und die auf einer lang-
fristig effizienten Nutzung der aktiv angebotenen Produktionsfaktoren auf 
Grundlage der Marktwirtschaft beruht. Die Arbeitslosenquote wird als Quoti-
ent aus der Zahl der Arbeitslosen und der Erwerbspersonen (Erwerbstätige plus 
Arbeitslose) in Prozent gebildet. 

In der Tschechischen Republik unterscheidet man zwischen zwei Arbeitslo-
senquoten - die allgemeine und die registrierte. Die allgemeine Arbeitslosen-
quote wird vom Tschechischen Statistischen Amt auf Grundlage der Stichpro-
benerhebung der Arbeitskräfte einer repräsentativen Stichprobe von Unterneh-
men ermittelt. Die registrierte Arbeitslosenquote berechnet das Ministerium 
für Arbeit und Soziales der Tschechischen Republik auf Grundlage der Daten 
der Arbeitsvermittlungsagenturen unter Berücksichtigung der erreichbaren Be-
werber, die registriert sind und sofort eine Beschäftigung aufnehmen können, 
arbeitsunfähig sind, nicht in Lehrgänge einbezogen sind und keine befristete 
Beschäftigung ausüben. 

In Deutschland wird die registrierte Arbeitslosenquote (Arbeitslosigkeit) 
ebenso durch die Arbeitsagentur überwacht. Hierbei wird auch die Messung 
mit Hilfe einer Stichprobenerhebung der Arbeitskräfte in der ILO (Internatio-
nal Labour Organization) durchgeführt. Die Ergebnisse entsprechen der allge-
meinen Arbeitslosenquote. 
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Über die Auswirkungen einer niedrigen Arbeitslosenquote berichteten Frýd-
manová und Janáček (1997), dass es „positiv bewertet werden kann, dass der 
Staat nicht durch hohe Ausgaben für die passive und aktive Beschäftigungspo-
litik belastet ist. In der Wirtschaft wird der soziale Frieden aufrechterhalten 
und die Vollendung des Transformationsprozesses ist dadurch nicht bedroht. 
Ein deutlich sichtbares negatives Ergebnis ist das schnellere Lohnwachstum, 
das in der Wirtschaft zum Inflationsdruck führt“ (S. 5).  Eine hohe Arbeitslo-
senquote führt zur Erhöhung der Staatsausgaben für das Arbeitslosengeld und 
die Sozialleistungen, zur Steigerung der Kleinkriminalität, zur Verschuldung 
der privaten Haushalte, zu psychologischen Auswirkungen der Arbeitslosig-
keit auf den Einzelnen, zu einem zunehmendem Einfluss der extremistischen 
politischen Parteien und dadurch auch zur Destabilisierung der politischen 
Lage (Chaudhuri & Biswas 2016; Netšunajev & Glass 2017). 

Mit der Arbeitslosigkeit befassen sich alle Wirtschaftsschulen (Svoboda 2014). 
Die Vertreter der klassischen Wirtschaftswissenschaft, zu welcher der britische 
Wirtschaftswissenschaftler John Stuart Mill, der britische Wirtschaftswissen-
schaftler Alfred Marshall oder sein Schüler und Nachfolger Arthur Cecil Pigou 
gehören, bauten ihre Analyse unter der Voraussetzung einer freien Marktwirt-
schaft und der Existenz vollkommen flexibler Löhne auf, was eine Bereinigung 
des Marktes zur Folge hat, d.h. sie basiert auf der Existenz einer freiwilligen 
Arbeitslosigkeit. Die unfreiwillige Arbeitslosigkeit, die der Staat oder die Ge-
werkschaft einführen würden, haben sie in ihren Theorien nicht eingearbeitet. 
Einige von ihnen verwendeten das Modell der gemischten Wirtschaftsordnung 
und analysierten die Externalitäten sowie das Regierungsversagen, aber ihr 
Ansatz kann als freie Marktwirtschaft bezeichnet werden.  Die Arbeitslosigkeit 
ist ihrer Ansicht nach „ein Ausdruck des kurzfristigen Ungleichgewichtes zwi-
schen der Nachfrage und dem Angebot an Arbeitskräften, welche vom Markt-
mechanismus über eine ´unsichtbare Hand´ nach Ablauf einer bestimmten Zeit 
der Anpassung des Angebots und der Nachfrage wieder beseitigt wird“ (Mareš 
2002, S. 28). Die s.g. „unsichtbare Hand“ ist ein Begriff, der die Fähigkeit des 
Markt- und Preis-Mechanismus beschreibt, die Diskrepanz zwischen Angebot 
und Nachfrage auszugleichen, d.h. die aktiven Teilnehmer am Arbeitsmarkt zu 
motivieren, um ihr Verhalten anzupassen. Die Marxisten sind überzeugt, dass 
die Arbeitnehmer ausgebeutet, vertrieben und durch Maschinen ersetzt wer-
den, so dass die Arbeitslosigkeit durch die Beschleunigung der technischen und 
technologischen Entwicklung in der Produktion, die die Zentralisation des Ka-
pitals ermöglichte, verursacht wird (Stellner 2008). 



18 

 

Arbeitslosigkeit 

  

Der britische Wirtschaftswissenschaftler Baron John M. Keynes wies die 
These nicht vollständig ab, dass Löhne auf lange Sicht nicht flexibel sind, je-
doch der Hauptgrund der Arbeitslosigkeit in der unzureichender gesamtwirt-
schaftlichen Nachfrage liegt. Wenn Arbeitgeber Arbeitnehmern die Löhne kür-
zen, sinkt auch zugleich ihre Kaufkraft, folgert Keynes. Wenn dies alle Arbeit-
geber tun, sinkt die gesamtwirtschaftliche Nachfrage nach Gütern. Dann errei-
chen die Arbeitgeber geringere Gewinne und müssen wieder ihre Mitarbeiter 
entlassen. Ohne Hilfe von außen gibt es aus dieser „Spirale“ kein Entkommen. 
Keynes ist der Meinung, dass für eine Vollbeschäftigung die Unternehmen ein 
gewisses Maß an gesamtwirtschaftlicher Nachfrage erreichen müssen. Wenn 
dies nicht der Fall ist, entsteht die erwähnte Spirale der Arbeitslosigkeit. Diese 
kann durch signifikanten Zustrom von monetären Mitteln aus dem Staatshaus-
halt in die Wirtschaft und die Unterstützung der gesamtwirtschaftlichen Nach-
frage vermieden werden (Novák et al. 2016; Smith et al., 2016). 

Mit dem Arbeitsmarkt ist in der wirtschaftlichen Analyse auch der Begriff der 
Phillips-Kurve verbunden, die eine inverse Beziehung zwischen der Arbeitslo-
sigkeit und der Inflation postuliert. Daraus folgt, wenn der Staat versucht, die 
Inflation kurzfristig zu reduzieren, muss er mit steigender Arbeitslosigkeit 
rechnen. Arthur M. Okun erstellte auf Grundlage empirischer Beobachtungen 
die s.g. Zeitreihe des Okuns, ein Gesetz in Abhängigkeit der Differenz zwi-
schen dem tatsächlichen und potenziellen Produkt und der Differenz zwischen 
der tatsächlichen und der natürlichen Arbeitslosenquote (Roberts 1995). 

Der US-amerikanische Nobelpreisträger für Wirtschaftswissenschaften Milton 
Friedman (1993) sah die Ursache für die Arbeitslosigkeit in unflexiblen Lohn 
sätzen, die eine negative Wirkung durch Eingriffe des Staats und der Gewerk-
schaft haben. Friedman erklärte auch, dass die Arbeitslosigkeit nicht auf Kos-
ten der Inflation langfristig reduziert wird, da bei der erhöhten Inflation der 
Druck der Arbeitnehmer auf Lohnerhöhungen wächst und gleichzeitig im län-
geren Zeitabschnitt der Prozentsatz der zu erwarteten Inflation erhöht wird. Die 
langfristige Phillips-Kurve wird sich dann logischerweise an der Stelle der na-
türlichen Arbeitslosenquote stabilisieren. 

Die österreichische Schule lehnte Keynes Konzept der Arbeitslosigkeit und die 
extreme Version der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage ab. Ihre Vertreter sind 
der Meinung, dass die Erhöhung der Geldmenge nur zu einem Anstieg der In-
flationsrate und dem Rückgang der Kaufkraft des Geldes führt, deshalb erwä-
gen sie unter anderem keine öffentlichen Gelder zu nutzen, sondern schlagen 
stattdessen zur Lösung der Unzuverlässigkeit der Staatswährungen private 
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Gelder vor. Eine der Folgen der niedrigen Arbeitslosenquote nach Frýdmanová 
und Janáèek (1997) ist auch die Tatsache, dass der Staat nicht mit Ausgaben 
für passive und aktive Beschäftigungspolitik belastet wird. Die Wirtschaft wird 
durch den sozialen Frieden erhalten und nicht durch den Abschluss der Trans-
formationsprozesse bedroht. Ein klarer negativer Effekt ist ein schnelleres 
Lohnwachstum, das zu einem Inflationsdruck in der Wirtschaft führt (S. 5). 
Die hohe Arbeitslosigkeit hat viele negative Folgen, die zu einem Anstieg der 
Staatsausgaben für Arbeitslosigkeit und für Sozialleistungen, zu zunehmender 
Kleinkriminalität, zur Verschuldung der Haushalte, zu psychologischen Aus-
wirkungen der Arbeitslosigkeit auf den Einzelnen, zu zunehmendem Einfluss 
extremistischer politischer Parteien und damit zu einer Destabilisierung der po-
litischen Situation führen (Chaudhuri, Biswas 2016; Netšunajev, Glass 2017). 

Wie bereits oben erwähnt, spiegelt sich die Arbeitslosigkeit in allen Wirt-
schaftsschulen (Freiheit 2014) wider. Die wichtigsten Vertreter der klassischen 
Ökonomie, beispielsweise der englische Politökonom John Stuart Mill, der bri-
tische Ökonom Alfred Marshall oder sein Schüler und Nachfolger Arthur Cecil 
Pigou, lehnten ihre Analyse unter der Prämisse einer freien Marktwirtschaft 
und der Existenz völlig flexibler Löhne ab, die dazu führen, dass nur freiwillige 
Arbeitslosigkeit erfasst wird. Unfreiwillige Arbeitslosigkeit würden in der 
Theorie des Staates oder der Gewerkschaften Roboter verursachen. Einige von 
ihnen nutzen die gemischte Wirtschaftsordnung und analysieren Externalitäten 
sowie Staatsversagen, aber ihr Ansatz kann als marktwirtschaftlich bezeichnet 
werden. Die Arbeitslosigkeit ist Ausdruck der kurzfristigen Ungleichgewichte 
zwischen der Arbeitsnachfrage und dem Arbeitsangebot, die durch den Markt-
mechanismus nach Ablauf einer Periode wieder an die Nachfrage und das An-
gebot anpasst wird (Mareš 2002, S. 28). Die sogenannte „unsichtbare Hand des 
Marktes“ ist ein Konzept, das von uns als die Fähigkeit des Markt- und Preis-
mechanismus genannt wird, die Disparitäten zwischen Angebot und Nachfrage 
verringert und so aktive Teilnehmer am Arbeitsmarkt dazu ermutigt, ihr Ver-
halten anzupassen. Marxisten glaubten, dass die Arbeitskräfte ausgebeutet, 
marginalisiert und wie Maschinen trainiert werden, so dass die Arbeitslosen-
quote, die Beschleunigung der technischen und technologischen Entwicklun-
gen in der Herstellung durch Zentralisierung des Kapitals ermöglicht (Stellner 
2008). Die natürliche Arbeitslosenquote spiegelt nur den Stand der Technik, 
die individuellen Präferenzen und die erblichen Fähigkeiten wider (Šíma 
2000). 
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Gegenwärtig lehnt sich die Wirtschaftspolitik in den USA und der Europäi-
schen Union an die keynesianischen Methoden an. Die neue keynesianische 
Makroökonomie stellte fest, dass „das Paradigma voll wettbewerbsfähiger 
Märkte und flexibler Löhne und Preise abgelehnt wird“ (2010). Gegenstand 
der Untersuchung sind Marktunregelmäßigkeiten wie die Theorie der effekti-
ven Löhne, die zu unfreiwilliger Arbeitslosigkeit führen und gleichzeitig ver-
suchen, die wahren Gründe für unflexible Preise und Löhne aufzudecken (13-
14). Diese Methoden werden an Wirtschaftsschulen gelehrt und sind näher an 
Volkswirtschaften des gemischten Typs, in denen der Marktmechanismus die 
Markt- und Preisregulierung ermöglicht und der öffentliche Sektor einen enor-
men Beitrag zum BIP leistet. 

Die Strategie des tschechischen Ministeriums für Arbeit und Soziales (2014) 
ist eine traditionelle Beschäftigungspolitik, die darauf abzielt, die Arbeitslosig-
keit mit den Instrumenten der so genannten aktiven und passiven Beschäfti-
gungspolitik zu bekämpfen. Dies soll die Vermittlung der Arbeitssuchenden 
auf dem Arbeitsmarkt erleichtern, wobei der Schwerpunkt auf Langzeitarbeits-
lose, Frauen nach dem Mutterschaftsurlaub, Minderjährige und Menschen mit 
Behinderungen, Migranten sowie anderen sozialen Minderheiten, die auf dem 
Arbeitsmarkt benachteiligt sind, gelegt wird. Zu den Prioritäten der Tschechi-
schen Republik gehören unter anderem die Regionalentwicklungspolitik, In-
vestitionsanreize, Firmenschulungen und Programme zur Unterstützung von 
Unternehmensinvestitionen und -innovationen. 

Die Wirtschaftsforschung teilt den Arbeitsmarkt häufig in primäre und sekun-
däre Bereiche ein. Auf dem Primärmarkt gelten bessere Arbeitsbedingungen 
und höhere Löhne. Arbeitnehmer, die auf dem Primärmarkt erfolgreich sind, 
haben im Falle des Arbeitsplatzverlustes in der Regel größere Probleme bei der 
Suche nach einem neuen Arbeitsplatz. Die Arbeitsplätze auf dem Sekundär-
markt bieten weder vorteilhafte Arbeitsbedingungen noch hohe Löhne. Die Ar-
beitnehmer auf diesem Markt sind aufgrund des hohen Wettbewerbs leicht aus-
tauschbar und stellen somit für die Wirtschaft keinen strategischen Produkti-
onsfaktor dar.  

Daher ist es aus verschiedenen Gründen (Grundbildung, Verschuldung, psy-
chische Benachteiligung) sehr problematisch, die Kompetenzen dieser Arbeit-
nehmer zu verbessern und sie in den primären Arbeitsmarkt einzugliedern 
(Mareš 2002). 



21 

 

Arbeitslosigkeit 

  

Wie bereits oben erwähnt, kann zwischen der formellen (legalen) und infor-
mellen (illegalen) Beschäftigung oder der s.g. Grauzone des Arbeitsmarktes, 
die nicht klar abgegrenzt ist, unterschieden werden. Der formelle ist somit der 
offizielle und von der Staatsverwaltung kontrollierte Markt. Der informelle 
steht nicht unter der Kontrolle der Staatsverwaltung und setzt sich aus der s.g. 
Schwarzarbeit und Schattenwirtschaft zusammen. 

Für eine andere Ansicht auf dem Arbeitsmarkt hat sich der Begriff der Quasi-
Märkte etabliert. Dieses Konzept stützt sich auf die empirische Beobachtung 
von Aufträgen des Staates in der Wirtschaft seit dem Ende der 1980er Jahre. 
Allmählich hat der Staat aufgehört, gleichzeitig als Finanzierer und als Dienst-
leister aufzutreten. Der Wettbewerb für öffentliche Aufträge ist auf den Märk-
ten künstlich inszeniert und basiert nicht auf den Prinzipien des Marktes (Le 
Grand 1991). 
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 II. Instrumente des Arbeitsmarktes 
 

Die Staats- und die Kommunalverwaltung, die Arbeitgeber, die Arbeitnehmer 
sowie die Gewerkschaften sind die Hauptakteure bei der Analyse des Arbeits-
marktes. Der Staat strebt im Rahmen der Beschäftigungspolitik das Gleich-
gewicht zwischen Angebot und Nachfrage nach Arbeitskräften sowie eine ef-
fiziente Ressourcennutzung und die Wahrung des Rechts der Bürger auf Ar-
beit an. Der Staat ist auf dem Arbeitsmarkt als öffentlicher Haushalt aktiv, er 
tätigt Ausgaben und erzielt Einnahmen im Rahmen der Steuerpolitik sowie 
der Pflichtabgaben (Rašovec 2014). So schützen beispielsweise die Hygiene-
maßnahmen, die Sicherheit sowie die Lizenzierung den Binnenmarkt und si-
chern die Qualität der erbrachten Dienstleistungen. 

Die europäischen Staaten streben in erster Linie nach Qualität und nach Un-
terstützung bei der Qualifizierung anpassungsfähiger Arbeitskräfte, beim 
Ausbau der Infrastruktur des Arbeitsmarktes, bei der Sicherung von Informa-
tions- und Umschulungsdiensten und bei der Schaffung von günstigen Bedin-
gungen für die territoriale Arbeitsmobilität. Im Rahmen der sozialen Absi-
cherung wird auch versucht, akzeptable Bedingungen für die Bürger, die vo-
rübergehend arbeitslos geworden sind, zu schaffen, um ihre Rückkehr in den 
Arbeitsmarkt zu gewährleisten (Jírová 2001). 

Die Behörden im Bereich der staatlichen Beschäftigungspolitik (z. B. Ar-
beitsagenturen) suchen unentgeltlich nach einer passenden Beschäftigung für 
die Arbeitslosen. Im Gegensatz dazu agieren private Arbeitsvermittlungen 
kostenpflichtig und zum Zwecke der Gewinnerzielung. In diesem Zusam-
menhang ist es wichtig zu betonen, dass die Vermittlungskommissionen mit 
den anfragenden Unternehmen kooperieren oder zwischen dem Antragsteller 
und dem Unternehmen vermitteln. 

Die Regierung betreibt an dieser Stelle eine passive und aktive Beschäfti-
gungspolitik: „Die Rolle der Beschäftigungspolitik ist aus der Sicht des Auf-
schwungs nur komplementär zu makroökonomischen Interventionen anzuse-
hen, mildert aber die Auswirkungen der Krise auf die Erwerbsbevölkerung, 
begrenzt die Verzögerung zwischen der Abschwächung der Rezession und der 
Erholung auf dem Arbeitsmarkt und trägt zur totalen Flexibilität des Arbeits-
marktes und die Bereitschaft der Erwerbsbevölkerung zum Wandel bei“ (aus 
den Ergebnissen von 2014). Der Stand der passiven Beschäftigungspolitik 
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beruht auf der direkten Auszahlung der Staatsfinanzen. Dies mildert die Aus-
wirkungen der Arbeitslosigkeit durch Zahlung von Prämien (Arbeitslosen-
geld) oder anderer Leistungen. Die staatliche aktive Beschäftigungspolitik 
setzt voraus, dass die Begünstigten bestimmte Verpflichtungen und Aktivitä-
ten auf dem Arbeitsmarkt erfüllen. Einen Anspruch auf die Arbeitslosenun-
terstützung haben nach der aktuellen Rechtslage die Personen, die sich eine 
Arbeitsstelle suchen und davor mindestens zwölf Monate erwerbstätig (ren-
tenversicherungspflichtig) waren. Außerdem müssen diese Personen als ar-
beitssuchend gemeldet sein. Dies betrifft nicht die Begünstigten der 
Altersrente. 

Zu den häufigsten Maßnahmen der Beschäftigungspolitik in Europa zählen 
vor allem Umschulungen, Sozialstellen, die Gemeinschaftsarbeit, Absolven-
ten- und Praktikastellen, verschiedene Beratungsdienste, die Arbeitsämter 
(Verbesserung der Vakanzen), geschützte Werkstätten und Arbeitsplätze für 
Menschen mit veränderten Arbeitsfähigkeiten, die Unterstützung der Be-
schäftigung von Menschen mit Behinderungen, Investitionsanreize sowie 
spezielle Instrumente europäischer Fonds. Ausserdem zählen dazu auch die 
Durchführung von Stipendienprogrammen für Studenten, Programme zur 
Vermittlung von Fremdsprachenkenntnissen und Betriebskindergärten zur 
Unterstützung junger Mütter bei ihrer Rückkehr ins Berufsleben nach der El-
ternzeit. Ebenfalls enthalten sind eine Bilanz und eine Arbeitsdiagnose zur 
Feststellung der Übereinstimmungen zwischen den Fähigkeiten und dem Ar-
beitspotenzial von Individuen und der realistischen Beschäftigung auf dem 
Arbeitsmarkt (Smith et al., 2016). 

Wie oben bereits erwähnt, gehört die Umschulung zu den wichtigsten Instru-
menten der aktiven Beschäftigungspolitik in Europa. Auf dem tschechischen 
Arbeitsmarkt wird dieses als der Erwerb neuer Qualifikationen oder die Er-
weiterung der vorhandenen Qualifikationen des Arbeitnehmers oder Bewer-
bers definiert. Es wurden Investitionsanreize für die Schaffung neuer Arbeits-
plätze und die teilweise Rückerstattung der Kosten für die Umschulung und 
Weiterbildung von Arbeitnehmern auf Grundlage des Gesetzes Nr. 72/2000 
Slg. erlassen. Öffentliche Arbeiten sind zeitlich befristete Arbeiten, bei denen 
meist schwer vermittelbare Bewerber eingesetzt werden. Es ist auch ein Mit-
tel der Androhung im sogenannten Flexicurity System, bei dem Kandidaten 
Kürzungen angedroht werden, wenn in der Zeit der Arbeitssuche Gemein-
schaftsarbeit (Reinigung von Stränden, öffentlichen Plätzen usw.) abgelehnt 
wird. Es werden sozial bedeutende Arbeitsplätze geschaffen, so dass z. B. 
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Arbeitssuchende einen Beitrag zur Initiierung des Selbständigenbeitrags des 
Unternehmens beim Kauf von Ausrüstungen im Zusammenhang mit der 
Schaffung des Arbeitsplatzes leisten oder eine zeitlich befristete, vermittel-
bare Entlastung der Bewerber auf unbestimmte Zeit ermöglicht wird. Die För-
derung von Arbeitsplätzen in geschützten Werkstätten dient der Förderung 
der Beschäftigung von Menschen mit Behinderung (Smith et al., 2016). 

Eine aktive Beschäftigungspolitik kann den Prozess der Arbeitssuche ratio-
nalisieren. Ihr Ziel ist es, die strukturelle und konjunkturelle Arbeitslosigkeit 
sowie die Reibungsarbeitslosigkeit wirksam zu bekämpfen. Ein weiterer 
möglicher positiver Effekt aktiver Beschäftigungspolitik besteht darin, den 
Transfer von Arbeitskräften aus stagnierenden Sektoren mit geringer Produk-
tivität in expandierende Sektoren mit hoher Produktivität zu unterstützen. 

Die Programme der aktiven Beschäftigungspolitik führen dazu, dass ein be-
stimmter Anteil der Arbeitssuchenden eine Beschäftigung ohne Hilfe der Ar-
beitsagenturen findet. Dies ist eine Folge der weiteren Reduzierung des Sub-
stitutionseffekts. Unternehmen stellen Bewerber ein, die zur Steuererleichte-
rung oder zur Subvention eingebracht werden können. Das bedeutet jedoch 
den Ausschluss von Kandidaten, die nicht an den erwähnten Programmen 
teilnehmen. Dienstleistungsunternehmen werden im Programm gebündelt, 
wodurch ihr Marktanteil erhöht wird und Unternehmen verdrängt werden 
(Tvrdoň 2008). Der damit ausgelöste „Creaming-off“-Effekt beschreibt die 
generellen Tendenzen, aus der gesamten Gruppe von unterstützten Personoen 
ausgerechnet diejenigen zu fördern, die schon über die meisten Ressourcen 
verfügen (Sirovátka et al., 2006). 

Die Tschechische Republik nutzt derzeit Projekte, die aus Mitteln des Euro-
päischen Sozialfonds (ESF) finanziert werden und die 2014 auf Grundlage 
des Operationellen Programms „Humanressourcen und Beschäftigung des 
Programmplanungszeitraums 2007-2013 (Ministerium für Arbeit und Sozia-
les der Tschechischen Republik, Analyse des Programms 2014)“ erstellt wur-
den. Eine weitere Form der Beschäftigungspolitik im Rahmen der Europäi-
schen Union, an der die Tschechische Republik beteiligt ist, sind die Territo-
rialpakte (Homolová & Hloušek 2012). 

Gegenwärtig konzentriert sich die Europäische Union auf das integrative 
Wachstum (Teil der Strategie Europa 2020; Promberger, Marinoudi & Martin 
2016). Ziel ist es, das Scheitern der Lissabon-Strategie zu verdeutlichen und 
20 Millionen Europäer vor dem Armutsrisiko zu bewahren. Ziel ist zudem, 
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75 % der Erwerbstätigen in der Altersgruppe der 20- bis 64-Jährigen bis 2020 
zu erreichen, und zwar durch die Programme „Eine Agenda für neue Qualifi-
kationen und Arbeitsplätze“, „Jugend in Bewegung“ und „Europäische Platt-
form zur Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung“ (Europäische 
Kommission, 2010). 

Die Analyse der Ergebnisse der nationalen Beschäftigungspolitik in der 
Tschechischen Republik im Jahr 2016 zeigt, dass im Rahmen der Maßnah-
men der aktiven Beschäftigungspolitik insgesamt 49 183 neue Arbeitsplätze 
geschaffen wurden, was einen Rückgang von 44,9 Prozent zum Vorjahr be-
deutet. Bei insgesamt 27 208 neu geschaffenen Arbeitsplätzen enstanden 27 
208 Sozialstellen und 21 137 Gemeinschaftsstellen. Im Rahmen der geschütz-
ten Arbeitsplätze (wie z. B. für Menschen mit Behinderung) wurden 838 Stel-
len eingerichtet. An Umschulungsmaßnahmen nahmen insgesamt 22 548 Per-
sonen teil (Ministerium für Arbeit und Soziales der Tschechischen Republik 
2017). 

In ihrem Buch analysierten Smith und Kollegen (2016) die Wirksamkeit der 
Instrumente der staatlichen Beschäftigungspolitik sowie den Effekt der neu 
geschaffenen Arbeitsstellen. Hierbei wurden insgesamt 59 Politiker und Be-
amte mithilfe der Fragebogen-Methode befragt. Die Probanden hatten zum 
Zeitpunkt des Wirtschaftsumbruchs hohe berufliche Positionen inne (unter 
anderem Premierminister der Tschechischen Republik, Minister für Arbeit 
und Soziales, Stellvertretender Minister für Arbeit und Soziales, Minister für 
lokale Entwicklung, Gouverneur des Direktors oder der regionalen Zweig-
stelle). Aus den Ergebnissen der Umfrage ergab sich, dass diese Faktoren ein 
ideales Feedback über die Probleme auf dem Arbeitsmarkt liefern. Erfahrun-
gen mit dem Arbeitsmarkt wurden durch E-Learning aus der eigenen unter-
nehmerischen oder akademischen Tätigkeit und der Wirkung der öffentlichen 
Verwaltung herangezogen. Bei der Analyse der Beschäftigungspolitik soll 
sich hauptsächlich an den Dokumenten der Europäischen Union und an der 
tschechischen sowie ausländischen Fachliteratur orientiert werden. Die Aus-
gaben für die passive Beschäftigungspolitik des Staatshaushalt sind ausrei-
chend. Auch die Ausgaben für eine aktive Beschäftigungspolitik des Staats-
haushaltes zeigten, dass sie ausreichend sind. Was die Beschäftigungsmaß-
nahmen betrifft, waren die Gemeinschaftsarbeit und die Umschulungen am 
effektivsten. Die Frage, ob der Staat ausreichende Voraussetzungen dafür ge-
schaffen hat, dass Strukturen an Schulen und Universitäten den Anforderun-
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gen des Marktes gerecht werden, wurde am negativsten beantwortet. Weiter-
hin wurden auch ineffektive Investitionsanreize genannt. Als problematisch 
bezeichnete die Mehrheit der Befragten die Subvention für die Errichtung ei-
ner neuen Stelle, weil sie die gleichen Bedingungen auf dem Arbeitsmarkt 
massiv untergräbt und gleichzeitig den Verwaltungsaufwand der Unterneh-
men sowie die Zahlung von verschiedenen Leistungen (z. B. zur Förderung 
des Sozialstandards), die nicht mit der Umschulung oder gemeinnütziger Ar-
beit verbunden sind, steigert. Die passive Beschäftigungspolitik wird von der 
Mehrheit der Befragten neutral beurteilt.
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III. Wirksamkeit der Beschäftigungspolitik 
in Europa 

 

Die nationale Beschäftigungspolitik in Europa kann sich negativ auf die Mo-
tivation der Personen auswirken, sich aktiv am Arbeitsmarkt zu beteiligen, 
weil einige es vorziehen, von den großzügigen Sozialleistungen (Tip & 
Večerník 2005) zu leben, anstatt zu arbeiten. Dies führt zu einer verstärkten 
Rolle der Grau- und Schwarzwirtschaft, was wiederum die Steuerhinterzie-
hung (Slemrod 2007) als Folge hat. Der großzügige Wohlfahrtsstaat ist ein 
negatives Phänomen, wie die Schattenwirtschaft, illegale Geschäfte, die 
Schwarzarbeit und die Steuerhinterziehung, die unabhängig von der Reife 
des Landes auftreten (Gërxhani & Schram 2006). Ein großer Rückschlag für 
die europäische nationale Beschäftigungspolitik ist die Lissabon-Strategie, 
und zwar vor allem deshalb, weil sie unrealistische Ziele setzte. Die Arbeits-
produktivität ist auch nach der Revision gestiegen (Promberger, Marinoudi 
& Martin 2016). Es hat sich gezeigt, dass die Besteuerungshöhe von Unter-
nehmen in Europa und die Besteuerung der Arbeit in den neuen Mitglieds-
ländern der Europäischen Union nicht zu einem höheren Beschäftigungsni-
veau beiträgt (Violett & Schneider 2009). 

Die nationale Beschäftigungspolitik in Deutschland hatte widersprüchliche 
Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt. In den 1990er Jahren erhöhten Um-
schulungsprogramme die Chancen auf eine Beschäftigung sowie ein höheres 
Einkommen. Gleichzeitig zeigte sich jedoch, dass es sich eher um einen 
kurzfristigen Effekt, insbesondere für männliche Bewerber der ehemaligen 
DDR handelte (Lechner, Miquel & Wunsch 2007). Laut einer anderen Studie 
(Bergmann, Fitzenberger & Speckesser 2009) stellten sich Umschulungen 
als nahezu wirkungslos heraus und verschafften den Bewerbern keine Ar-
beitsplätze. Die Evaluierung der Beschäftigungspolitik in Deutschland in den 
Jahren 2000 und 2001 zeigte sowohl wirtschaftliche Ineffizienz als auch 
nicht signifikante Ergebnisse der Programme, und zwar sowohl für West- als 
auch für Ostdeutschland. Nach den Ergebnissen der Analysen sind die Chan-
cen für die Kandidaten, an der nationalen Beschäftigungspolitik teilzuneh-
men, paradoxerweise noch schlechter (Hujer & Thomsen 2010) geworden.
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Die Programme der aktiven Beschäftigungspolitik, die in den Jahren 1998-
2005 in der ehemaligen DDR durchgeführt wurden, trugen nicht zu den hö-
heren Beschäftigungszahlen bei (Lechner & Wunsch 2009). Österreichische 
Programme aktiver Beschäftigungspolitik wirken sich laut der Forschung 
von Lechner und Wiehlera (2011) ebenso geringfügig auf die Beschäftigung 
der Bewerber aus.  

Aktive Beschäftigungspolitik, die seit 1997 in Schottland umgesetzt wurde, 
ist völlig gescheitert. Bislang ist es nicht gelungen, das Risiko der Arbeitslo-
sigkeit zu verringern, die sich als Generationenmischung erwiesen hat. Spe-
zifische Instrumente staatlicher Beschäftigungspolitiken konnten die Wahr-
scheinlichkeit, dass Bewerber für eine Erwerbstätigkeit tatsächlich gefunden 
werden, nicht steigern (Adams & Thomas 2007). 

Die rumänische Erfahrung mit Programmen der staatlichen Beschäftigungs-
politik zeigt, dass die Umschulung, die Unterstützung von Handwerkern und 
die gemeinnützige Arbeit die Arbeitslosigkeit vermindert und die wirtschaft-
liche Situation der Teilnehmer kurzfristig verbessert, aber sich nicht auf den 
Arbeitsmarkt (Beschäftigung, Arbeitslosigkeit) auswirkt. Die Wirkung der 
Instrumente der staatlichen Beschäftigungspolitik und ihre Ergebnisse sind 
eindeutig: Die Arbeit der Gemeinschaft ist gescheitert. Es konnte ein Erfolg 
mit den Programmen der aktiven Beschäftigungspolitik erreicht werden, in-
dem mehr hochqualifizierte Kandidaten gebunden wurden, die stattdessen 
ohne die Hilfe der staatlichen Institutionen arbeitslos wären (Rodriguez-Pla-
nas & Jacob 2010). 

In Großbritannien stellt der Rückgang der Reallöhne seit 2010 ein gravieren-
des Problem dar. Die Ursache dafür liegt laut Grady (2017) in der neolibera-
len staatlichen Regulierung des Marktes, indem große Unternehmen die Ver-
ringerung der Löhne und Arbeitsprogramme der aktiven Arbeitsmarktpolitik 
beschneiden. Die negativen Auswirkungen auf die Reallöhne sollten den so 
genannten Stundenfreien-Vertrag ("Zero Hour Contracts") begründen, in 
dem der Umfang der geleisteten Arbeitsstunden festgelegt ist. Ein Arbeit-
nehmer hat das Recht, die Arbeit aufzunehmen, und der Arbeitgeber ist nicht 
verpflichtet, eine Mindestanzahl von Arbeitsstunden anzubieten. Grady hebt 
auch hervor, dass der Liberalismus in Großbritannien zu einer gemeinsamen 
Wirtschaftsform geführt hat, die auf einer starken Position des Staatssektors 
und der Regulierung der Märkte beruht, die vom problematischen Finanz-
sektor dominiert werden. 
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Aktive Arbeitsmarktpolitik ist nicht erfolgreich, was auch die Analyse durch 
die staatlichen Behörden zeigt. Oft ändern sich nur ihr Name, aber niemand 
fragt sich, warum sie weiter angewendet wird. Das einzige Ergebnis dieser 
Programme besteht darin, die Menschen dazu zu zwingen, schlecht bezahlte 
Arbeit kurzfristig anzunehmen (Grady 2017). 

Trotz der umstrittenen Effizienz ist die Umschulung das beliebteste Instru-
ment der aktiven Beschäftigungspolitik in Europa. So stellen beispielsweise 
Lorentzen und Dahl (2005) fest, dass in Norwegen im Gegensatz zu anderen 
Beschäftigungsprogrammen die Umschulung positive Auswirkungen auf die 
registrierte Arbeistlosigkeit hat.   

Aber nicht jedes Programm war wie das von Ronsena und Skardhamara 
(2009). Nicht jede Gruppe von Arbeitssuchenden wurde erfolgreich in den 
Arbeitsmarkt eingegliedert. Die Rückkehrwahrscheinlichkeit hängt stark 
vom Alter und der Ausbildung der Teilnehmer ab. Die Programme wirkten 
sich weder auf Fächer mit hohen Qualifikationen, noch auf Fächer mit sehr 
niedrigen Qualifikationen aus. Die negativen Auswirkungen wurden bei-
spielsweise bei Migranten und jungen alleinerziehenden Müttern beobachtet. 
Nach den Ergebnissen der Analysen des Arbeitsmarktes in der Slowakei er-
wies sich die Umschulung in den 1990er Jahren laut Štefánik (2014) als völ-
lig wirkungsloses Instrument. In Polen hingegen haben Umschulungspro-
gramme für Arbeitslose einen kurzfristigen Effekt gebracht (Kluve, Leh-
mann & Schmidt 2008). 

Kluve, Lehmann und Schmidt (2008) verwiesen auch auf die negativen Aus-
wirkungen von Lohnsubventionen, die die Wahrscheinlichkeit von Bewer-
bern für eine Beschäftigung verringern. Darüber hinaus warnen sie vor dem 
Substitutionseffekt (Extrusion nichtunterstützter Bewerber) und dem Wett-
bewerbsvorteil der Unternehmen, denen Unterstützung  zugestanden wird 
(Entlassungen nichtunterstützter Mitarbeiter). In Europa gibt es positive und 
negative Auswirkungen. Die Schweiz hat beispielsweise Programme zur Be-
schäftigungspolitik in Form von Subventionen für Antragstellte eingeführt, 
die für einen bestimmten Zeitraum als unwirksam eingestuft wurden (Gerfin, 
Lechner & Steiger 2005). In Deutschland erwies sich eine ähnliche Unter-
stützung in Form von Gehaltszuschüssen für Bewerber mit sehr geringen 
Qualifikationen als kurzfristiges Instrument wirksam (Jaenichen & Stephan 
2011).  
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Direkte monetäre Unterstützung für die Förderung des Handwerks in 
Deutschland ist lohnender als andere Programme der aktiven Beschäfti-
gungspolitik (Fertig, Schmidt & Schneider 2006).  

Die "Start-up"-Programme haben im Allgemeinen eine hohe Effizienz im 
Vergleich zu anderen Programmen der nationalen Beschäftigungspolitik und 
verbessern die Chancen der Kandidaten, das persönliche Einkommen zu er-
höhen (Baumgartner & Caliendo 2008). Diese Effekte sollten auch langfris-
tigen Charakter haben, da auch nach fünf Jahren noch über 80 Prozent der 
Teilnehmer in den Arbeitsmarkt integriert sind (Caliendo & Kuenn 2011). 

Als innovativ gilt unter den nationalen Beschäftigungspolitiken in Europa 
das dänische System "Flexicurity", das die Begriffe „Flexibilität“ und „Si-
cherheit“ miteinander verbindet. Dies ist eine Aktivierungspolitik. Aber nur 
durch die Reformen in den 1990er Jahren hat sie zum Abbau der Arbeitslo-
sigkeit beigetragen (Andersen & Svarer 2007). Zum Kernpunkt dieses Sys-
tems gehört die erhebliche Kürzung der Arbeitslosenunterstützung und der 
Leistungen der staatlichen Sozialhilfe sowie die Androhung der Kürzungen 
für zugeteilte Arbeitsplätze, die oft nicht mit dem Bewerber übereinstimmen 
(z. B. bei der Einstellung von Arbeitskräften für die Müllreinigung). Ros-
holm und Svarer (2008) untersuchten den Forschungseffekt der Theorie von 
Anderson und Svarera (2007). Es hat sich gezeigt, dass die Kandidaten sogar 
kurzfristig bereit sind, ihren realen Preis auf dem Arbeitsmarkt zu senken, 
um nicht unfaire Bedingungen akzeptieren zu müssen. Dazu gehören auch 
Programme der aktiven Beschäftigungspolitik, die auch harte Strafen für die 
Nichteinhaltung von Vorschriften vorsehen. 

Andere Instrumente, die in Europa analysiert werden, sind der Mindestlohn, 
der die Gesamtbeschäftigung nicht erhöht oder das Gesamtangebot an Ar-
beitskräften nicht beeinflusst. Das heißt, dass er in den Jahren 1991 bis 2006 
keine Auswirkungen auf die Beschäftigung von Kandidaten in europäischen 
Ländern hatte (Gottvald 2003; Oesch 2010; Smith et al., 2016). Der Mindest-
lohn ist ein traditionelles Instrument, das im libertären Zweig der Wirt-
schaftstheorie als sozial und wirtschaftlich schädlich für die nationale Be-
schäftigungspolitik betrachtet wird. Der Mindestlohn verbietet es den Be-
schäftigten, zu einem niedrigeren Lohn zu arbeiten, wodurch Personen „un-
freiwillig arbeitslos“ werden. Die Bewerber sind aufgrund ihrer Situation 
und ihrer Fähigkeiten normalerwiese nicht in der Lage, für einen begrenzten 
Mindestlohn Arbeit zu finden.  
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Diese Personen haben dann oft den Anreiz, sich nur in der grauen Wirtschaft 
nach Arbeit umzusehen (Wawrosz, Heissler & Mach 2012). In den letzten 
Jahren hat sich gezeigt, dass die Einführung des Mindestlohns die Unterneh-
mer eher dazu ermutigt, Menschen durch Maschinen zu ersetzen. Wegen des 
Mindestlohns bevorzugen Unternehmen oft Maschinen anstatt Menschen 
einzusetzen, da erstere deutlich geringere, jährliche Buchhaltungskosten im 
Vergleich zu qualifizierten Mitarbeitern verursachen.  

Aktuell ist das Thema Langzeitarbeitslose wichtig. Außerdem spielen neue 
Instrumente, wie das Coaching, eine wichtige Rolle. Die Autoren Van Lan-
deghem, Corvers und de Grip (2017) weisen darauf hin, dass die Arbeits-
marktpolitik die Ursachen der Langzeitarbeitslosigkeit nicht untersucht und 
für diese Arbeitsuchenden keine wirksamen Instrumente vorgeschlagen wer-
den. Somit kann nicht ausgeschlossen werden, dass Bewerber in Armut und 
Langzeitarbeitslosigkeit geraten. Der Vorschlag zur Einführung eines 
Coachings für Bewerber mit einer Grundausbildung und sehr geringen Qua-
lifikationen hat jedoch in Belgien zu positiven Erfahrungen geführt. Im Ge-
gensatz dazu hat man keine besondere Wirkung bei Coaching-Kandidaten 
(25-49 Jahre) für amerikas College-Absolventen und qualifizierte Akademi-
ker feststellen können (Van Landeghem, Corvers & de Grip 2017). 

Neueste Forschungsergebnisse befassen sich mit der staatlichen Beschäfti-
gungspolitik und ihrer Fähigkeit, auf die Auswirkungen der Wirtschaftskrise 
von 2008 zu reagieren. Vlandase (2017) erklärt den Zusammenhang zwi-
schen der starren Arbeitsgesetzgebung mit einem hohen Schutz von Arbeit-
nehmern und Beschäftigung (sog. Employment Protection Legislation) und 
den schlimmsten Entwicklungen bei der Arbeitslosigkeit. Das Beispiel 
Frankreichs mit dem rigiden arbeitsrechtlichen Schutz erklärt, warum dieser 
Zusammenhang beobachtet wurde. Es wird behauptet, dass die Krise in 
Frankreich nicht so hart ausfiel, wie in den Nachbarländern, insbesondere 
dank der starken sozialen Sicherheit und des Beschäftigungsschutzes (Vlan-
das 2017). Die negativen Auswirkungen spiegeln sich jedoch direkt auf dem 
Arbeitsmarkt in Form von Arbeitsplatzverlusten, aber auch im umgekehrtem 
Verhältnis im Haushaltsdefizit, wider. 
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IV. Entwicklung der Arbeitslosigkeit 
in der Tschechischen Republik und die    
Wirksamkeit der Beschäftigungspolitik 
Bis Mitte der 1990er Jahre hat sich die Regierung der Tschechischen Repub-
lik mit dem Problem der Arbeitslosigkeit nicht intensiv beschäftigt. In der 
Zwischenzeit sorgten anhaltende Überbesetzungen in Großunternehmen für 
einen zunehmenden Druck auf das Produktivitätswachstum (Gottvald, Pe-
dersen & Simek, 1999). Die staatliche Beschäftigungspolitik beinhaltete 
viele Sozialleistungen, was jedoch nicht das Arbeitslosenproblem auf dem 
Arbeitsmarkt in der Tschechischen Republik löste (Sirovátka & Mares 
2006a; Sirovátka & Mares 2006b; Hančlová 2011). Ab Mitte der neunziger 
Jahre begann dann die Arbeitslosigkeit in der Tschechischen Republik präg-
nanter zu werden. Leicht verzichtbare Arbeitskräfte gab es vor allem in den 
großen Verarbeitungsbetrieben sowie Banken, die von multinationalen Un-
ternehmen gekauft wurden. Die Rolle der Handwerksbetriebe sowie Sekto-
ren des Handels und der Dienstleistungen, in denen die IMU-Trennmittel aus 
dem Primärsektor mit neuen Techniken und Technologien ausgestattet wur-
den, wurden gestärkt. 

Myant (2013) hat hinsichtlich der wachsenden Arbeitslosigkeit erklärt, dass 
„im Zeitraum zwischen 1991 und 1997 die Gesamtbeschäftigung um 2,2 % 
zurückgegangen ist. Allerdings ist die größte Veränderung in der Beschäfti-
gungsstruktur zu sehen. Die Beschäftigung in der Industrie ging um 17,1 % 
zurück, in der Landwirtschaft sogar um 48,6 %. Ein Teil der Industrie flo-
rierte, während ein anderer Teil es schaffte, die Beschäftigung mit Krediten 
aufrechtzuerhalten" (S. 96). Die Sozialleistungen sind auf einem höheren Ni-
veau als der gesicherte Mindestlohn. Beispielsweise belief sich 1996 die Zahl 
der Langzeitarbeitslosen auf 66 000, von denen rund 45 Prozent nur arbeits-
willig waren, um Anspruch auf Sozialleistungen zu erhalten und durch die 
Sozial- und Krankenversicherung abgesichert zu sein (Fassmann 2007). 
Žídek (2006) wies darauf hin, dass dies die Problemgruppen des Arbeits-
marktes förderte, insbesondere Minderjährige, unqualifizierte Arbeitnehmer, 
Absolventen, Frauen nach dem Mutterschaftsurlaub und Menschen mit Be-
hinderungen.  
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Sirovátka und Žižlavský (2002) kamen zu dem Schluss, dass sich die Aus-
wirkungen der Rezession und ihrer Beschleunigung der Rationalisierung so-
wie der Modernisierung in den Jahren 1997-1999 nicht in der gesamten Wirt-
schaftsstruktur und in der Gesamtstruktur der Arbeitskräfte zeigten. Am 
stärksten war der Beschäftigungsrückgang in den traditionellen Sektoren 
Landwirtschaft, Rohstoffgewinnung, verarbeitendes Gewerbe, Baugewerbe, 
Verkehr und Nachrichtenübermittlung (S. 420). Scheuer und Gitter (2001) 
sehen die Ursachen des Anstiegs der Arbeitslosigkeit in der unvollständigen 
Transformation, der unzureichenden Finanzregulierung, großzügiger Sozial-
fürsorge und in einer eingeschränkten Arbeitsmobilität. Das Problem, das 
nicht ernst genommen wurde, führte hauptsächlich zu einer anhaltenden 
Überbesetzung in bestimmten Unternehmen (Jírová 2001; Arlt et al., 2006). 

Palíšková (2014) hat festgestellt, dass die strukturelle Arbeitslosigkeit für 
den tschechischen Arbeitsmarkt ein dauerhaftes und ernstes Problem dar-
stellt. Die Ursache soll in einer besonders schlecht angepassten, staatlichen 
Beschäftigungspolitik liegen. Aufgrund der relativ hohen Sozialleistungen 
im Vergleich zum Mindestlohn ist der Anteil der Arbeitslosen, die an der 
Arbeitssuche interessiert sind, relativ gering. Die Flexibilität des Arbeits-
marktes wird durch Maßnahmen sozialdemokratischer Regierungen geför-
dert, die die Regulierung des Arbeitsmarktes verstärken, z. B. in Form von 
Mindestlöhnen, Arbeitszeiten und Überstunden (Jackman 1994; Boeri & 
Terrell 2002; Smith et al., 2016). 

Im Jahr 2000 sank die Arbeitslosenquote von 9,0 Prozent (1999) auf 8,3 Pro-
zent (Sirovátka & Žižlavský 2002). Allerdings stieg diese bis zum Jahr 2002 
wieder an. Die Arbeitslosenquote stieg auf 9,8 Prozent und überschritt im 
Jahr 2003 sogar die Schwelle von zehn Prozent, da sich die meisten Auswir-
kungen der Umstrukturierungen und der großzügigen Sozialpolitik zu zeigen 
begannen. Žídek (2006) stellte fest, dass zwei Drittel der Bewerber für einen 
Arbeitsplatz nur über ein Grundbildungsniveau verfügten, die größte Chance 
auf einen Job hatten allerdings die übrigen Bewerber mit einem akademi-
schen Abschluss.   

Die staatliche Politik der Vermittlung von Arbeitssuchenden mit einem nied-
rigen Bildungsniveau bleibt ein dauerhaftes Problem des Arbeitsmarktes. Bis 
Ende 2016 liegt der Anteil der Arbeitssuchenden mit Grund- und Unterstufe 
bei 30,0 Prozent und der Anteil der Facharbeiter bei 36,8 Prozent der Ge-
samtzahl der Kandidaten (Ministerium für Arbeit und Soziales 2017). 
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Der Beitritt der Tschechischen Republik in die Europäischen Union hatte ei-
nerseits bessere Arbeitsbedingungen für die Arbeitnehmer zur Folge, ande-
rerseits brachte dies aber auch härtere Bedingungen und höhere Kosten für 
die Arbeitgeber mit sich (Magda, Marsden & Moriconi 2016). Die tschechi-
schen Unternehmen und Organisationen haben begonnen, Subventionen aus 
operationellen Programmen zu beziehen, die auf ein Entrepreneurship and 
Innovation Program abzielen. In der ersten Periode und in den Jahren 2004-
2006 wurden beispielsweise Investitionen aus dem Haushaltskapitel der Ko-
häsionspolitik in Höhe von 2,6 Milliarden Euro getätigt (Münich & Jurajda 
2009; Wiesböck et al., 2016). Der Einsatz erfolgt vor allem bei der Verbes-
serung der Verkehrsinfrastruktur und der Verteilernetze im Energiesektor so-
wie bei der Entwicklung technologieintensiver Sektoren (High-Tech und 
Medium-Tech). Allerdings gab es schwerwiegende Probleme, nämlich er-
hebliche Mängel in der Verwaltung (Korruption) und Kontrolle der operati-
onellen Programme (Verschwendung). Es stellte sich heraus, dass die Mittel 
aus der ersten Phase des operationellen Programms (OP Industrie und Unter-
nehmen 2004-2006 und operationelles Programm Entrepreneurship und In-
novation 2007-2013) in wissens- und technischintensive Sektoren (28,6%) 
sowie in moderate technische und wissensbasierte Sektoren (37,0%) und nur 
zu 14,0% in Hightech- und wissensintensive Sektoren (ohne Bauwirtschaft, 
Abfall- und Energiewirtschaft) flossen. Im nächsten Programmplanungszeit-
raum 2007-2013 stieg der Anteil der wissens- und technologieintensiven 
Sektoren auf 49,2 % und der Anteil der Hightech- und wissensintensiven In-
dustrien sank auf 6,2 % (Vokoun & Stellner 2016). 

Die Untersuchung (Tip & Večerník 2005; Gerbery 2007; Tvrdoň 2008; Ste-
phan 2008; Bukowski, Koloch & Lewandowski 2013) kommt zu dem 
Schluss, dass die staatliche Beschäftigungspolitik in der Tschechischen Re-
publik eine schwache Wirkung hat. Die Ergebnisse der Regressionsanalyse 
zeigten negative Auswirkungen auf die Höhe der Gesamtarbeitslosigkeit 
(Cup 2010). Es wurden Ausbildungsprogramme, Programme für Sozialstel-
len und ausgewählte Programme vom Europäischen Sozialfond kofinanziert. 

Der Deregulierungsprozess des Wohnungsmarktes wird aufgrund der Mobi-
lität der Arbeitskräfte positiv bewertet und Vorhersagen von Ökonomen über 
die Unnachhaltigkeit dieser Verordnung und ihrer Schädlichkeit treffen zu.  
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Die häufigste und am stärksten ausgeprägte Bereitschaft zum berufsbeding-
ten Umzug schränkt familiäre, soziale und kulturelle Faktoren ein (Vlček 
2010). Die Politik ist auf die Flexibilität des Arbeitsmarktes in Form eines 
anreizbasierten Beitrags zum Übergang ins Erwerbsleben ausgerichtet und 
leistet einen positiven Beitrag zur Verbesserung der Mobilität auf dem Ar-
beitsmarkt und zur Förderung des Wirtschaftswachstums (Kahn 2012). 

Im Rahmen der von Říha (2009) durchgeführten Untersuchungen wurde fest-
gestellt, dass die Absolventen die konträre Umschulung negativ bewerten, 
weil diese sogar die Position von Kandidaten für den Arbeitsmarkt ver-
schlechtert. Positiv wurden Sozialstellen und Unterstützungsangebote zur 
Selbständigkeit bewertet, neutral die Teilnahme an Gemeinschaftsprogram-
men sowie öffentliche Arbeiten und individuelle Aktionspläne, bei denen das 
Risiko der Arbeitslosigkeit aufgrund der geringeren Eigenschaften der Teil-
nehmer im Vergleich zu anderen Teilnehmern an Programmen der aktiven 
Beschäftigungspolitik viel höher ist. 

Das Ministerium für Arbeit und Soziales (2015c) stellte fest, dass eine aktive 
Beschäftigungspolitik „wesentlich zur allmählichen Verbesserung der Situ-
ation auf dem Arbeitsmarkt beigetragen hat, wo die jährlichen Unterschiede 
zwischen den registrierten Seiten der Tschechischen Republik allmählich ab-
nahmen. Ab Juni 2014 begannen sich die jährlichen Verluste sowie die Be-
schäftigung in der Tschechischen Republik zu zeigen“. Der Anteil der jungen 
Arbeitnehmer bis 25 Jahre ist auf Maßnahmen der aktiven Beschäftigungs-
politik zurückzuführen, die von Jahr zu Jahr zugenommen haben. Auch die 
aktive Beschäftigungspolitik trug zum Anstieg der Beschäftigung bei, deren 
durchschnittliche Anzahl im ersten Halbjahr 2014 im Vergleich zum Vorjahr 
gestiegen ist. Die Verbesserung der Situation auf dem Arbeitsmarkt in der 
Tschechischen Republik ist positiv und im internationalen Vergleich ist ins-
besondere die Jugendarbeitslosigkeitsrate auf 25 Jahre deutlich gesunken. 
Die Arbeitslosenquote liegt in den EU-Ländern langfristig unter dem Durch-
schnitt (28), im zweiten Quartal 2014 in der Tschechischen Republik unter 
dem Minimalwert (73). Diese Erklärung beschreibt nur die aggregierten In-
dikatoren, bewertet aber nicht die Wirksamkeit der Programme und berück-
sichtigt auch nicht die Kritik aus der Wirtschaftsforschung. 

Vokoun stützt seine Analyse (Smith et al., 2016) auf Daten, die das Ministe-
rium für Arbeit und Soziales zur Verfügung stellt. Auf Grundlage dessen 
kam er zu dem Schluss, dass die aktive Beschäftigungspolitik nur für einen 
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kurzen Zeitraum Wirkung zeigt. Ihre Auswirkungen auf die nationalen Ar-
beitsmärkte sind in vielen Fällen gleich Null oder in vielerlei Hinsicht sogar 
negativ (Smith et al., 2016). Positive Kurzzeiteffekte wurden in der aktiven 
Beschäftigungspolitik beobachtet, die vor allem auf die Beschäftigung von 
Menschen mit Behinderungen und auf Gemeinschaftsarbeit abzielt. Andere 
Instrumente, ob auf nationaler oder regionaler Ebene, zeigten die gewünsch-
ten positiven Auswirkungen auf die Arbeitslosenquote. Im Rahmen der kli-
ometrischen Bewertung (Vokoun 2013) wurden in der gleichen Studie 
(Smith et al., 2016) langfristige negative Auswirkungen durch verschiedene 
Instrumente der aktiven Beschäftigungspolitik erkannt. Als statistisch signi-
fikant hat sich ein direkt proportionaler Zusammenhang zwischen der 
Wachstumsrate der Arbeitslosigkeit und dem Wachstum der Gesamtausga-
ben für die passive Politik der Arbeitslosigkeit sowie für die staatliche Be-
schäftigungspolitik erwiesen. Diese Analyse wurde nicht in das Programm 
der aktive Beschäftigungspolitik einbezogen, die dem tschechischen Arbeits-
markt langfristig Vorteile bringen würde. 

Der Mindestlohn in der Tschechischen Republik hat nicht den geringsten 
Einfluss auf die Gesamtarbeitslosenquote (Pavelka, Rock & Čadil 2014). Die 
Arbeitslosen in den 1990er Jahren wurden gemäß Pavelky (2012) durch ei-
nen Mindestlohn motiviert, weil verschiedene Vorteile, wie beispielsweise 
mehr Geld für Freizeit, zum Tragen kamen. Vokoun hat in seiner Analyse 
(Smith et al., 2016) über die Auswirkungen von Mindestlöhnen auf dem Ar-
beitsmarkt keine statistisch signifikanten Auswirkungen des Mindestlohns 
sowie hinsichtlich des Verhältnises von gezahlten Mindestlöhnen auf den 
Durchschnitt der aggregierten Höhe der Arbeitslosigkeit gefunden. Ganz im 
Gegenteil hat die Erhöhung des Anteils der Mindestlöhne in den niedrigsten 
Dezilöhnen, die spezifische Arbeitslosenquote der Langzeitarbeitslosen und 
der arbeitslosen Frauen sogar erhöht. Der Mindestlohn verursacht statistisch 
gesehen eine höhere Arbeitslosenquote. 
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V.  Entwicklung der Arbeitsmärkte 
in der Region Südböhmen 

 

Die Region ist eine Gebietseinheit als Territorium, das auf der Grundlage ge-
meinsamer Merkmale definiert wird (Kern 1997). In der Tschechischen Repub-
lik werden die Regionen nach der Klassifikation CZ-NUTS (Nomenklatur der 
Gebietseinheiten für die Statistik der Tschechischen Republik) bezeichnet. Die 
Arbeitsmärkte sind regional variabel, und die Region ist anders als die Struktur 
des Arbeitsmarktes sowie die Wege zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit (Peck 
1996), was die staatliche Beschäftigungspolitik oft nicht widerspiegelt. Frýd-
manová und Janáèek (1997) beschreiben den Zusammenhang zwischen regio-
nalen Besonderheiten und der Dynamik der Gesamtarbeitslosenquote. Sie stell-
ten Folgendes fest: „Der regionale Charakter der Arbeitslosigkeit hat seine 
Wurzeln in der bisherigen Beschäftigungsstruktur. Regionale Unterschiede bei 
der Arbeitslosigkeit bestehen in anderen transitiven Ländern. Faktoren, die das 
Wachstum der Arbeitslosigkeit beeinflussen, verursachten Ungleichgewichte  
durch die unterschiedliche Bevölkerungsstruktur sowie durch die wirtschaftli-
che Aktivität in den verschiedenen Regionen. Arbeitslosigkeitsprobleme sind in 
den einseitig orientierten Produktionsbereichen, ob industriell oder landwirt-
schaftlich, zu beobachten“ (vgl. hierzu Frýdmanová & Janáèek 1997, S. 3). 

Weitere Untersuchungen zeigen, dass der tschechische Arbeitsmarkt „signifi-
kante regionale Unterschiede aufweist, die zu einer räumlichen Streuung der 
Wirtschaftsstruktur führen. Auf der einen Seite gibt es eine Konzentration der 
Industrie mit mangelnder Wettbewerbsfähigkeit in bestimmten Regionen und 
gleichzeitig mit dem Wachstum der Investitionen in wirtschaftlich attraktiven 
Regionen. Infolgedessen gibt es auch ein erhebliches Ungleichgewicht der 
Nachfrage und des Angebots an Arbeitskräften zwischen verschiedenen Regio-
nen und andere Ungleichgewichte auf dem Arbeitsmarkt“ (vgl. hierzu 
Palíšková 2014, S. 145). 

Wir stimmen mit der Auffassung überein, dass die strukturellen Faktoren, die 
die regionalen Disproportionen beeinflussen, die Bildungsstruktur, den Anteil 
der Stadtbevölkerung, die Möglichkeit zur Erlangung von Qualitätsqualifikati-
onen und nicht zuletzt die Entfernung der Grenze zu Deutschland und Öster-
reich, in denen viele Tschechen arbeiten (Svejnar, Terrellová & Münich 1997; 
Váchal, Pártlová & Straková 2010), umfassen.
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Die südböhmische Region grenzt an die Bundesrepublik Deutschland sowie an 
die Republik Österreich. Die Region weist eine Fläche von 10 057 km2 auf. Das 
Gebiet wird allgemein als ein industriell-agrarisches Gebiet angesehen (Smith 
et al., 2016). Der Charakter der Region spiegelt sich in der Möglichkeit einer 
stärkeren grenzüberschreitenden Zusammenarbeit in den Bereichen Produk-
tion, Dienstleistungen und Tourismus wider. Die Region zeichnet sich durch 
einen Nationalpark, natürliche Bodenschätze und eine damit verbundene ge-
ringe Bevölkerungsdichte in der Tschechischen Republik aus (63 Einwohner 
pro km2). Ende 2015 lebten in der Region Jistota Plus 637 800 Einwohner, das 
Durchschnittsalter betrug 42,1 Jahre. Der Anteil der Bevölkerung mit Hoch-
schulabschluss an der Gesamtzahl der über 15-Jährigen lag bei 15,0 %, der An-
teil der Personen mit einem vollständigen Sekundarschulabschluss (einschließ-
lich höherer Bildung) bei 33,5 %. Die durchschnittlichen monatlichen Brutto-
löhne und -gehälter im Jahr 2014 betrugen 22 296 Tschechische Kronen. In der 
Region wurden 303 400 Personen beschäftigt, davon 32,4 Prozent in der In-
dustrie, 11,2 Prozent im Handel und in der Instandsetzung (z. B. Kfz-Werk-
stätte) sowie 8,7 Prozent im Baugewerbe. Ende 2015 wurden in der Region 22 
576 registrierte Arbeitssuchende gemeldet. Dies entsprach einem Anteil der Ar-
beitslosen von 5,1 Prozent (Tschechisches Statistisches Amt 2016c). 

In den Grenzgebieten wird die Wirtschaftsforschung in den letzten zehn Jahren 
in folgende Dimensionen aufgeteilt: Die Intensität der Geschäftstätigkeit (wirt-
schaftliche Situation), den Anteil der landwirtschaftlichen Produktion großer 
Investitionsprojekte, die Anzahl der Großstädte, die Frage der Standortverlage-
rung der Deutschen, die Integration in das nationale Verkehrsnetz, die touristi-
sche Attraktivität, die Qualifikation und Ausbildung der Bevölkerungsstruktur, 
die Anzahl der Universitäten oder die wirtschaftlichen Auswirkungen auslän-
discher Nachbarn (Pleskot 2007). Die Grenzarbeitnehmermigration erfolgt 
meist in Form von Tagespendlern sowie längerfristigen Einsätzen (Saisonarbeit 
mit Unterkunft, Langzeitarbeit mit Unterkunft oder mit einem Beitrag zur Un-
terkunft). Die Hauptmotivatoren sind hierbei höhere Löhne in wirtschaftlich 
besser entwickelten Ländern wie Deutschland und Österreich.  

Laut Hlavatého (2007) sind die deutschen Arbeitnehmer in der Tschechischen 
Republik hauptsächlich in den Branchen Lebensmittel, Treibstoff, Medika-
mente und Dienstleistungen (u. a. Gastgewerberbe, Friseur, Autowerkstatt) be-
schäftigt.  
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Nach dem Beitritt der Tschechischen Republik in die Europäischen Union hat 
diese Situation sehr negative Auswirkungen auf den Wohlstand der deutschen 
Kleinunternehmer in Grenzgebieten (Wiesböck 2016). 

Tabelle 1: Der durchschnittliche Anteil der Arbeitssuchenden in der Bevölke-
rung zwischen 15-64 Jahren in den Jahren 2005-2016 in den Bezirken der Süd-
böhmischen Region und der Tschechischen Republik 
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2005 6,6 3,1 4,6 5,1 5,6 4,3 5,4 7,2 

2006 6,1 3,1 4,0 4,8 5,3 4,4 5,1 6,7 

2007 5,0 2,7 3,0 3,6 3,8 3,6 4,3 5,2 

2008 4,1 2,4 2,8 2,6 3,2 3,2 3,9 4,6 

2009 6,1 3,9 4,4 4,8 4,8 5,6 5,9 6,9 

2010 7,0 4,4 4,9 5,4 5,3 6,8 6,7 7,5 

2011 6,7 4,5 4,6 5,1 5,1 7,0 6,8 7,5 

2012 6,8 4,7 5,0 5,0 5,1 6,8 6,8 7,7 

2013 7,7 5,4 5,4 6,2 5,9 7,4 7,7 8,9 

2014 7,7 5,6 5,2 5,9 5,8 7,6 7,3 8,8 

2015 6,6 4,4 4,0 4,6 4,4 6,5 5,9 7,3 

2016 5,6 3,6 3,7 3,5 3,7 5,7 5,0 6,4 

Durch-
schnitt 6,3 3,98 4,30 4,72 4,83 5,74 5,9 7,06 

Quelle: Ministerium für Arbeit und Soziales 2017. 
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Im Zeitraum von 2005 bis 2016 wiesen die Grenzgebiete der Region von 
Südböhmen eine geringere Arbeitslosenquote als der nationale Durchschnitt 
auf (Tabelle 1). Konkret handelte es sich hierbei um den an Bayern angrenzen-
den Bezirk Prachatitz [Prachatice] und um die Bezirke Böhmisch Budweis 
[České Budějovice] und Neuhaus [Jindřichův Hradec], die an Österreich an-
grenzen. Erhebliche Auswirkungen der wirtschaftlich stärkeren bayerischen    
oder österreichischen Region tragen dauerhaft zu einer niedrigen Arbeitslosen-
quote bei. Die genannten Bezirke wiesen auch eine niedrigere durchschnittliche 
Arbeitslosenquote als die anderen Bezirke der Region auf. Die schwierigste Si-
tuation findet sich im Bezirk Krumau [Český Krumlov], der sich auf die Tou-
rismuswirtschaft spezialisiert. Die Nachfrage nach Arbeitskräften verzeichnet 
daher saisonale Spitzen, die im Wesentlichen vom Wachstum und vom Ab-
schwung, d. h. von der Anzahl der Touristen, abhängig ist. 

Tabelle 2: Reihenfolge der Bezirke der Südböhmischen Region entsprechend 
dem Anteil der Arbeitssuchenden in der Bevölkerung im Alter von 15-64 
(Arbeitslosenquote) im Jahr 2016 vom niedrigsten zum höchsten. 

Bezirk 
Arbeitslosenquote 

Gesamt 
(Reihenfolge 1-77) 

Arbeitslosenquote 
Männer 

(Reihenfolge 1-77) 

Arbeitslosenquote 
Frauen 

(Reihenfolge 1-77) 

Neuhaus 
[Jindřichův  

Hradec] 
3,5 % (8.) 3,3 (10.) 3,7 (8.) 

[Böhmisch Bud-
weis] 

České Budějovice 
3,6 % (10.) 3,4 (15.) 3,8 (10.) 

Pisek [Pisek] 3,7 % (11.) 3,3 (12.) 4,0 (12.) 
Prachatitz  

[Prachatice] 
3,7 % (12.) 3,9 (22.) 3,4 (4.) 

Strakonitz  
[Strakonice] 

5,0 % (36.) 4,8 (37.) 5,2 (36.) 

Tabor [Tábor] 5,7 % (45.) 5,2 (43.) 6,1 (50.) 
Krumau 

[Český Krumlov] 6,4 % (57.) 6,0 (52.) 6,9 (58.) 

Quelle: Ministerium für Arbeit und Soziales 2017. 
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Die Südböhmische Region weist hinsichtlich der Arbeitslosenstruktur keine 
spezifischen Merkmale auf (Vyhlídal 2010). Der hohe Anteil von potentiel-
len, gut ausgebildeten Arbeitnehmern kann mit einem Bildungsbogen über-
wacht werden. Die böhmische Region ist im Durchschnitt von einer niedrigen 
Arbeitslosigkeit und Bevölkerungsanzahl geprägt, weshalb das Pro-Kopf-
BIP hoch ist (Palátová & Tomášková 2006). Die Region weist eine hohe Be-
schäftigung auf (Hampl 2001). Aus Sicht der Dichotomie "Entwicklung ver-
sus problematisches Territorium" stellte sich heraus, dass zu den Entwick-
lungsgebieten die Regionalhauptstadt Ceske Budejovice, die Stadt Tabor und 
der Nationalpark Böhmerwald zählen. Zu den Regionen mit einer prekäreren 
Situation gehören Strakonice, Camp und Cesky Krumlov, genau in dieser 
Reihenfolge. Dabei handelt es sich um Bezirke der Tschechischen Republik, 
die in der zweiten Hälfte des Dossiers zu finden sind und zu den Regionen 
mit höherer Arbeitslosigkeit gehören (Tabelle 2). Die maximale Anzahl der 
Arbeitslosen in Ceske Budejovice und Lager belief sich im Jahr 2016 auf 
über 8 000 registrierte und erreichbare Kandidaten (Tabelle 3). 

Tabelle 3: Sortierung der Bezirke am 31. Dezember 2016 nach der Anzahl 
der registrierten Arbeitssuchenden (EUZ) und zugänglich für Bewerber im 
Alter von 15-64 Jahren (DUVV) 

Landkreis EUZ DUVV 
České Budějovice 4688 (29) 4160 (33) 
Tábor 3758 (41) 3685 (40 
Český Krumlov 2774 (53) 2674 (53) 
Jindřichův Hradec 2435 (58) 2182 (63) 
Strakonice 2352 (64) 2281 (59) 
Písek 1896 (67) 1607 (70) 
Prachatice 1482 (74) 1302 (74) 

   Quelle: Ministerium für Arbeit und Soziales des Jahres 2017. 
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VI.  Entwicklung der Arbeitslosigkeit 
in Deutschland und in Bayern 

 

Im Jahre 1990 kam es zur Wiedervereinigung Deutschlands. Der Staatsver-
trag über die Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion war der erste Schritt 
zum Beitritt der Deutschen Demokratischen Republik zur Bundesrepublik 
Deutschland (Stellner et al. 2012a; Stellner 2012b). Die Lage wurde dadurch 
verkompliziert, dass das ostdeutsche kommunistische Regime in den Jahren 
1949-1989 das Gesetz über das Recht auf Arbeit verabschiedet sowie die 
Vollbeschäftigung und eine umfassende Sozialhilfe eingeführt hat. Die zent-
ral gelenkte Planwirtschaft stand jedoch unter keinem guten Zeichen und 
zeichnete sich u. a durch die Ausbeutung der Arbeitskraft, eine überwu-
chernde Bürokratie, einen massiven Sicherheitsapparat und eine niedrige Ar-
beitsproduktivität aus (Soběhart & Novotný 2016). Im Vergleich zur Bun-
desrepublik Deutschland hatten die Ostdeutschen aber nur ein Drittel des 
Durchschnittslohns, ein Drittel der Arbeitsproduktivität, eine mangelnde 
Versorgung mit Gütern und eine unzureichende Ausstattung privater Haus-
halte. Während der Existenz der DDR verließen die Menschen das Land und 
flüchteten in die BRD, die Gesamtzahl dieser Einwanderer wird auf 3,8 Mil-
lionen geschätzt (Eichhorst, Grienberger-Zingerle & Konle-Seidl 2010). 

Die Wiedervereinigung Deutschlands beeinflusste die Wirtschaft stark. Ein 
ernsthaftes Problem stellte der enorme Anstieg der Arbeitslosenzahl in den 
Bundesländern der ehemaligen DDR dar, da der Übergang zur Marktwirt-
schaft, einschließlich der Übertragung des sozialen Marktmodells, durch 
zahlreiche Insolvenzen von Unternehmen begleitet wurde, die nicht im 
Stande gewesen waren, die Mittel für den Verkauf der relativ mangelhaften 
Produkte für den hohen Lohnaufwand zu generieren. Tausende ehemalige 
ostdeutsche Arbeiter, die ihren Arbeitsplatz im Zuge der Schließungen ver-
loren und im Westen Deutschlands keine Arbeit finden konnten, gelangten 
so auf den Arbeitsmarkt.  

Knigge (2014) schrieb dazu Folgendes: „Die Wirtschaft der DDR war nicht 
in der Lage mitzuhalten und brach zusammen. Es mussten neue Industrie-
zweige und neue Arbeitsplätze geschaffen werden. Das gleiche galt für die 
verfallene Infrastruktur, die durch außerordentliche Mühe und hohe finanzi-
elle Ausgaben neu ausgebaut werden musste. Auch dieser Prozess nimmt Zeit 
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in Anspruch und ist auch trotz umstrittener Ergebnisse in der Gegenwart 
noch nicht abgeschlossen“ (S. 17). 

Ehing (2014) hat dazu angeführt: „Betrachtet man die Unterbeschäftigung in 
Ost- und Westdeutschland getrennt, so kann festgestellt werden, dass im Jahr 
2010 13 Prozent der Arbeitnehmer in den neuen Bundesländern unterbe-
schäftigt waren. In den alten Bundesländern gilt dies für 10 Prozent der Ar-
beitnehmer. Bemerkenswert ist dabei, dass die Personen die von der Unter-
beschäftigung betroffen sind, in den neuen Bundesländern in Teilzeit beschäf-
tigt und demgegenüber mehr als die Hälfte dieser Menschen in den alten 
Bundesländern vollzeitbeschäftigt waren. Wie wir am Anfang erwartet ha-
ben, reflektiert sich daraus zumindest teilweise die unterschiedliche Lage auf 
dem Arbeitsmarkt in Ost- und Westdeutschland “ (S. 254). 

Während des s.g. Wirtschaftswunders sank die Arbeitslosenquote in der Bun-
desrepublik Deutschland unter die fünf-Prozent-Grenze (Black 2012). Diese 
positive Entwicklung änderte sich nach den Ölkrisen in den siebziger Jahren 
und schließlich nach der Wiedervereinigung aufgrund der wirtschaftlichen 
Schwächen der beigetretenen ostdeutschen Gebiete. Es bestand eine Notwen-
digkeit darin, in die Modernisierung und Entwicklung der Industrie und der 
Städte enorme Summen zu investieren. Im Jahr 1997 betrug die Gesamtar-
beitslosenquote 11,5 Prozent. Auch nach dem Jahr 2000 hat sich die Lage auf 
dem deutschen Arbeitsmarkt nicht verbessert. Darüber hinaus war mehr als 
die Hälfte der Arbeitslosen über ein Jahr ohne Arbeit, was die Beschäfti-
gungspolitik stark verteuert hat, da die Rückkehr von Langzeitarbeitslosen in 
den Arbeitsmarkt kostenintensiver und gleichzeitig weniger erfolgreich ist 
(Potužáková 2011). 

Die Regierungen unter der Führung der Christdemokraten konnten keine 
grundsätzlichen Reformen durchsetzen, da sie sich dem Druck der Gewerk-
schaften entzogen (Magda, Marsden & Moriconi 2016). Aus diesem Grund 
wurde seitens der Bundesregierung im Jahr 2002 die Kommission für Mo-
dernen Dienstleistungen am Arbeitsmarkt, kurz Hartz-Kommission genannt, 
ins Leben gerufen (Fleckenstein 2008).  

Die Kommission wurde nach dem ehemaligen deutschen Manager Peter 
Hartz benannt, der als Personalchef der Dillinger Hütte in der Lage war, einen 
sozialverträglichen Personalabbau zu erreichen. Anschließend war er Perso-
nalvorstand der Volkswagen AG in Wolfsburg. 
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Hier war er für das Projekt Vier-Tage-Woche oder 5 000 × 5 000 verantwort-
lich. Das Projekt 5 000 × 5 000 bedeutete, dass Volkswagen 5000 neue Ar-
beitnehmer einstellte, die allerdings nicht nach dem geltenden Haustarifver-
trag bezahlt wurden, sondern brutto jeweils 5 000 DM pro Monat verdienten. 

Zweck der Harz-Kommission war es, Maßnahmen zur Verbesserung des Ar-
beitsmarktes und der Arbeitsämter zu entwickeln. Aufgrund ihrer Vorschläge 
wurden vier Gesetze erlassen (Hartz I-IV). Im Zuge der Reformen der öffent-
lichen Arbeitsvermittlungsdienste wurden ebenso die zutreffenden Instituti-
onen umbenannt, die heute unter der Bezeichnung Bundesagentur für Arbeit 
mit den Regionaldirektionen und Agenturen für Arbeit tätig sind. In den 
Agenturen wurden s.g. Kundenzentren eingerichtet, die die meisten administ-
rativen Aufgaben übernehmen. Die Aktivitäten dieser Institutionen sollte 
transparenter und effektiver gestaltet werden, um einen besseren Kontakt mit 
den Arbeitslosen zu gewährleisten (Fleckenstein 2008; Stephan & Lecum-
berry 2015). 

Negative Arbeitsmarktentwicklungen veranlassten die Bundesregierung un-
ter Führung der SPD zu radikalen Reformschritten im Sinne des Mottos „För-
dern und Fordern“. Die veränderten Bedingungen und Maßnahmen hatten die 
Förderung der Schaffung von Arbeitsplätzen, die Umstrukturierung der So-
zialleistungen für Arbeitslose und die Reform der Beschäftigungsdienstleis-
tungen zum Ziel. Dies war Teil eines Pakets der Wirtschaftsreformen, be-
kannt als Agenda 2010, die auf die Lissabon-Strategie Bezug nahm. Es wur-
den Gesetze über moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt verabschiedet 
(Promberger, Marinoudi & Martin 2016; Eichhorst, Grienberger-Zingerle & 
Konle-Seidl 2010). 

Die Regierung konnte das Netz der Arbeitsämter reformieren. So sollte ein 
persönlicher Berater nicht mehr als 75 Arbeitssuchende betreuen, mit jedem 
Arbeitslosen musste ein verbindlicher, individueller Plan erstellt werden, um 
z. B. eine neue Stelle zu suchen. Außerdem wurden erteilte Angebote, z. B. 
zur Weiterbildung, zur Umschulung oder zum Erwerb der Fahrerlaubnis von 
den Beratern beurteilt. 

Es kam zu einer bedeutenden Förderung des Unternehmertums, d. h. die Be-
werber, die ein Unternehmen gründeten, konnten die Beratung auf dem Ge-
biet des Arbeitsrechts und der betrieblichen Arbeitsbedingungen nutzen. Im 
Falle des Erfolgs erhielten sie eine Vergünstigung auf die Arbeitslosenversi-
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cherung. Die Reformen richteten sich in erster Linie an die Bevölkerungs-
gruppe der unter 25-Jährigen. Alle jungen Arbeitslosen bis 25 Jahre hatten 
nach der Registrierung einen Anspruch auf die Vermittlung von Praktika, 
Ausbildung oder Arbeitstraining, mit dem Ziel, einen Arbeitplatz innerhalb 
von drei Monaten zu bekommen. Wenn die Bewerber eine Familie hatten, 
hatten sie einen Anspruch auf Kindergeld und falls ihnen Finanzmittel zur 
Deckung der Kindererziehung fehlten, konnten sie einen zusätzlichen Kin-
derzuschlag beantragen (Eichhorst, Grienberger-Zingerle & Konle-Seidl 
2010; Stephan & Lecumberry 2015). 

Aus wirtschaftlicher Sicht kann festgestellt werden, dass die Maßnahmen im 
Rahmen der Hartz-IV-Reform den Arbeitsmarkt effizienter gestaltet haben, 
insbesondere dadurch, dass die Behörden das Arbeitslosengeld wirtschaftli-
cher zahlten. Sie hatten so eine differenzierte Verteilung des Arbeitslosengel-
des erreicht, die Dauer der Arbeitslosenunterstützung wurde von zwei Jahren 
auf ein Jahr reduziert. Danach hatten die Arbeitslosen einen Anspruch auf 
Arbeitslosengeld, wobei der Betrag im westlichen Teil der Bundesrepublik 
bei 345,- Euro und im östlichen Teil der Bundesrepublik bei 331,- Euro lag. 
Die Beendigung der langfristigen Auszahlung der großzügigen Arbeitslosen-
unterstützung zwang hochqualifizierte Arbeitskräfte zur Rückkehr in den Be-
ruf (Eichhorst, Grienberger-Zingerle & Konle-Seidl 2010). Eine weitere ef-
fektive Maßnahme war die Einführung zeitlich befristeter Beschäftigungen 
(Mini-Jobs, Midi-Jobs). In diesem Rahmen konnten die Arbeitnehmer ein 
nicht steuerpflichtiges Einkommen in Höhe von 400,- bis 800,- Euro monat-
lich erreichen, von welchem die Arbeitgeber geringere Abgaben zahlen 
mussten. Diese Beschäftigungen konnte man mit einer weiteren Arbeit in 
Form einer Teilzeitbeschäftigung kombinieren (Kurzarbeit), eventuell auch 
mit einer Unterstützungsleistung.  

Eine besondere Form des Arbeitsverhältnisses ist die Kurzzeitbeschäftigung, 
die im Laufe eines Kalenderjahres zwei Monate oder fünfzig Arbeitstage 
nicht überschreiten darf (Potužáková 2011). Die Reform wurde unter dem 
Stichwort "Arbeit zahlt sich aus" initiiert.  

Auf Grundlage der Erhöhung des genehmigten Netto-Monatseinkommens 
von ursprünglich 691 auf 1500 Euro konnten Bewerber Arbeitslosengeld be-
ziehen. Im Jahr 2005 wurde ein integrativer Bonus eingeführt, der den Be-
werbern, die arbeitsfähig sind, jedoch eine besondere Betreuung benötigen 
und deren Einkommen nicht ausreicht, um ihre Lebensunterhalt zu decken, 
einen persönlichen Berater zur Seite stellen sollte. Im Rahmen der Anpassung 
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der Sozialversicherung konnte eine gültige Kranken- und Rentenversiche-
rung denjenigen gewährt werden, die arbeitsfähig waren, aber besondere Un-
terstützung benötigen (Fleckenstein 2008; Stephan Lecumberry, 2015). 

Im Rahmen der Reform wurden die Arbeitssuchenden, die einen Anspruch 
auf Arbeitslosenhilfe hatten, verpflichtet, sich so schnell wie möglich eine 
neue Beschäftigung zu suchen. Die Ablehnung einer potenziellen Arbeits-
stelle war nur aus einem ernsthaften Grund möglich. Im Jahr 2005 begann 
man, anstelle des Arbeitslosengeldes und der Sozialhilfe eine Grundsiche-
rung für Arbeitssuchende zu gewähren, die in Form von Leistungen für Lang-
zeitarbeitslose im Alter von 15-65 Jahren bestand, die arbeitsfähig waren, 
aber eine besondere Betreuung benötigten. Weitere Leistungen können Per-
sonen erhalten, die in den letzten zwei Jahren mindestens zwölf Monate ge-
arbeitet haben und einen Beitrag zur Arbeitslosenversicherung geleistet ha-
ben. Um einen Anspruch auf Arbeitslosengeld zu bekommen, müssen die Ar-
beitssuchenden sich bei der Agentur für Arbeit registrieren. Die Dauer der 
Vorsorge bemisst sich am Alter des Antragstellers und an den Beiträgen der 
letzten fünf Jahre in die Arbeitslosenversicherung (Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales 2017). 

Die in den Jahren 2003-2005 in einer Zeit des globalen Wirtschaftswachs-
tums durchgeführten Reformen trugen wesentlich zur Straffung des Arbeits-
markts und zur Rückkehr hochqualifizierter Arbeitskräfte in den Arbeits-
markt bei, da die Neuausrichtung der Arbeitsämter sowie die Umschulung, 
die Förderung kurzfristiger Beschäftigungsformen, die Einführung einer 
Subvention für Selbständige und die Einbeziehung von Langzeitarbeitslosen 
in das System der Sozialhilfeabgaben verwirklicht wurden (Gadatsch, Stähler 
Weigert, 2016; Giannelli, Jaenichen & Rothe 2016). Andererseits sollte das 
Schutzniveau für Arbeitnehmer mit unbefristeten Arbeitsverträgen erhöht 
werden, die den „Kern" des deutschen Arbeitsmarktes bilden (Fujita & 
Gartner 2014).  

Laut Potužáková (2011) kam die Kommission in diesem Zusammenhang zu 
dem Schluss: „Die Vertiefung der Ungleichheiten beim Schutz der Arbeitneh-
mer zwischen den verschiedenen Arbeitsformen (ca. 75%) steht im Wider-
spruch zur Entstehung von Ungleichheiten auf dem Arbeitsmarkt. Eine 
Gruppe hat ihre Position auf Kosten der anderen wesentlich verbessert. 
Hartz kann so dazu beitragen, einen Arbeitsplatz mit hohem Kündigungs-
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schutz zu erwerben, aber es stellt sich die Frage, ob die Reform zu einer dau-
erhaften Rückkehr in den Arbeitsmarkt und in den Standard (Vollzeit) führen 
wird" (S. 81). 

Im Jahr 2005 lag die Arbeitslosenquote in der Bundesrepublik Deutschland 
sogar bei 11,7 Prozent (fünf Millionen Arbeitslose, also die höhste Quote seit 
der Nachkriegszeit). Erst seit 2005 kann der Abwärtstrend der Arbeitslosen-
indikatoren, aber auch ein markanter Unterschied zwischen Ost- und West-
deutschland beobachtet werden. Beispielsweise lag die Arbeitslosenquote in 
Deutschland im Jahr 2007 bei 8,8%, im Westen bei 7,3 % und im Osten dop-
pelt so hoch (14,7%) (Bundesagentur für Arbeit 2008). Diese Asymmetrie 
der Arbeitslosenquote zwischen Ost- und Westdeutschland ist nach wie vor 
kennzeichnend (Ketzmerick 2016). 

Nach der Einführung der Gesetze Hartz I-IV hat sich die Lage auf dem Ar-
beitsmarkt verbessert, die Nachfrage nach Arbeitskräften hat zugenommen 
und die Beschäftigung ist gestiegen. Die Reform trägt dazu bei, die Flexibi-
lität des Arbeitsmarktes zu erhöhen, was eine „nachhaltige" Erhaltung von 
Arbeitsplätzen und Einkommen bedeutet (Eichhorst, Grienberger Zingerle & 
Konle-Seidl 2010). Potužáková (2011) erinnert aber auch an die erheblichen 
Probleme der deutschen Wirtschaft vor Ausbruch der Krise im Jahr 2008, wie 
z. B. Langzeitarbeitslosigkeit und die Rigidität des Arbeitsmarktes: „Im Ver-
gleich zu den ursprünglichen Annahmen bleiben die Kosten der deutschen 
Wiedervereinigung in Form von Transfers in die neuen Bundesländer beste-
hen, was den Druck auf die fiskalischen Ausgaben weiter erhöhte. Gleichzei-
tig begannen deutsche Unternehmen aufgrund unterschiedlicher Preisni-
veaus zwischen Deutschland und den angrenzenden mitteleuropäischen Staa-
ten stärker mit dem Trend zum Outsourcing, d.h. einen Teil der Produktion 
an Staaten auszulagern. Auch bestand ein hoher Schutz von ganztägig Ange-
stellten und Geschäftsreisenden.  

Die Zukunftsperspektiven für Deutschland und seinen Arbeitsmarkt waren 
daher zu Beginn der Millenniums-Entwicklungsziele eher pessimistisch" (S. 
79-80). 

Die Bundesregierung hat im Rahmen der Reform von Hartz I-IV verschie-
dene Konjunkturmaßnahmen wie das Konjunturpaket (I) verabschiedet, die 
zur Erhaltung der Beschäftigung durch Stärkung des Wirtschaftswachstums 
führen sollen. Hierzu zählen außerordentliche Abschreibungen für kleine und 
mittlere Unternehmen, zusätzliche Investitionen in die Infrastruktur und 
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grüne Energie, die Schaffung von Programmen zur Förderung der Beschäfti-
gung älterer und gering qualifizierter Arbeitskräfte oder die Erhöhung des 
Finanzierungsvolumens für die staatliche Kreditanstalt für Wiederaufbau 
(Potužáková 2011). 

Im Rahmen der Umsetzung der Agenda 2010 wurde Finanzierungsvolumen 
aus den Mitteln für die Beschäftigungspolitik umgruppiert. Die Parameter 
wurden so angepasst, dass es sich lohnt, den Menschen arbeiten zu lassen, 
was wiederum den Schutz der Arbeitnehmer nicht reduzierte, sondern im Ge-
gensatz zu einer erhöhter Sicherheit der Beschäftigten beitrug. Es gab auch 
eine Verringerung der Lohnkosten und der Kosten der Unternehmen. Dank 
der Hartz-Reformen sank die Arbeitslosenquote, die individuelle Herange-
hensweise an die Arbeitssuchenden wurde gestärkt, aber es wurden auch Ein-
kommen erhöht, nicht zuletzt, um die politische und wirtschaftliche Position 
der Gewerkschaften zu untergraben (Magda, Marsden & Moriconi 2016; 
Standort 2016; Beissinger, Chusseau Hellier, 2016; Schettkat 2016). 

Die Vermittlungsarbeit wurde Mitte der 90er Jahre in Deutschland durch das 
Monopol des öffentlichen Sektors geleistet. Derzeit wird die Vermittlungsar-
beit im Rahmen der so genannten Quasi-Märkte organisiert, die sich von den 
freien Märkten durch drei Aspekte unterscheiden: 1) Private Non-Profit-Un-
ternehmen im Bereich der Vermittlungsarbeit, die im Wettbewerb um die Er-
bringung von Dienstleistungen im öffentlichen Sektor konkurrieren oder mit 
privaten Maklern, die nach Profit streben. 2) Die Nachfrage nach Arbeit für 
Dienstleistungen im Rahmen der Vermittlungsarbeit hat einen indirekten 
Charakter, da diese Dienstleistungen vom öffentlichen Sektor finanziert wer-
den. 3) Vermittlungsarbeit für Kandidaten auf dem Quasi-Markt, die den öf-
fentlichen Sektor, d.h. die Arbeitsämter, repräsentieren.  

Der Quasi-Markt für Vermittlungsarbeit ermöglicht es Behörden, ihre Kapa-
zitäten zu ergänzen, indem sie Arbeitssuchende an private Vermittler weiter-
leiten. Die öffentliche Hand schafft im Rahmen der gesetzlichen Bestimmun-
gen einen Quasi-Markt und erbringt gleichzeitig selbst Dienstleistungen im 
Bereich der Arbeit (Bernhard 2016; Rogge 2015). 

Mit der Wiedervereinigung und der globalen Krise dominierte am deutschen 
Arbeitsmarkt ein Rückgang der Beschäftigtenzahl auf unbestimmte Zeit bei 
gleichzeitiger Erhöhung der Zahl der atypischen Arbeitsverhältnisse (Teil-
zeitbeschäftigung, Minijobs, Midijobs, Kurzzeiteffekte), insbesondere bei 
jungen Arbeitnehmern, die Neueinsteiger in den Arbeitsmarkt. Potužáková 
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(2011) kommentierte: „Da der Schutz der Arbeitnehmer proportional mit der 
Dauer des Arbeitsverhältnisses zunimmt, ist es offensichtlich, dass die atypi-
schen Arbeitsplätze vor allem die jüngeren und weniger gut ausgebildeten 
Arbeitnehmer betreffen werden, die schwer zu finden sein werden. Ein hoher 
Schutz des Kerns des Arbeitsmarktes, niedrige Wachstumsraten und eine 
langsame wirtschaftliche Erholung können daher zu Langzeitarbeitslosigkeit 
führen, insbesondere bei jungen Menschen, und zu einem Mangel an gut aus-
gebildeten Arbeitskräften. Diese Tatsache wird die wichtigste Veränderung 
für die Deutschen sein, die an ein Sozialmodell gewöhnt sind, das ein hohes 
Beschäftigungsniveau garantiert, bei dem die Arbeit gleichzeitig eines der 
Mittel der sozialen Stabilität ist" (S. 88). 

Henzel und Engelhardt (2014) sind zu einem ähnlichen Ergebnis gekommen: 
"Wenn die Auswirkungen eines Mindestlohns für die Vollzeit- und Teilzeitar-
beit, vor allem kurzfristig, zum Teil auch auf die Gewinne, Einfluss nehmen, 
ist insbesondere mittelfristig ein deutlicher Beschäftigungsrückgang zu be-
fürchten. Entscheidend für die Intensität der Auswirkungen der Gewinne wird 
auch entscheident sein, inwieweit der Anteil derjenigen, die in diese Katego-
rie fallen, die mehr als 53 Stunden im Monat arbeiten, ihre Arbeitszeit nicht 
verkürzen werden und wie viele von ihnen für die Sozialversicherung auf-
kommen müssen" (S. 28). 

Für die Reform des Arbeitsmarktes war hauptsächlich die sozialdemokrati-
sche Regierung von Gerhard Schröder verantwortlich. Nach sieben Jahren als 
Bundeskanzler hat er die Wahl verloren, unter anderem, weil die Wähler 
nicht auf die Agenda 2010 mit Verständnis reagiert haben und diese als sehr 
negativ empfunden haben, vor allem die besonders strengen Maßnahmen 
durch Hartz IV.  

Zur Reaktion der deutschen Öffentlichkeit auf die Agenda 2010 sagte 
Potužáková (2011), dass „...die Reform als Verrat angesehen wurde. Nach 
jahrzehntelanger Arbeit in Deutschland ging der Konsens zwischen Regie-
rung, Unternehmen und Gewerkschaften über die politischen Ziele des Ar-
beitsmarktes verloren. Großzügiger Schutz der Arbeitnehmer, Präferenzen, 
Langzeitarbeitsplätze und hohe Löhne wurden durch eine angemessene Qua-
lität und Produktivität bei der Arbeit kompensiert“ (S. 79). Nach den Wahlen 
von 2005 war die große Koalition aus Christdemokraten (CDU) und Sozial-
demokraten (plus kleine Parteien CSU, FDP) an der Spitze der Bundesregie-
rung, mit Angela Merkel an der Spitze. Eine neue Kabinettsreform hat es 
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nicht gegeben und diese wurde auch nicht vertieft (Eichhorst, Grienberger-
Zingerle & Konle-Seidl 2010). 

Der relative Erfolg der Hartz-Reformen führte zu ähnlichen Reformen in der 
Tschechischen Republik, wo teilweise umstrukturierte Arbeitsämter, die sich 
auf Umschulung und Beiträge während des Übergangs zum Unternehmens-
programm konzentrierten, eingeführt wurden, die keine kurzfristigen Be-
schäftigungsformen begünstigten (Vereinbarung über die Durchführung der 
Arbeit und Vereinbarung über Arbeitstätigkeiten). Zudem wurde ein Exis-
tenzminimum für die Berechnung von Sozialleistungen für Langzeitarbeits-
lose eingeführt. In der Tschechischen Republik wurden diese Reformen mit 
großem Widerstand blockiert, da im Vergleich zu den deutschen Quoten die 
sozialpolitischen Ausgaben deutlich niedriger waren (Smith et al., 2016). 

Die Weltwirtschaftskrise, die 2007 auf dem US-Immobilienmarkt begann, 
traf 2008 auch die europäischen Länder in besonderer Weise. Auch die deut-
sche Wirtschaft war in der zweiten Hälfte des Jahres 2008 von der Krise be-
troffen und forderte ein Jahr später fünf Prozent des BIP (der größte Teil der 
verarbeitenden Industrie). Dies war vor allem auf die starke Konzentration 
der deutschen Wirtschaft auf den Export von Industriegütern mit hoher Wert-
schöpfung und auf einen unterdimensionierten Dienstleistungssektor zurück-
zuführen (Brzozowski & Cucculelli 2016). 

In Deutschland hat die Krise nicht den Immobilienmarkt getroffen, sondern 
vor allem die deutschen Banken und führte angesichts der Exportabhängig-
keit Deutschlands zu einem massiven Rückgang der Gesamtnachfrage, der 
zu der schwersten Rezession der deutschen Wirtschaft seit dem Ende des 
Zweiten Weltkriegs geführt hat (Weber 2015; Promberger, Marinoudi &  
Martin 2016). Vom ersten Quartal 2008 bis zum Quartal 2009 sank das deut-
sche Bruttoinlandsprodukt um 6,6 Prozentpunkte. Angesichts der Schwere 
der Wirtschaftskrise und der Erfahrungen aus der Vergangenheit kamen die 
meisten Wirtschaftsprognosen zum Ergebnis, dass eine massive Zunahme der 
Arbeitslosigkeit drohe. Tatsächlich war der deutsche Arbeitsmarkt während 
der Rezession bemerkenswert resistent gegen die negativen Auswirkungen 
der Wirtschaftskrise, die Beschäftigungsquote stieg insgesamt sogar leicht 
an. Aus diesem Grund sollte das deutsche Modell als Vorbild für jene Länder 
gelten, die stark von der Krise betroffen sind und mit Problemen der Arbeits-
losigkeit konfrontiert sind (Herzog-Stein & Stein 2013). 
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Im Jahr 2009 reagierte die Bundesregierung mit einer neuen Konjunktur- und 
Unterstützungsmaßnahme mit dem Titel "Konjukturpaket II" von 50 Milliar-
den Euro auf die Krise. Dies beinhaltete verstärkte Investitionen in die For-
schung und Entwicklung der Unternehmen, in die Infrastruktur und die Mo-
dernisierung der IT-Technologien sowie in die Bildung. Am häufigsten 
wurde in Fachkreisen über die Beschäftigungspolitik (Unterstützung der 
Kurzarbeit) diskutiert. Dies sollte nicht dazu führen, dass Unternehmen in 
einer kurzfristigen Hochkonjunktur die Nachfrage nach Laienarbeitern ein-
stellen, da sie in Kurzarbeit beschäftigt werden und die Differenzen zwischen 
normal bezahlten und reduzierten Löhnen durch den Staat kompensiert wer-
den. Die Beiträge zur Kranken-, Renten- und Unfallversicherung werden in 
der ursprünglichen Höhe des Sozialversicherungssystems gezahlt, wobei ein 
Arbeitgeber nur für die Stunden, die der Arbeitnehmer tatsächlich gearbeitet 
hat, vollumfänglich bezahlt wird. Es gab drei Formen von Beihilfen für Kurz-
arbeit: Transfer (bei Umstrukturierung von Unternehmen infolge der struktu-
rellen Veränderungen der Wirtschaft), saisonal (Baugewerbe) und kurzfristig 
(Arbeitgeber beantragt diese Form, wenn mindestens ein Drittel der Beschäf-
tigten mindestens 10 Prozent des Bruttoverdienstes erwirtschafteten). 

Die Unterstützung der Kurzarbeit wird seit der Wiedervereinigung Deutsch-
lands sehr intensiv praktiziert. 1991 waren es 2,1 Millionen Arbeitnehmer im 
Jahr 1993 stieg die Zahl auf 1,3 Millionen. Dieser Wert wurde als Kennwert 
im Jahr 2009 herangezogen, als es 1,5 Millionen Arbeitnehmer waren (Bun-
desagentur für Arbeit 2010). Die Beihilfe war eine wirksame Maßnahme bei 
kurzfristigen Ausfällen der Hochkonjunktur, als die Nachfrage kurzfristig 
stark zurückging. Für Unternehmen war es einfacher, Arbeitnehmer mit ei-
nem Arbeitsverhältnis zu halten, als die Entlassung zu veranlassen und nach 
einer Pause von der Krise wieder fest einzustellen. Bayern gehört nicht zu 
den Bundesländern, in denen die Beihilfen für Kurzarbeit eingesetzt wurde, 
im Gegensatz zu Baden-Würtenberg, Saarland und Nordreihn-Westfallen. 

Angaben aus dem Jahr 2010 zeigen, dass schätzungsweise 4,9 Millionen Er-
werbstätige ihren Wunsch nach einer längeren Arbeitszeit bekundet haben, 
von denen etwa 600 000 nicht kurzfristig verfügbar sind. Gemessen an der 
Gesamtzahl der unterbeschäftigten Personen im Jahr 2010 sind es 4,3 Milli-
onen, was einer Unterbeschäftigung von 11 Prozent entspricht. Bei den 
Frauen beträgt die Unterbeschäftigung 12 Prozent, d.h. 2 Prozentpunkte mehr 
als bei den Männern, 74% dieser Frauen arbeiten teilzeitbeschäftigt. Dagegen 
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sind es bei Männern mehr als 50 Prozent der Vollzeitbeschäftigten. Die Un-
terbeschäftigungsquote liegt bei den Vollzeitbeschäftigten bundesweit bei 
rund sieben Prozent. Dabei überwiegt die Zahl der unterbeschäftigten Teil-
zeitbeschäftigten massgebend, denn zwischen den Teilzeitbeschäftigten sind 
21 Prozent laut Ehing (2014) unterbeschäftigt. 

Die Arbeitslosigkeit in Deutschland ging nach einer Krise drastisch zurück 
und lag im Jahr 2012 mit einer durchschnittlichen jährlichen Arbeitslosen-
quote von 6,8 Prozent auf dem niedrigsten Stand seit der Wiedervereinigung 
Deutschlands (Bundesagentur für Arbeit 2013). Teilweise kann man von ei-
nem "Deutschen Wunder auf dem Arbeitsmarkt" sprechen (Boysen-Hogrefe, 
Mr. Groll 2010). Dabei werden jedoch oft weniger erfreuliche Entwicklungen 
auf dem Arbeitsmarkt ignoriert. Das normale Arbeitsverhältnis hat an Bedeu-
tung verloren und stärkt die atypischen Formen des Arbeitsverhältnisses er-
heblich. Die geförderte Branche ist auf ein bisher ungewöhnlich hohes Ni-
veau gestiegen. Laut dem Jahresbericht 2012 des Statistischen Bundesamtes 
arbeitet in Deutschland jeder Fünfte im Niedriglohnsektor (Herzog-Stein & 
Stein 2013; Weber 2015; Stops 2016). 

Viele Ökonomen beziehen sich auf die Entwicklung des deutschen Arbeits-
marktes, nachdem 2008 festgestellt wurde, dass die Arbeitsmarktreformen in 
den Jahren 2000 bis 2005, die so genannten Hartz-Reformen, die Ursache für 
die Verbesserung der Lage auf dem Arbeitsmarkt waren. Einerseits hat sich 
durch die Reformen des Arbeitsmarktes die Erfolgsquote der Arbeitsvermitt-
lungsagenturen in der Vermittlungsarbeit erhöht, so das Statistische Bundes-
amt. 2012 gab es in Deutschland rund 2,7 Millionen Arbeitnehmer mehr als 
im Jahr 2003 (Bundesagentur für Arbeit 2013). Allerdings zeigte die Be-
schäftigung lange vor den Reformen eine positive Tendenz. Seit 1994, als die 
Arbeitslosigkeit die niedrigste Zahl erreichte, steigt die Zahl der Erwerbstä-
tigen in Deutschland in den letzten 18 Jahren kontinuierlich an, unabhängig 
von aufgetretenen Schwankungen (Herzog-Stein &  Stein 2013; Brzozowski 
& Cucculelli 2016). 

Nach 2008 hat sich aber die Beschäftigungsstruktur auf dem deutschen Ar-
beitsmarkt verändert. Die Zahl der Arbeitnehmer, die in Vollzeitbeschäfti-
gung tätig sind, verringerte sich, die Zahl der Teilzeitbeschäftigten und Selb-
ständigen nahm jedoch zu. Das Arbeitsvolumen als Indikator für die Ent-
wicklung der Arbeit in der Volkswirtschaft war 2012 höher als 1994. Die 
Zunahme der Beschäftigung ist global mit einer signifikanten Verkürzung der 
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Arbeitszeit und dadurch mit der Umverteilung einer Arbeit auf mehrere Per-
sonen vereinbar. Die Intensität der Beschäftigung (gemessen mit dem Wachs-
tum des Bruttoinlandsprodukts von 1 % und dem Anstieg der Beschäftigung) 
boomte, so dass die Reformen des Arbeitsmarktes im Vergleich geringer wa-
ren (Bundesagentur für Arbeit 2013). 

Das Wirtschaftswachstum in Deutschland und die Intensität der Beschäfti-
gung wurden durch die Arbeitsmarktreformen verstärkt. Das bedeutet, dass 
es über die kurzfristigen Effekte hinaus strukturelle Verbesserungen gab 
(Herzog-Stein & Stein 2013; Kunze & Suppa 2017). 

Im Gegensatz zu allen vorangegangenen Rezessionen, wie es Herzog-Steina 
(2013) erklärt, war dies eine der schwierigsten, jedoch mit einem relativ kur-
zen wirtschaftlichen Abschwung seit der Nachkriegsgeschichte der Bundes-
republik Deutschland. Dank einer mutigen antizyklischen Politik hat sich die 
Wirtschaft gut entwickelt und angepasst, um die Anzahl der Beschäftigten zu 
stabilisieren. Dies wirft die Frage auf, welchen Ursprung die erfolgreichsten 
Maßnahmen zur Erhaltung der Beschäftigung in der Krise haben (Metro 
2016; Südekum & Dauth Findeisen, 2017).  

Es gibt zwei Möglichkeiten, wie das Arbeitsangebot an veränderte wirtschaft-
liche Rahmenbedingungen angepasst werden kann: Das Arbeitsvolumen 
kann durch Entlassungen (Beschäftigungsabbau) oder Kurzarbeit (Stunden) 
reduziert werden. Die erste Option wird im Rahmen von Maßnahmen zur ex-
ternen Flexibilität ergriffen, wie z. B. betriebsbedingte Kündigungen, Nicht-
verlängerung von Verträgen für einen bestimmten Zeitraum oder Reduzie-
rung von Leiharbeit. Die zweite Option erfolgt mit den Instrumenten der in-
ternen Flexibilität, z. B. durch Abbau von Überstunden oder Salden auf Ar-
beitszeitkonten (Herzog-Stein & Stein 2013). 

Mikroökonomische Forschung zeigt, dass Unternehmen, die von der globa-
len Krise nach 2008 betroffen waren, alle verfügbaren internen und externen 
Instrumente nutzten, um die Zahl der Beschäftigten in der Gesamtnachfrage 
nach Waren und Dienstleistungen anzupassen. Instrumente wie der Abbau 
von Leiharbeit bei der Nichtverlängerung befristeter Verträge, der Abbau von 
Arbeitszeitkonten oder der Abbau von Überstunden waren aus Sicht der Un-
ternehmen in der Krise rational, logisch, schnell und unkompliziert. Mit an-
deren Worten: Für Unternehmen dominierte der Einsatz von Maßnahmen die 
interne Flexibilität. Die Leiharbeit wurde in der Industrie reduziert, aber in 
weitaus geringerem Maße, als es der Rückgang der Produktion vermuten 
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lässt. Ferner galten die Schaffung neuer Arbeitsplätze im Dienstleistungssek-
tor und eine Kompensation des Stellenabbaus in den Krisengebieten Boysen 
als Maßnahme (Herr Groll 2010; Herzog-Stein, Stein 2013). 

Die Bedeutung der deutschen Arbeitsmarktreformen (Hartz I-IV) zur Errei-
chung hoher Beschäftigungsquoten in der Krise nach 2008 ist laut Herzog-
Steina (2013) umstritten, da die Reformmaßnahmen insbesondere auf die Er-
höhung der externen Flexibilität ausgerichtet waren. Daher führten Änderun-
gen im Rahmen der Agenda 2010 dazu, dass die Unternehmen leichter in der 
Lage waren, Arbeitnehmer zu beschäftigen und ihrerseits Entlastung zu er-
teilen, sei es die Reduzierung des Kündigungsschutzes in Kleinbetrieben oder 
die Deregulierung von Zeitarbeitskräften (Zeitarbeit). Gleichzeitig erhöht 
sich der Druck auf die Arbeitslosen, Arbeit zu finden. Zeitarbeit wurde inten-
siv genutzt, aber dies war kein Beitrag zur Sicherung von Arbeitsplätzen, 
denn in Bereichen, in denen viel Zeitarbeit genutzt wird, waren in Krisenzei-
ten die größten Arbeitsplatzverluste zu verzeichnen. Boysen-Hogrefe und 
Groll (2010) erklärten jedoch, dass eine flexible Beschäftigung dazu führt, 
Lohnerhöhungen zu verhindern.  

Dies führte zu einem hohen Beschäftigungsniveau. Der Trend des Lohnstill-
standes setzte in Deutschland bereits viel früher ein, und zwar ab Mitte der 
90er Jahre. 

In der Rezession nach 2008 hat sich die Arbeitszeit stärker als in der Vergan-
genheit verbessert und damit das Arbeitsvolumen aufgrund des Nachfrage-
rückgangs reduziert. Möglich wurde dies dadurch, dass die Sozialpartner 
durch Tarifverträge gebunden und durch den Einsatz verschiedener indust-
riepolitischer Instrumente zum Schutz der Arbeit motiviert waren. Dank einer 
aktiven antizyklischen Fiskalpolitik ist ein deutlicher Rückgang relativ kurz 
angebrochen und wird sich nicht auf den Dienstleistungsbereich auswirken. 
Die Unterstützung des so genannten Blicks auf Kurzarbeit in Boomzeiten 
stellt eine wichtige Unterstützung der Unternehmen bei der Sicherung der 
Beschäftigung in der Krise dar (Herzog-Stein & Stein 2013; Weber 2015). 

Die deutschen Unternehmen kamen in der globalen Krise viele Instrumente 
der internen Flexibilität zum Einsatz. Die Arbeitszeit ist das häufigste Instru-
ment, das von etwa zwanzig Prozent der krisenbetroffenen Unternehmen ge-
nutzt wird, während die restlichen dreißig Prozent ein Arbeitskonto einge-
richtet haben. Die häufige Inanspruchnahme der Arbeitszeit erscheint nur auf 
den ersten Blick überraschend, denn im Jahr 2009 waren 50 Prozent aller 
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Mitarbeiter auf diese Weise beschäftigt. Insbesondere in der Industrie ist dies 
sehr verbreitet. Andere Maßnahmen, die in den von der Krise betroffenen 
Unternehmen häufig angewendet werden, waren die Verlagerung der Arbeit-
nehmerfreizügigkeit oder die Gewährung eines Urlaubs (Zapf & Brehmer, 
2010). Zur Erhaltung der Beschäftigung tragen im Wesentlichen vier Maß-
nahmen zur internen Flexibilität bei. Neben der Reduzierung der Arbeitszeit 
wurde vereinbart, die Wochenarbeitszeit sowie Überstunden zu reduzieren 
(Herzog-Stein & Stein 2013; Zapf & Brehmer 2010). 

Die Regelung der Kurzarbeit wurde vorübergehend in vier Punkten geändert, 
um die Attraktivität der Kurzarbeit zu erhöhen. Zum Beispiel war eine zwei-
malige Verlängerung möglich, nachdem ein Beitrag gezahlt wurde, die teil-
weise oder sogar vollständige Befreiung von der Zahlung von Beiträgen an 
die Sozialversicherungssysteme konnte beantragt werden, die Voraussetzun-
gen für den Erhalt des Beitrages für Unternehmen wurden gelockert, und für 
berechtigte Personen konnte der Beitrag ausgedehnt werden, z. B. auf Leih-
arbeitnehmer und auf Auszubildende. Dies trug dazu bei, dass Deutschland 
zu den Ländern gehört, in denen die Arbeitszeit als Instrument am häufigsten 
genutzt wird.  

Im Jahr 2012 konnten rund 1,5 Millionen Menschen von den Verdienstmög-
lichkeiten der Kurzarbeit profitieren. Die durchschnittliche Zahl der Kurzar-
beitsstunden war jedoch deutlich geringer als in anderen Ländern. Dies wirft 
die Frage auf, ob das deutsches Modell der Arbeitsplatzsicherheit auf andere 
Länder adaptiert werden kann. Wenn nur einige der Instrumente, z. B. Kurz-
arbeit oder Arbeitszeitkonten, genutzt werden sollten, würde das deutsche 
Modell sicherlich nicht funktionieren. 
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VII. Der aktuelle deutsche und               
bayerische Arbeitsmarkt 

 

Am 31. Dezember 2014 betrug die Einwohnerzahl in Deutschland rund 81,1 
Millionen, in Bayern 12,6 Millionen. In Deutschland lag der Anteil der aus-
ländischen Bevölkerung zu diesem Zeitpunkt bei 7,5 Millionen Einwohnern, 
in Bayern bei 1,3 Millionen. Der Anteil der Frauen (50,9%) innerhalb der  
deutschen Bevölkerung lag bei 50,9 %, bei der ausländischen Bevölkerung 
bei 48,5% (Statistisches Bundesamt 2016; Statistisches Bundesamt 2017). 

Der deutsche Ökonom und Professor an der Universität Bremen Knigge 
(2014) sagte: „Die Bevölkerung in Deutschland hat sich in den letzten Jahr-
zehnten dramatisch verändert. Seit Mitte der 1960er Jahre wurden in 
Deutschland immer weniger Kinder geboren. Die Geburtenrate liegt jetzt bei 
etwa 1,4 Geburten pro Frau im gebärfähigen Alter. Gleichzeitig steigt auf-
grund des Fortschritts der Medizin und der gesünderen Ernährung die durch-
schnittliche Lebenserwartung weiter an. Die Folgen dieser beiden Trends 
werden langsam, aber immer deutlicher spürbar. Die Zahl und der Anteil 
älterer Menschen an der Bevölkerung nimmt deutlich zu. Die Zahl und der 
Anteil junger Menschen an der Bevölkerung nimmt deutlich ab. Diese Ent-
wicklung hat schwerwiegende Folgen für die Finanzierung unserer sozialen 
Sicherheit. Weniger Kinder bedeuten weniger Zeitarbeitskräfte und weniger 
Beitragszahler in die Renten-, Kranken- und Sozialversicherung. Mehr ältere 
Menschen bedeuten jedoch mehr Rentenempfänger, höhere Kosten im Ge-
sundheitswesen und die Notwendigkeit sozialer Betreuung" (S. 17). 

Der Arbeitsmarkt in Deutschland blieb während der letzten Zeit der Finanz- 
und Wirtschaftskrise weitgehend verschont. Die Zahl der Arbeitslosen im Al-
ter von 15 bis 74 Jahren war im Jahr 2014 auf dem niedrigsten Stand seit der 
Wiedervereinigung des Landes: Bei 2,1 Millionen Menschen, was einer Ar-
beitslosenquote von 5 Prozent entspricht. Die Arbeitslosenquote hat sich seit 
2005 mehr als halbiert (Statistisches Bundesamt 2016a). 

Das Problem sehen wir in der Langzeitarbeitslosen. Im Jahr 2014 waren 
44,0% der Arbeitssuchenden von Langzeitarbeitslosigkeit betroffen, d.h. sie 
waren mindestens zwölf Monate ohne Arbeit. Ein weiteres Problem ist, dass 
trotz der günstigen Entwicklung des Arbeitsmarktes ein erhebliches Arbeits-
kräftepotenzial ungenutzt bleibt. Im Jahr 2014 suchten rund sechs Millionen 
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Menschen im Alter von 15 bis 74 Jahren in Deutschland nach einem Arbeitsplatz 
oder strebten mehr Arbeitsstunden an. Zusätzlich zu den insgesamt 2,9 Mio. Un-
terbeschäftigten, die 2014 erfasst wurden, besteht ein ungenutztes Arbeitskräfte-
potenzial von 1,0 Mio. Menschen in stillen Reserven und 2,1 Mio. Arbeitslosen. 
Die insgesamt 2,9 Mio. Unterbeschäftigten teilen sich in 1,6 Mio. Teilzeitbe-
schäftigte und 1,3 Mio. Vollzeitbeschäftigte auf (Statistisches Bundesamt 
2016a). 

Bayern ist das reichste Bundesland, das zweitgrößte, bevölkerungsreichste und 
flächenmäßig größte (70 550 km2 von 357 376 km2) Bundesland (Statistisches 
Bundesamt 2016). Nach Angaben des Bayerischen Landesamtes für Statistik ist 
die Einwohnerzahl Bayerns in den Jahren 2000 bis 2010 von 12,2 Mio. auf 12,5 
Mio. gestiegen, wobei insbesondere in den Jahren 2000 und 2003 ein deutlicher 
Anstieg zu verzeichnen war. Diese Tatsache lässt sich auf Bevölkerungsbewe-
gungen innerhalb Deutschlands zurückführen, insbesondere auf Zuzüge aus den 
neuen Bundesländern. Für die Arbeitsmarktsituation ist auch die Entwicklung 
der Zahl der Personen im erwerbsfähigen Alter (15 bis 64 Jahre) von großer Be-
deutung. Diese orientieren sich in den folgenden Jahren an den Werten des Jahres 
2000 und werden im Jahr 2020 neu evaluiert. Die Zahl der Menschen im erwerbs-
fähigen Alter wird dann im Jahr 2030 bei etwa 586 000 Menschen liegen, sieben 
Prozent weniger als im Jahr 2000. Dieser Rückgang ist relativ gering. Im Osten 
der Bundesrepublik Deutschland soll mit einem deutlich stärkeren Rückgang ge-
rechnet werden:  14,0 Prozent oder sogar 33,0 Prozent. Im Jahr 2011 waren in 
Deutschland insgesamt 28,3 Mio. Menschen beschäftigt, in Bayern 4,7 Mio. 
(Böhme et al., 2012). 

Der deutsche Arbeitsmarkt entwickelt sich trotz der globalen Krise positiv, ins-
besondere durch das Wachstum innerhalb der Dienstleistungsbranchen. Es wird 
erwartet, dass sich der Übergang zur Dienstleistungswirtschaft in den nächsten 
Jahren sogar noch beschleunigen wird.  

Die Mehrheit der Beschäftigten arbeitet in der Dienstleistungsbranche, dem folgt 
der Produktionssektor, insbesondere die Metallerzeugung und -verarbeitung, der 
Maschinenbau, die Herstellung von Datenverarbeitungsgeräten sowie die Nah-
rungsmittel- und Tabakverarbeitung (Statistisches Bundesamt 2016; Südekum & 
Dauth Findeisen, 2017). Knigge (2014) kommentierte: „Die Anzahl der Lang-
zeitarbeitslosen, also derjenigen, die länger als ein Jahr arbeitslos sind, beträgt 
in Deutschland mehr als 1Million. Rund 300 000 sind seit über drei Jahren ohne 
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Arbeit. Die Rückkehr an den Arbeitsplatz ist heute eine außerordentliche Her-
ausforderung. Aber mit fortschreitender wirtschaftlicher und technischer Ent-
wicklung hören in den letzten Jahrzehnten sehr viele einfache Tätigkeiten auf zu 
existieren. Die Arbeitsplätze, die nicht mehr zur Verfügung stehen, wurden in der 
Vergangenheit für die Beschäftigung von Personen ohne Berufsqualifikation und 
Personen mit gesundheitlichen Einschränkungen genutzt“ (S. 16). 

Bayern gilt derzeit als führende europäische Region für Innovation und Hoch-
technologie mit großer Infrastruktur, einem qualitativ hochwertigen Bildungs-
system und der erfolgreichen Cluster-Strukturpolitik, so dass in Deutschland im 
Vergleich zu den ersten Positionen des Wirtschaftswachstums, die Dynamik der 
Beschäftigung und auch der Investitionen zunahm. Im Jahr 2015 gab es in 
Deutschland 2,7 Millionen Arbeitslose, davon in den alten Bundesländern ohne 
Berlin 2,0 Millionen und in den neuen Bundesländern 0,7 Millionen sowie in 
Bayern 256 527 (Statistisches Bundesamt 2016). Podivínský und Ehler (2016) 
weisen auf die negativen Phänomene hin: „Der Arbeitsmarkt in Deutschland 
weist eine wachsende Diskrepanz zwischen Angebot und Nachfrage auf. Im 
Prognosezeitraum dürfte diese Diskrepanz durch den Zustrom von Flüchtlingen 
nicht aufgelöst werden, da sie den Anforderungen des Arbeitsmarktes nicht ge-
recht werden. Aus diesem Grund kann es (vor allem im Jahr 2017) dazu kommen, 
dass die Beschäftigung trotz der höheren wirtschaftlichen Aktivität des Landes 
zurückgeht. Dies könnte  durch eine steigende Produktionskapazität und durch 
eine erhöhte Produktivität kompensiert werden - in der Theorie würde dies die 
Verlängerung der Arbeitszeit bedeuten“. 

Bayern nimmt mit einer Arbeitslosenquote von 3,4 Prozentpunkten weiterhin ei-
nen herausragenden Platz unter den Bundesländern ein. Dabei profitiert das Bun-
desland von weniger Langzeitarbeitslosen.  

Das Bayerische Arbeitsministerium unterstützt durch Mittel aus dem Europäi-
schen Sozialfonds sowie Umschulungsmaßnahmen für Langzeitarbeitslose, da-
mit diese am Arbeitsmarkt partizipieren können. Im September 2016 wurden in 
Bayern insgesamt 245 635 Personen als arbeitslos gemeldet (Statistisches Bun-
desamt 2016; Bundesagentur für Arbeit 2017a). Die Arbeitslosenquote in Bayern 
sank im Jahr 2016 auf den niedrigsten Stand seit Einführung der entsprechenden 
Berechnungen vor 20 Jahren. Die durchschnittliche Quote lag bei 3% und die 
Zahl der Arbeitslosen in Bayern sank auf 221 000 Personen. Außerdem gab es 
vor einem Jahr in Bayern etwa 21 200 Personen, die mehr Arbeit suchten (Bay-
erisches Landesamt für Statistik 2017). 
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Die Bayerische Staatsregierung bezeichnete die Arbeitsmarktpolitik als unver-
zichtbar und hat sich angesichts der insgesamt sehr guten Lage auf dem Arbeits-
markt zum Ziel gesetzt, noch stärker die benachteiligten Menschen zu unterstüt-
zen. Jetzt setzt man sich insbesondere für bessere Bedingungen für Langzeitar-
beitslose, ältere Menschen sowie Jugendliche ein. Jugendliche haben weniger 
Probleme auf dem Arbeitsmarkt als betroffene Migranten und Flüchtlinge. Im 
Jahr 2015 unterzeichnete die Bayerische Staatsregierung mit den bayerischen In-
dustrieunternehmen und Arbeitsämtern den Vertrag "Integration durch Bildung 
und Arbeit". Dies beinhaltet konkrete Maßnahmen zur Integration von Flüchtlin-
gen mit Bleibeperspektive. Letztere sollen Ausbildungen fortführen oder auf dem 
Arbeitsplatz verbleiben. Durch den Einsatz des Finanzstärkungsfonds wird der 
Arbeitsmarkt mit 4 563 Mio. Euro (Bayerisches Staatsministerium für Arbeit und 
Soziales, Bildung und Integration 2016) unterstützt. 

Im Rahmen der „Offensive Zukunft Bayern - Teil II" wurden Einnahmen der 
Bayerischen Staatsregierung aus der Privatisierung des „Fonds des Arbeitsmark-
tes und des Sozialfonds" generiert. Dieser Fond ist Teil der Beschäftigungspolitik 
in Bayern, die die Bayerische Staatsregierung 1996 mit Organisationen aus In-
dustrie und Gewerkschaften ins Leben gerufen hat. Der Fond verfügt über be-
trächtliche Zinserträge aus Eigenkapital, die zur Unterstützung von Projekten zur 
Qualifizierung des Personals und zur Unterstützung der Arbeit verwendet wer-
den. Im Jahr 2015 förderte der Fond insgesamt 83 verschiedene Projekte mit ei-
nem Gesamtvolumen von 4,7 Millionen Euro. Der größte Teil der Projekte ging 
an Umschulungsmaßnahmen in Höhe von fast 1,6 Mio. Euro, vorrangig auf dem 
Arbeitsmarkt vertretene Initiativen. 

Die anderen 23 Projekte erhielten 1,5 Millionen Euro zur Finanzierung der Sozi-
alarbeit mit Jugendlichen in Bezug auf den Arbeitsmarkt sowie zur Wiederein-
gliederung von Frauen in das Berufsleben. Für das Jahr 2017 stehen dem Fonds 
8 263 Millionen Euro zur Verfügung (Bayerisches Staatsministerium für Arbeit 
und Soziales, Bildung und Integration 2016). 

Die Oberpfalz ist eine der sieben Verwaltungseinheiten des Freistaates Bayern. 
Sie liegt im Osten Bayerns und grenzt an die Tschechische Republik. Verwal-
tungspolitisch sind in der Oberpfalz die Landkreise Amberg-Sulzbach, Cham, 
Neumarkt in der Oberpfalz, Neustadt an der Waldnaab, Regensburg, Schwandorf 
und Tirschenreuth sowie die kreisfreien Städte Regensburg, Amberg und Weiden 
zu unterscheiden. Im Jahr 2011 lebten in der Oberpfalz 1,08 Millionen Einwoh-
ner (Bayerisches Landesamt für Statistik 2016). Industrieunternehmen sind in der 
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Oberpfalz stark vertreten, z. B. BMW, die Krones AG, Infineon und Continental. 
Regensburg liegt mit der stärksten Biotech-Branche nach München auf Platz 
zwei Bayerns. 

In dieser Volkswirtschaft  sind zum Großteil kleine und mittlere Unternehmen 
vorherschend. Ein bedeutender Wirtschaftsfaktor ist auch der Tourismus. Die 
Landwirtschaft, vor allem in den nördlichen Gebieten, spielt von den gesamtwirt-
schaftlichen Bedingungen her eine eher untergeordnete Rolle. Gemessen am  
Bruttoinlandsprodukt (BIP) gehört die Oberpfalz zu den wohlhabenderen Regi-
onen der Europäischen Union mit dem Index 130 (EU27: 100, Deutschland: 123) 
und wird als industriell stärkste Region Bayerns bezeichnet. Daher spielen nicht 
saisonale Effekte auf die Arbeitslosenzahlen im Vergleich zu den Vorjahren eine 
herausragende Rolle (Bayerisches Landesamt für Statistik 2016; Bayerisches 
Landesamt für Statistik 2016a). 

Tabelle 4: Die Anzahl der Arbeitslosen in der Oberpfalz                                      
in den Jahren 2009-2015 

Jahr 

Anzahl der 
Arbeitslosen 

Jahres-                   
durchschnitt 

Langzeit- 
arbeitslose 

Gesundheit 
physische 

Behinderung 
Ausländer 

Bewer-
ber 

im Alter 
15-25  

Bewer-
ber 

im Alter 
55-65  

2009 29 879 5 788 2 178 2 806 3 657 4 824 
2010 26 239 6 351 2 358 2 380 2 705 5 302 
2011 21 137 5 267 2 307 1 878 2 006 4 926 
2012 20 600 4 713 2 113 1 974 2 115 4 694 
2013 22 297 4 923 2 144 2 362 2 419 5 046 
2014 21 404 5 225 2 205 2 502 2 299 5 066 
2015 20 511 4 869 2 110 2 798 2 201 4 698 

Quelle: Bayerisches Landesamt für Statistik 2016. 
 

Die Wirtschaftskrise hat sich insbesondere in den Jahren 2009 und 2010 auf die 
Zahl der Arbeitslosen ausgewirkt (Tabelle 4). In diesen Jahren betrug die Ge-
samtzahl der Langzeitarbeitslosen 6 351 Personen, hauptsächlich im Alter von 
55-65 Jahren. Die Entwicklung der Indikatoren für die Zahl der Arbeitslosen liegt 
nach 2011 erneut im Durchschnitt. Eine Ausnahme bildet die Anzahl der arbeits-
losen Ausländer. Erklärung für dieses Wachstum kann die Migrationskrise in 
Deutschland sein. Die Oberpfalz bleibt in der aktuellen Arbeitslosenquote unter 
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3,0 Prozent und ist so in Bayern führend. In der Oberpfalz waren im Dezember 
2016 insgesamt 18 263 Personen ohne Arbeit. Die Zahl der Arbeitslosen im Ver-
gleich zum Vormonat betrug 1 127. 

In der Oberpfalz gibt es dennoch starke regionale Unterschiede - im Landkreis 
Neumarkt i. d. Oberpfalz liegt die Arbeitslosenquote bei 1,8%, im Gegensatz zu  
Weiden mit rund 6,6%, was die höchste Arbeitslosigkeit in der Region darstellt 
(Bayerisches Staatsministerium für Arbeit und Soziales, Bildung und Integration 
2016). Die positive Entwicklung der Gesamtzahl der Arbeitslosen ist auch in 
Kleinstädten zu beobachten. Nach 2012 schwankt die Zahl der Arbeitslosen in 
Weiden zwischen 2015 und 2016. Es kann ein deutlicher Rückgang der Zahl der 
Arbeitssuchenden in allen untersuchten Gruppen festgestellt werden (Tabelle 5).  

Die Ausnahme bilden die Ausländer, da ein Anstieg der Arbeitslosenzahlen auf 
die Auswirkungen der Migrationskrise in Deutschland zurückzuführen ist. 

Tabelle 5:   Jahresdurchschnittswerte der Arbeitslosenzahlen in Weiden in den 
Jahren 2012-2016 

Kategorie 2012 2013 2014 2015 2016 
Männer 833 868 853 879 809 
Frauen 760 743 765 778 731 

Ausländer 199 208 223 243 308 
unter 25 Jahre 155 170 169 176 168 

55 Jahre und älter 279 287 300 315 302 
Langzeitarbeitslose 412 416 488 481 472 

Gesamt 1 593 1 611 1 618 1 657 1 540 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit 2017. 
 

Atypische Arbeitsverhältnisse gibt es sowohl in Bayern als auch in ganz Deutsch-
land. Allerdings lassen sich regionale Unterschiede im Umfang und in der Nut-
zung atypischer Arbeitsverhältnisse beobachten, die sich durch die unterschied-
lichen Wirtschaftsstrukturen oder durch regional dominierende Sektoren und de-
ren Entwicklung erklären lassen. In der Tschechischen Republik sind atypische 
Arbeitsverhältnisse ein relativ neues Phänomen. Informationen auf nationaler 
Ebene zu sammeln kann nur in geringem Umfang erreicht werden, während auf 
regionaler Ebene dies fast unmöglich ist. In beiden Ländern ist mit einer weiteren 
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Ausdifferenzierung der Formen zu rechnen, aber auch mit einem anhaltenden 
Wachstum atypischer Arbeitsverhältnisse. Jedoch bleibt die Hauptarbeitsbezie-
hung quantitativ vorherrschend. Ein Mangel an Fachkräften auf beiden Seiten der 
Grenzen kommt in fast denselben Bereichen (Handwerk, Technik und Medizin) 
vor. Ausreichend Arbeitsplätze gibt es in Bayern in der Gastronomie, im Gesund-
heitswesen und im Dienstleistungsbereich. Zu den beliebtesten Berufen zählen 
derzeit in Bayern Ärzte, Handelsvertreter, Elektrotechniker, Mechaniker und Au-
genoptiker (Bayerisches Landesamt für Statistik 2016; Bayerisches Landesamt 
für Statistik 2016a). 

Auch bei der alternden Erwerbsbevölkerung liegt Bayern nicht über dem Durch-
schnitt im Deutschlandvergleich. Nach den Empfehlungen der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung von 2013 sollte Deutschland 
einer fortschreitenden Alterung der Erwerbsbevölkerung begegnen, indem es 
mehr Beschäftigte aus den Ländern der Europäischen Union und aus Drittländern 
aufnimmt, und zwar nicht nur hochqualifizierte, sondern auch Arbeitskräfte mit 
niedrigem Bildungsniveau (Bayerisches Landesamt für Statistik 2016; Bayeri-
sches Landesamt für Statistik 2016a). 

Fachkräftemangel war auch 2016 für deutsche Unternehmen kein großes Prob-
lem. Die Bundesregierung hat jedoch eine Reihe neuer Maßnahmen zum Büro-
kratieabbau und zur Förderung der Anerkennung von Abschlüssen ausländischer 
Schulen beschlossen. Knigge (2014) beschrieb das Problem wie folgt: „Nach 
Jahrzehnten war das übliche Renteneintrittsalter 65 Jahre. Gegenwärtig steigt 
diese Grenze im Jahr 2029 allmählich auf 67 Jahre an. Die Frage ist, wie lange 
wird diese Grenze nach oben verschoben, wenn das Durchschnittsalter und die 
Lebenserwartung steigen. In der politischen Debatte ist diese Frage bereits auf-
getaucht. Denn in der Bevölkerung stößt dies nach wie vor auf entschiedene Ab-
lehnung. Im Gegensatz dazu unterscheidet sich die Situation deutlich von der vor 
20 Jahren beim Thema Beschäftigung älterer Menschen. Es gibt kaum noch An-
reize für eine vorzeitige Beendigung des Arbeitslebens, zum Beispiel für eine vor-
zeitige Pensionierung mit 58 Jahren. Heute bemühen wir uns zunehmend darum, 
dass ältere Arbeitnehmer so lange wie möglich im Unternehmen bleiben. Ich bin 
sicher, dass sich dieser Trend fortsetzen wird. Es ist auch sicher, dass die USA 
in den nächsten Jahrzehnten von der Sozialversicherung im Alter betroffen sein 
wird. Zusätzlich zu den demographischen Folgen der sozialen Sicherheit taucht 
für viele Menschen das Thema Armut im Alter neu auf - wenn nicht politische 
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Gegenmaßnahmen ergriffen werden. Dies hängt mit den bereits jetzt erkennba-
ren Veränderungen im staatlichen Rentensystem zusammen, wie die Senkung des 
Rentenniveaus und die Aufgabe des früheren Prinzips des Lebensstandards in 
einer regulären Rentenversicherung. Darüber hinaus hat dies auch mit der an-
haltenden Arbeitslosigkeit zu tun, die für viele Menschen, insbesondere für Lang-
zeitarbeitslose, bei der Einkommensbildung offen bleibt. Zudem können Prob-
leme beim Zugang auf dem Arbeitsmarkt mit befristeten Arbeitsverträgen und 
niedrigen Löhnen verzeichnet werden. 

Dies hat zur Folge, dass das Personal entweder keine Beiträge oder nur geringe 
Beiträge in die Rentenversicherung zahlt und deshalb im Alter nur geringe Ren-
ten ausbezahlt werden" (S. 18). 

Die Erwerbstätigenquote bei Personen mit 55 Jahren ist mit jedem weiteren Jahr 
stark rückläufig, jedoch ist die Erwerbstätigkeit in allen Altersgruppen, und vor 
allem in der Kategorie von 60-65 Jahren gegenläufig gestiegen (Statistisches 
Bundesamt 2016; Sieglen 2016). Die Entwicklung des Arbeitsmarktes in Bayern 
und in der Oberpfalz zeigt, dass ältere Menschen, die ihren Arbeitsplatz verlieren, 
kaum Chancen auf einen neuen Arbeitsplatz haben. Dies bezieht sich sowohl auf 
die geringere Produktivität als auch auf deren Diskriminierung. Diese Erkenntnis 
spielt auch eine wichtige Rolle bei den Anreizen, die Arbeitgeber anwenden, um 
die Mitarbeiter zu einer höheren Leistung zu motivieren. Eine Möglichkeit der 
Motivation ist die geregelte Entlohnung für die im Unternehmen geleisteten Jahre 
und sog. „zeitverzögerte Auszahlungen" oder „Boni. Diese zeitverzögerte Aus-
zahlung motiviert jedoch nicht Mitarbeiterrinen und Mitarbeiter, die sich dem 
Rentenalter nähern. Daher bevorzugen Arbeitgeber, die diese Anreizinstrumente 
nutzen, bei Neueinstellungen eher jüngere Bewerber. Im Gegensatz dazu zeigt 
die japanische Erfahrung, dass die Nutzung zeitversetzter Entlohnung Chancen 
für ältere Menschen auf dem Arbeitsmarkt eröffnen kann, wenn eine geeignete 
Gestaltung gewählt wird (Heywood & Jirjahn 2016). 

Ein weiteres herausragendes Merkmal des Arbeitsmarktes in Deutschland und in 
Bayern ist das Wachstum und die Arbeitsmigration seit Beginn der Weltwirt-
schaftskrise. Arbeitsvermittlungsagenturen und private Unternehmen richten 
sich derzeit vor allem an Experten mit einer universitären Ausbildung in techni-
schen Bereichen und an Personal aus den medizinischen Disziplinen. Angesichts 
der starken Digitalisierung benötigt der deutsche Arbeitsmarkt vor allem IT-
Fachkräfte, um den Betrieb moderner technischer Geräte sicherzustellen. Die 
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wachsende Sorge der Deutschen hinsichtlich der Digitalisierung und technologi-
schen Entwicklung (insbesondere die Robotisierung) auf dem Arbeitsmarkt trägt 
zu einer spürbaren Zunahme der Einkommensunterschiede und zu einer Trans-
formation der klassischen Arbeitswelt bei, so dass Arbeitnehmer nicht mehr nur 
für einen, sondern für mehrere Unternehmen zusammenarbeiten werden (Bun-
desministerium für Bildung und Forschung 2016; Bayerisches Landesamt für 
Statistik 2016; Bayerisches Landesamt für Statistik 2016a). 

Die Stellung der Jugendlichen auf dem Arbeitsmarkt zeigt, dass das Erfolgsmo-
dell der dualen Ausbildung in 350 staatlich anerkannten Berufen in Deutschland 
eine niedrige Jugendarbeitslosigkeit sicherstellt. Im Rahmen der Ausbildung fin-
det die praktische Ausbildung für drei bis vier Tage in der Woche in einem Un-
ternehmen statt und ein bis zwei Tage verbringt ein Lehrling in der Schule, in der 
die theoretische Ausbildung vermittelt wird. Das Unternehmen stellt den Auszu-
bildenden Löhne zur Verfügung und übernimmt die Kosten für den Unterricht. 
Die Nachfrage nach Lehrstellen ist in den letzten Jahren rückläufig, insbesondere 
im Osten der Bundesrepublik Deutschland, wo sich die IHKs auf die Öffnung 
des Arbeitsmarktes konzentrieren, um die Lehrstellen aus Mittel- und Osteuropa 
zu füllen (Bundesministerium für Bildung und Forschung 2016). 

Der Status von Menschen mit Behinderung ist auf dem deutschen Arbeitsmarkt 
ähnlich wie in der Tschechischen Republik zu bewerten. In Deutschland wird 
auch zwischen mehreren Graden der Behinderung unterschieden. Zur Verpflich-
tung der Arbeitgeber gehört unter anderem, einen obligatorischen Prozentsatz für 
Arbeitnehmer mit Behinderung zu bezahlen. Bei einer Nichtzahlung erheben 
beide Staaten eine bestimmte Gebühr. Der Unterschied besteht darin, dass in 
Deutschland das System effektiver ist, da Gebühren in einen Ausgleichsfonds 
fließen, der die Beschäftigung von Menschen mit Behinderung fördert.  

Im Gegenzug wird in der Tschechischen Republik die Staatsverwaltung zur Er-
füllung dieser Ersatzverpflichtungen beauftragt. In der Tschechischen Republik 
sind Gebühren an den Staatshaushalt zu zahlen. In beiden Ländern steht ferner 
die Einrichtung von geschützten Werkstätten für Menschen mit Behinderung, die 
keine Chance auf eine Beschäftigung haben, im Fokus. In der Tschechischen Re-
publik ist eine behinderte Person zur Durchführung einer Arbeit in der Werkstatt 
für behinderte Menschen im Rahmen der beruflichen Rehabilitation berechtigt 
und bekommt Unterstützung für etwaige Umschulungen. In den deutschen Län-
dern wird ihnen ein Gehalt in Höhe des Grundbetrages gezahlt, das nach den 
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individuellen Fähigkeiten, der Quantität und der Qualität ihrer Arbeit erhöht wer-
den kann (Bürgermeister & Sokolovský 2016). 

Obwohl Deutschland eines der fortschrittlichsten Länder der Welt ist, ist man 
auch hier von Armut betroffen. Nach den Kriterien der Europäischen Union 
zeichnet sich diese Situation durch ein Nettoeinkommen der Haushalte von we-
niger als 60 Prozent des Durchschnittseinkommens aller Haushalte aus. Der 
Maßstab für soziale Ausgrenzung berücksichtigt die Tatsache, dass sich Men-
schen Grundbedürfnisse wie die Beheizung von Wohnraum und eine Waschma-
schine nicht leisten können. Knigge (2014) sagt dazu: „Nach dieser EU-Statistik 
liegt Deutschland mit dem Armutsanteil von 19,6 % nicht an der Spitze der EU - 
es gibt Bulgarien und Rumänien mit einem Anteil von über 40 %; die Tschechi-
sche Republik liegt bei 15,4 %. Doch für ein reiches und hochentwickeltes In-
dustrieland wie Deutschland ist der Anteil der Armut alarmierend. Besonders 
dramatisch ist das Ausmaß der Kinderarmut: in mehreren Regionen Deutsch-
lands liegt dieser Prozentsatz bei über 30 %" (S. 15-16). 

Eines der gravierendsten Probleme der letzten zwei Jahre ist die Zuwanderung, 
mit der sich die Bundesregierung konfrontiert sieht. Im Jahr 2014 waren neun 
Prozent aller Arbeitnehmer im Alter von 20 bis 64 Jahren aus dem Ausland, was 
leicht über dem EU-Durchschnitt von rund 7 % liegt. Der höchste Anteil auslän-
discher Arbeitskräfte an der Gesamtzahl ausländischer Arbeitskräfte wurde in 
Luxemburg mit 51% verzeichnet. Ausländer, insbesondere aus Drittländern, die 
einen Arbeitsplatz in der Europäischen Union suchen, sind im Vergleich zur ein-
heimischen Bevölkerung seltener. Unter diesem Gesichtspunkt wurde die Be-
schäftigungssituation in Deutschland im Jahr 2014 betrachtet.  

Dennoch war die Beschäftigungsquote von Personen aus Drittländern (58%) 
deutlich niedriger als die Zahl der Ausländer aus den Mitgliedsländern der Euro-
päischen Union (76%) und der einheimischen Bevölkerung (79%) (Statistisches 
Bundesamt 2016a). 

Die Ankunft von 1,2 Millionen Asylsuchenden aus Syrien, Irak, Afghanistan, 
Nigeria und Eritrea hatte in den Jahren 2015-2016 weniger Einfluss auf die Situ-
ation auf dem deutschen Arbeitsmarkt. Im November 2016 wurden den Asylsu-
chenden nur 34 000 Arbeitsplätze angeboten, weil Bildung und berufliche Qua-
lifikationen der Mehrheit der Einwanderer nicht den Anforderungen des deut-
schen Arbeitsmarktes entsprach. Ein weiterer Grund liegt in der Herausforderung 
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der Integration von Einwanderern, einschließlich der Forderung nach guten 
Deutschkenntnissen (Gathmann et al., 2014). 

Die Bundesregierung hat Vorschläge einiger Ökonomen zu einem pauschalen 
Mindestlohn für Flüchtlinge noch nicht berücksichtigt, was ihre Integration in 
den Arbeitsmarkt wiederum erleichtern würde. Diese Lösung würde jedoch eine 
Million Langzeitarbeitslose diskriminieren, was zu sozialen Spannungen führen 
könnte (Hinte, Rinne & Zimmermann 2016). Ein Förderprogramm, das die 
Schaffung von Stellen vorsah, die aus den öffentlichen Netzzahlen finanziert 
wurden, war jedoch nicht effektiv. Die Integration von Zuwanderern in den Ar-
beitsmarkt wird deutlich langwieriger sein, schätzungsweise bis zu fünf Jahre 
dauern, bis die Hälfte von ihnen eine Arbeit aufnehmen kann. Dies betrifft ins-
besondere Hilfskräfte in den Bereichen Dienstleistungen und Gastgewerbe. Auf 
der anderen Seite werden Arbeitsplätze im Bausektor geschaffen, in der Sozial-
arbeit, im Bildungswesen und im Sprachunterricht, in der Überwachung und in 
der öffentlichen Verwaltung. Die Ökonomen müssen zwischen politischen 
Flüchtlingen und der kontrollierten Einwanderung von Fachkräften unterschei-
den, für die die Behörden das Einwanderungssystem weiter vereinfachen sollten 
(Eperjesi 2016; Schmidt-Catran & Spies 2016).  

Podivínský und Ehler (2016) schrieben über die Integration von Flüchtlingen im 
erwerbsfähigen Alter, dass sie „aufgrund mangelnder Qualifikationen oder der 
Unkenntnis der Sprache nicht sofort mit der Arbeit beginnen können". Ihre In-
tegration in den Arbeitsmarkt wird langsamer sein als die der anderen Zuwan-
derer. Die Arbeitslosenquote der Flüchtlinge wird daher zunächst trotz günsti-
ger Lage auf dem Arbeitsmarkt sehr hoch und die Produktivität der Flüchtlinge 
gering sein".  

Battisti, Felbermayr und Poutvaara (2015) erklärten: „Die Umfrage unter 3 148 
Unternehmern im Oktober 2015 ergab, dass 59% der befragten Unternehmen 
keine große Chance zur Beschäftigung von Asylsuchenden sehen. Die maximale 
geschätzte Wahrscheinlichkeit, dass Flüchtlinge als Hilfskräfte oder Auszubil-
dende beschäftigt werden, ist gering. Nur 22 % der Unternehmen schätzten das 
Potenzial, das sie zwischen den Flüchtlingen Experten finden, als sehr hoch ein. 
Rechtliche Hindernisse wie Mindestlohn oder bürokratische Hemmnisse sind 
ebenso wichtige Hürden für die Beschäftigung, wie auch fehlende Sprachkennt-
nisse oder die fehlende Berufsausbildung. Vor allem Kleinunternehmen in Ost-
deutschland und in der Baubranche sehen im gesetzlichen Mindestlohn ein we-
sentliches Beschäftigungshindernis.  
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Für größere Unternehmen, insbesondere in der verarbeitenden Industrie, spielt 
der Mindestlohn eine geringere Rolle. Es gilt jedoch zu berücksichtigen, dass 
diese Erhebung den Dienstleistungssektor nur teilweise erfasst (vertreten ist nur 
der Handel)" (S. 25). 
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VIII. Die Tschechen auf dem deutschen   
Arbeitsmarkt 

 

Die Tschechische Republik wird in Deutschland als Handelspartner wahrge-
nommen. Tschechische Unternehmen nehmen jedoch weiterhin aufgrund der 
niedrigen Preise und Löhne und der geographische Lage eher die Position 
von Subunternehmern als von Generalunternehmern ein. Darüber hinaus ste-
hen die Unternehmen, die in der Tschechischen Republik tätig sind und nach 
Deutschland exportieren, in der Regel unter ausländischer Kontrolle und sind 
meist abhängig von verschiedenen Zwischenlieferanten in der Lieferkette. 

Die Gesamtbeschäftigungsquote der Bevölkerung im Alter von 15-64 Jahren 
liegt im Jahr 2015 in der Tschechischen Republik bei 70,2 % und in der Bun-
desrepublik Deutschland bei 74,0% Prozent, die Gesamtbeschäftigungsquote 
für Frauen im Alter von 15-64 Jahren beläuft sich in Tschechien auf 62,4% 
und in Deutschland auf 69,9% Prozent. Zudem liegt die Beschäftigungsquote 
für Männer im Alter von 15-64 Jahren in Tschechien bei 77,9% und in 
Deutschland bei 78,0% Prozent. Für die Gesamtbeschäftigungsquote der Be-
völkerung ab 65 Jahren lässt sich in Tschechien ein Wert von 5,6% und in 
Deutschland ein Wert von 6,1% Prozent ausweisen (Tschechisches Statisti-
sches Amt 2017a). Sektoral kommt in der Tschechischen Republik die offen-
sichtliche Dominanz der Industrie und in Deutschland ein vergleichsweise 
geringer Anteil von Dienstleistungen zum Ausdruck (Tabelle 6). 

Tabelle 6: Struktur des Standorts der Arbeitnehmer nach Sektoren in der 
Tschechischen Republik und der Bundesrepublik Deutschland bis 6.12.2016 

Jahr 
Landwirtschaft Industrie Dienstleistungen 
ČR SRN ČR SRN ČR SRN 

2005 3,7 1,7 39,0 25,7 57,3 72,5 
2010 3,1 1,6 36,6 24,5 60,3 73,9 
2015 3,1 1,5 36,8 24,4 60,1 74,2 

   Quelle: Tschechisches Statistisches Amt 2017a. 
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Deutsche Unternehmer sind maßgeblich an der Investitionstätigkeit innerhalb 
der Tschechischen Republik beteiligt und ihr Anteil am Auslandskapital beträgt 
rund 40 Prozent. Es wird geschätzt, dass in den USA mehr als 4 000 deutsche 
Unternehmen tätig sind, die sich auf die Herstellung von Kraftfahrzeugen, auf 
den Handel, auf Dienstleistungen für Unternehmen und Banken sowie auf die 
Produktion konzentrieren. Zu den größten deutschen Unternehmen, die in der 
Tschechischen Republik tätig sind, gehören beispielsweise die Volkswagen AG, 
RWE Gas AG, Siemens, AEG, Continental, Linde, Deutsche Telekom, Schoel-
ler, Knauf, Paul Hartmann, Messe Düsseldorf, Schade, TDW, Osram Hella-Au-
totechnik, Hebel und E.ON. In Südböhmen dominiert  vor allem die deutsche 
Firma Robert Bosch (Smith et al., 2016). 

Nach 1989 begann die Öffnung der Grenzen und die Wiederherstellung des Ka-
pitalismus in der Tschechischen Republik. Die tschechischen Bürger, die auf 
dem deutschen Arbeitsmarkt tätig werden wollten, wurden mit vielen Problemen 
konfrontiert. Die tschechischen Arbeiter waren in der Regel motivierter als die 
deutschen Arbeitskräfte, weil sie im Vergleich zur tschechischen Wirtschaft in 
Deutschland viel mehr verdienten. Außerdem waren sie bereit, für einen niedri-
geren Lohn zu arbeiten als die Deutschen, die deshalb befürchteten, dass es zu 
einer Senkung der Stundenlöhne kommen könnte. 

Der deutsche Wirtschaftswissenschaftler Moritz (2011) widmete seine Arbeit 
der Zeit vor der Öffnung der Grenze zwischen Deutschland und der Tschechi-
schen Republik (Zeitraum 1980-2001) und der Entwicklung der Lohnkosten. Er 
schrieb, dass die deutschen Rechtsvorschriften am Anfang der 90er Jahre relativ 
uneingeschränkt waren, so dass tschechische Arbeitnehmer relativ leicht eine 
Arbeitserlaubnis erhalten können. Die meisten von ihnen hatten ein niedriges 
Bildungsniveau. Rund fünf Prozent der gering qualifizierten Arbeitskräfte in 
Bayern waren Anfang der 90er Jahre Tschechen. Nach dem Beitritt der Tsche-
chischen Republik in die Europäische Union und der Einführung von Restrikti-
onen in Bayern, die strengere Bedingungen für die Erteilung von Arbeitsgeneh-
migungen vorsah, war die  Einstellung von Arbeitskräften aus der Tschechi-
schen Republik komplizierter als zuvor. 

Die Situation nach dem Beitritt der Tschechischen Republik in die Europäischen 
Union im Jahr 2004 hat sich nur teilweise geändert. Für Bürgerinnen und Bürger 
aus den neuen Mitgliedstaaten ist der Zugang zum Arbeitsmarkt in Deutschland 
begrenzt (Wiesböck et al., 2016). Auch der Ausbruch der globalen Finanz- und 
Wirtschaftskrise hat die Bundesregierung veranlasst, restriktive Maßnahmen zur 
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Beschäftigung tschechischer Staatsbürger in Deutschland beizubehalten. Die 
Arbeitserlaubnis für die Europäische Union gilt insbesondere für Saisonarbeiten 
in den Bereichen Gastgewerbe, Hotellerie, Land- und Forstwirtschaft, Bauge-
werbe und professionelle Reinigung. Die Genehmigung für bestimmte Tätigkei-
ten erteilt die Bundesagentur für Arbeit (BA). 

Andererseits sind es deutsche Arbeitgeber, die im Rahmen der sogenannten Ge-
meinschaftspräferenz Bürger aus Drittländern bevorzugen. Die Arbeitnehmer 
der Tschechischen Republik, die in Deutschland seit mindestens einem Jahr le-
gal arbeiten, sollten das Recht haben, eine unbefristete Arbeitserlaubnis für die 
Europäische Union (Antrag auf Arbeitsgenehmigung) zu erhalten. Eine beson-
dere Gruppe sind die sogenannten Grenzgänger, die in Deutschland arbeiteten, 
aber in der Tschechischen Republik wohnten und einmal pro Woche nach Hause 
zurückkehrten. Sie haben in beiden Ländern einen Anspruch auf Gesundheits-
versorgung. Im Falle einer Krankenversicherung sollte die Möglichkeit beste-
hen, entweder in Deutschland (Arbeitsort) oder in der Tschechischen Republik 
(Wohnort) zu bezahlen. Um eine Genehmigung an tschechische Staatsbürger als 
grenzüberschreitende Arbeiter erteilen zu können, wurde ein Antrag hierfür ge-
stellt. Diese restriktiven Maßnahmen wurden jedoch nicht von allen deutschen 
Wirtschaftssubjekten positiv gesehen, da z. B. landwirtschaftliche Betriebe frei 
von Saisonarbeitern aus dem Ausland sind. Nach einiger Zeit hat sich gezeigt, 
dass die Restriktionen auf dem Arbeitsmarkt in Deutschland nicht geholfen ha-
ben, weil administrative Hürden in Deutschland qualifizierte Kräfte aus den ehe-
mals sozialistischen Ländern abschrecken, die es dann vorziehen, nach Großbri-
tannien, Irland und Schweden zu gehen. 

Die Schlussfolgerungen Moritze und Grögera (2007) und Moritze (2009) bestä-
tigten, dass die Öffnung der Grenze zu den bayerischen Landkreisen unmittelbar 
an der Grenze zur Tschechischen Republik größere Auswirkungen hat. Die Än-
derung der Höhe der Löhne für Facharbeiter und der Rückgang der Löhne für 
geringqualifizierte Arbeitnehmer in Ostbayern war statistisch signifikant. 

Die Übergangsfrist galt bereits vor dem 30. April 2011 und dann ab dem 1. Mai 
2011 bis zur Liberalisierung des deutschen Arbeitsmarktes für das tschechische 
Volk im Rahmen der Freizügigkeit der Arbeitnehmer, die in Deutschland frei 
und ohne Beantragung einer Arbeitserlaubnis arbeiten können. Tschechische 
Arbeitnehmer müssen demnach gleichberechtigt behandelt werden und ihre Fa-
milienangehörigen haben die gleichen Rechte auf Bildung und soziale Sicherheit 
wie deutsche Staatsbürger. Nach 2011 gab es keine Änderung in der Zahl der 
tschechischen Staatsbürger in Deutschland. In Deutschlandand arbeiten aus den 
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Ländern des ehemaligen Ostblocks mehr Arbeiter aus Polen und Ungarn als aus 
der Tschechischen Republik. Die meisten Ausländer, die in Deutschland eine 
Beschäftigung auf dem Arbeitsmarkt suchten, kamen 2015 aus der Türkei, den 
Ländern des ehemaligen Jugoslawien, Italien, Griechenland, Polen, Österreich, 
Spanien und Portugal (Statistisches Bundesamt 2016b). Auf Grundlage der Da-
ten des Zentralregisters lebten Ende 2015 rund 7,91 Millionen Ausländer in 
Deutschland. 2,18 Millionen stammen dabei aus den Mitgliedsländern der Eu-
ropäischen Union und davon wiederum 22 928 aus der Tschechischen Republik. 
In Bayern waren es 1,16 Millionen Ausländer (Statistisches Bundesamt 2016b; 
Strielkowski &  Tumanyan Kalyugina, 2016). 

Als eine wesentliche Auswirkung hatte sich während der wirtschaftlichen Trans-
formation die Zahl der ausländischen Arbeitskräfte auf dem tschechischen 
Markt erhöht. 1989 war der Anteil der Arbeitskräfte (z. B. Kubaner) gering, der 
den Arbeitsmarkt verlassen und in ihre Heimat zurückkehren musste. Sehr bald 
haben sich in der Tschechischen Republik tausende von Ausländern, die meisten 
aus den Länden des ehemaligen Ostblocks, niedergelassen, die in der Regel für 
Hilfsarbeiten eingesetzt wurden. Jírová (2001) schrieb über die Gruppe von un-
gelernten Arbeitern, dass diese „ohne Qualifikation oder mit einer geringen 
Qualifikation aus dem Arbeitsmarkt und aus der Hausarbeit gedrängt werden, 
was einen großen Teil der Gesamtzahl der Bewerber ausmacht" (S. 118). 

Myant (2013) schätzte, dass im Jahr 2000 die Zahl der legal auf dem Territorium 
lebenden Ausländer auf 220 000 stieg und 140 000 Ausländer illegal im Bauge-
werbe, in der Landwirtschaft und in anderen Sektoren arbeiteten.  

Im Jahr 2011 wurden offiziell  417 424 Ausländer registriert, 74 Prozent der 
wirtschaftlich aktiven, laut Strielkowski (2013). 

Es wurden allmählich inländische Arbeitskräfte durch ausländische Arbeitneh-
mer, wie Ukrainer im Baugewerbe, verdrängt. Fassmann (2007) betonte, dass 
sie „Objekt der zügellosen Ausbeutung von einheimischen Arbeitgebern und Ar-
beitsvermittlern (oft in Verbindung mit organisierter Kriminalität) sind, aber 
auch ein wichtiger Bestandteil für Schwarzarbeit werden" (S. 250). Eines der 
spezifischen Phänomene sind vietnamesische Haushalte, die kleinere Geschäfte 
mit niedrigeren Kosten unter Nichteinhaltung des Arbeitsgesetzbuches und der 
Ausbeutung von Kinderarbeit betreiben (Hlavatý 2007). 

Im Jahr 2015 stieg in der Tschechischen Republik die Zahl der rechtmäßig auf-
enthaltsberechtigten Ausländer (d.h. mit einem Langzeitvisum oder mit einer 
Aufenthaltserlaubnis, einschließlich der registrierten EU-Bürger) auf 464 700 
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an. Dies entspricht einem Zuwachs von 15 303 Personen gegenüber dem Vor-
jahr. Die meisten befristeten Aufenthaltsgenehmigungen werden zum Zwecke 
der Beschäftigung und des Unternehmertums an Bürger der Ukraine und Viet-
nams ausgegeben. Der Zweck eines Aufenthaltes aus „familiären Gründen" ist 
bei Bürgern der USA, Chinas, Koreas und Japans stärker vertreten. Der Zweck 
„Studium“ dominiert bei Bürgern aus Kasachstan, Russland und Weißrussland. 
Bei den Ausländern überwiegen die Bürger von Drittländern. Die Anzahl der 
Bürger aus Ländern der Europäischen Union nimmt stetig zu, 2010 waren es 
32,0%, 2015 bereits 42,1%. Bei Ausländern aus Drittländern dominieren die Uk-
rainer (105 600), Vietnamesen (56 900) und die Bürger der Russischen Födera-
tion (34 700). Die größte Gruppe unter den Ausländern der Staaten der Europä-
ischen Union bilden die Slowaken (101 600), die Deutschen (20 500) und die 
Polen (19 800) (Tschechisches Statistisches Amt 2016E). Im Vergleich zu 
Deutschland ist die Tschechische Republik als Zielland bei Einwanderern nicht 
sehr beliebt. Auf dem tschechischen Markt wird die Arbeit meist an Ausländer 
aus Osteuropa vergeben, welche meist ungelernte Arbeitskräfte sind. Hierzu 
zählen überwiegend Ukrainer, die vor allem auf Baustellen arbeiten sowie Viet-
namesen mit ihren Geschäften, Märkten und Restaurants. 

Einen großen Einfluss auf die Abwanderung tschechischer Staatsbürger in Rich-
tung des deutschen Arbeitsmarktes hatte die Einführung des Mindestlohns in der 
Bundesrepublik Deutschland zum 1. Januar 2015. 

Für alle Arbeitnehmer wurde ein einheitlicher gesetzlicher Mindestlohn in Höhe 
von 8,5 EUR (ca. 230 Tschechische Kronen; monatlich ca. 40 000 Tschechische 
Kronen) festgelegt.  

Für bestimmte Sektoren wurden höhere Stundenlöhne (Dachdecker, speziali-
sierte Bauarbeiter) vorgesehen. Im Mindestlöhnen sind nicht die Verpflegungs-
beiträge, die Erstattung der Lebenshaltungskosten (Tagegelder), Überstunden-
zuschläge für Arbeiten an Feiertagen und Sonntagen, Urlaubsbeiträge und 
Weihnachtsbeiträge berücksichtigt (Henzel & Engelhardt 2014). 

Die Differenz zwischen den Einkommen in der Tschechischen Republik und der 
Bundesrepublik Deutschland bleibt markant. Im Segment HORECA (Ho-
tel/Restaurant/Café bzw. Catering) können Kellner in Deutschland im Durch-
schnitt 2.000 Euro pro Monat verdienen, während das Einkommen in der Tsche-
chischen Republik bei rund 500 Euro liegt. Zu den bestbezahlten Arbeitnehmern 
zählen in Deutschland Manager, Rechtsanwälte, Mitarbeiter des Luftverkehrs 
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sowie Apotheker oder Ärzte. Hingegen verdienen Arbeitnehmer bei Reinigungs-
diensten, in Wäschereien sowie bei der Gebäude- und Fensterreinigung recht 
wenig. Derzeit zählen zu den beliebtesten Berufen in Deutschland Einzelhan-
delskaufleute, Elektriker, Pfleger, Sozialarbeiter und Erzieher, Krankenschwes-
tern, Hebammen, Ärzte, Masseure, Büroangestellte, Leiter von Lagerhäusern 
und Transporttechniker, Hotel- und Restaurantpersonal, Angestellte in der Wer-
bung und Berufskraftfahrer. Andere Quellen erwähnen auch Arbeiten in techni-
schen Bereichen (Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften und Technik), 
Tischler und Schlosser, welche in der Regel Lehrberufe sind. Knigge (2014) 
kommentierte: „In bestimmten Wirtschaftszweigen, wie in der Sicherheitsbran-
che und im Gastgewerbe, sind die Löhne in Deutschland so niedrig, dass für die 
Sicherheit eine Erhöhung der staatlichen Leistungen notwendig ist" (S. 16). 

Für qualifizierte Arbeiter ist der deutsche Arbeitsmarkt weiterhin offen. Jedoch 
sollte bedacht werden, dass nur ein winziger Teil der hochqualifizierten Arbeits-
kräfte über ausgezeichnete und sehr gute Deutschkenntnisse verfügt. Das 
sprachliche Wissen ist eine der Schlüsselkompetenzen, die auf dem Arbeits-
markt gefragt ist. Die Tschechen haben in der Regel gute Kenntnisse der deut-
schen Sprache, was nicht nur auf dem deutschen, sondern auch auf dem tsche-
chischen Markt von Vorteil ist, da es in der Tschechischen Republik eine Reihe 
deutscher Tochtergesellschaften oder Unternehmen in den Händen deutschspra-
chiger Eigentümer gibt. 

Die sprachlichen Anforderungen an Arbeitnehmer sind nicht auf dem Niveau, 
das in einer wissensbasierten Wirtschaft erforderlich wäre, trotz der Tatsache, 
dass die Bedeutung der Fremdsprachenkenntnisse in zahlreichen internationa-
len, nationalen und regionalen Dokumenten und in strategischen Programmen 
hervorgehoben wird. Dies gilt zum Beispiel auch für das strategische Programm 
“ET 2020” zur europäischen Zusammenarbeit im Bereich der allgemeinen und 
beruflichen Bildung (Ministerium für Bildung, Jugend und Sport 2010a). Dieses 
Programm stellt einen neuen strategischen Rahmen für die europäische Zusam-
menarbeit im Bereich der allgemeinen und beruflichen Bildung dar, welches der 
nationale strategische Bezugsrahmen in der Tschechischen Republik 2007-2013 
ist (Ministerium für Arbeit und Soziales der Tschechischen Republik, 2009) und 
die Strategie des lebenslangen Lernens (Ministerium für Bildung, Jugend und 
Sport 2010b) sowie einen nationalen Plan zum Fremdsprachenunterricht 
(Janíková) einbezieht. 

Im Falle der südböhmischen Region ist ein Programm für die Entwicklung der 
Region für den Zeitraum 2008-2013 (Ministerium für lokale Entwicklung 2017) 
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und für den Zeitraum 2014-2020 (Programm für die Entwicklung der südböh-
mischen Region 2014-2020) (Bezirke der Regionalregierung 2014) vorgesehen. 
Dies betrifft die grundlegenden Dokumente der Regionalentwicklung auf der 
Ebene der übergeordneten Gebietskörperschaft, die die Region in einem geson-
derten Antrag auf Grundlage der geltenden Gesetzgebung für die Umsetzung 
und Überwachung bearbeitet. Für die genehmigten Programme betrifft dies in 
ihrem individuellen Anwendungsbereich das Gesetz Nr. 248/2000 Slg. über die 
Förderung der Regionalentwicklung und das Gesetz über die Endpunkte der Re-
gierungsregion Nr. 129/2000 Slg. 

Beide Dokumente enthalten einen Hinweis auf die Bedeutung von Fremdspra-
chen. Angesichts der geographischen Lage der südböhmischen Region spielt die 
Kenntnis der deutschen Sprache noch immer eine große Rolle. Die Samtene Re-
volution 1989 brachte an den tschechischen Schulen aller Schulstufen fast aus-
schließlich die russische Sprache mit sich. Ein grundlegender Wandel vollzog 
sich erst nach 1989, als Schüler vor allem in deutsch und englisch ausgebildet 
wurden. Obwohl Englisch bereits als Weltsprache galt, haben mehr Studenten 
Deutsch studiert. Dies ist auf zwei Faktoren zurückzuführen. Erstens: Die un-
mittelbare Nachbarschaft des deutschsprachigen Raums führt zu größeren Aus-
sichten auf eine aktive Nutzung und Anwendung der Sprache in der Praxis.  

Zweitens: Es gab einen chronischen Mangel an Lehrern für westliche Sprachen, 
jedoch gab es noch mehr Lehrer für die deutsche Sprache, die auch Einfluss auf 
das Angebot der Schulen hatten und in der Lage waren, sicherzustellen, dass 
ihre Schüler und Studenten in mindestens einer Weltsprache unterrichtet wur-
den. Allmählich wandte sich die Situation gegen die deutsche Sprache, da die 
meisten Schulen begannen, als erste Sprache Englisch zu unterrichten. In den 
Berufsschulen der Primar- und Sekundarstufe (mit Ausnahme von Gymnasien 
und kommerziell orientierten Schulen) wurden zwei Fremdsprachen in der Se-
kundarstufe I gelehrt, da in Europa eine Tendenz dahin zu erkennen war. 

Die Fremdsprachenausbildung war Thema der Forschungsstudie „Stichtage für 
das Erlernen von Fremdsprachen in Schulen", die Daten aus dem Schuljahr 
2009/2010 nutzte. Die Tschechische Republik belegte den sechsten Platz unter 
den 34 untersuchten Ländern. Aus diesem Grund wurde ab dem Schuljahr 
2013/2014 in Grundschulen eine obligatorische zweite Fremdsprache (meist 
Deutsch) eingeführt, je nach Möglichkeit der einzelnen Schulen, spätestens je-
doch ab der achten Klasse. Die Tschechische Republik zählt sich zu den Staaten 
der Europäischen Union mit einem obligatorischen Zweitausländerunterricht, 
der das Prinzip der Mehrsprachigkeit fördern soll. Die Europäische Union hat 
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sich dieses Ziel gesetzt. Besser war die Situation im Fremdsprachenunterricht 
im Bereich der Sekundarschulbildung, insbesondere an Gymnasien und Wirt-
schaftsgymnasien. Hier rangierte die Tschechische Republik über dem EU-
Durchschnitt, da an den meisten Gymnasien zwei Fremdsprachen gelehrt wur-
den. Ideal wäre es aber, wenn der Zweitsprachenunterricht auch in der Sekun-
darschule in gleichem Maße fortgesetzt würde wie in der Grundschule, was im-
mer noch weitestgehend aus finanziellen Gründen nicht der Fall ist. 

Auch im Hochschulbereich ist die Situation für die deutsche Sprache ungünstig. 
Während das Gymnasium nach und nach (sofern eine Fremdsprache gelehrt 
wird) den Englischunterricht einführt oder bereits eingeführt hat, wird eine 
Zweitsprache aus finanziellen Gründen nur an wenigen Universitäten gelehrt. 
So ist die Zahl der Absolventen, die die deutsche Sprache auf einem guten Ni-
veau beherrschen stark zurückgegangen. Dieser schlechte Zustand wird durch 
die kürzlich veröffentlichten Ergebnisse einer großen europaweiten Forschungs-
studie, Eurostudent Report VI, bestätigt, in der nur 3,3 Prozent der Studenten 
tschechischer öffentlicher Universitäten und 3,8 Prozent der Studenten privater 
Universitäten Ihre Deutschkenntnisse als sehr gut bewerten.  

Als „gut" bezeichneten 14,3 Prozent der Studierenden öffentlicher Hochschulen 
ihre Deutschkenntnisse und 18,4 Prozent der Studierenden privater Hochschu-
len. Mehr als 80 Prozent der Studierenden beherrschen die deutsche Sprache 
sehr schlecht oder gar nicht. Bezogen auf die Studienrichtung lässt sich ein gro-
ßer Anteil Studierender mit guten Deutschkenntnissen den Wirtschafts- und Ge-
sundheitswissenschaften sowie der Medizinischen Wissenschaften zuordnen 
(Fischer et al., 2017). 

Im Hinblick auf die Bedingungen des Unterrichts, vor allem der zweiten Fremd-
sprache, wird die Business-Sprachausbildung immer wichtiger. Es ist für Unter-
nehmen in der Tschechischen Republik nicht ausreichend, im Bereich der Un-
ternehmensdienstleistungen rund eintausend Mitarbeiter mit guten Deutsch-
kenntnissen zu beschäftigen. Der Bedarf an Fremdsprachen ist vor allem in den 
Organisationen und Institutionen hoch, die sich mit vielen Forschungsarbeiten 
auf nationaler, regionaler und internationaler Ebene befassen. Dies wird in vie-
len Forschungsuntersuchungen untermauert. Die Ergebnisse sind jedoch nicht 
vergleichbar. Andererseits ist festzustellen, dass fast alle Untersuchungen einen 
hohen Bedarf an Sprachtrainings im Unternehmenssektor bestätigten. 

Was die südböhmische Region anbelangt, so wird die derzeitige Situation nicht 
erfasst. Dies belegen umfangreiche Forschungsarbeiten auf nationaler Ebene bis 
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2014 (Tschechische - Deutsche Industrie- und Handelskammer ČNOPK 2015). 
Auch regionale Umfragen, z. B. „Wie wichtig ist das Wissen deutscher Mitar-
beiter?“ (IHK Regensburg, ČNOPK 2015), bringen eine Reihe wertvoller Er-
kenntnisse mit sich. Um den Bedarf zu decken, wurden Sprachtrainings in Or-
ganisationen durch internationale Projekt wie „jest jasne - Alles klar!“ oder 
„Mehrsprachig handeln mit Erfolg!" (Schönke 2015) unter Beteiligung von 
Deutschland, Österreich, Polen und der Slowakei in den Jahren 2014 - 2015 von 
der Europäischen Union finanziert. Dies beinhaltet die Bewertung der Wichtig-
keit der Schlüsselqualifikationen für die Mitarbeiter, die in der Publikation von 
Veteška Tureckiová (2008) erwähnt werden, und zwar basierend auf den Inter-
views von Managern. Zu den Schlüsselkompetenzen, die Arbeitgeber mit ihren 
Mitarbeitern weiterentwickeln, zählen auch die Fremdsprachenausbildung so-
wie Kompetenzen im Umgang mit der Informationstechnologie. Wichtige Infor-
mationen zur Erwünschtheit von Fremdsprachen in der südböhmischen Region, 
insbesondere im Deutschen, bringt die Forschungsarbeit „Notwendigkeit des 
Sprachenlernens aus der Sicht der Geschäftspraxis" (Caha 2016A, B).  

Die Umfrage ergab, dass der Bedarf an einer Fremdsprache sehr hoch ist, was 
von 73,6 Prozent der Organisationen bestätigt wurde. Wichtig war, dass 27,9 
Prozent der Organisationen in Südböhmen Deutschkenntnisse als oberste Prio-
rität ansahen. Die Umfrage zeigt auch, dass 74,4 Prozent der Unternehmen 
Fremdsprachenkenntnisse benötigen. 70,4 Prozent der Organisationen waren 
der Ansicht, dass die Kenntnisse der Fremdsprachen ihrer Mitarbeiter gefördert 
werden müssen. 60,5 Prozent der Organisationen in der Region ermöglichen den 
Mitarbeitern das Erlernen von Fremdsprachen. 60 Prozent der Organisationen 
und Institutionen übernehmen die Sprachausbildung des Personals ganz oder 
teilweise, davon erstatten 31 Prozent der Organisationen die Kosten vollständig 
und 29 Prozent zumindest teilweise. Diese und auch weitere Untersuchungen 
ergaben, dass die deutsche Sprache in der Region nach wie vor eine sehr starke 
Stellung einnimmt. 

Corporate Language Training ist in der Region Südböhmen in den letzten Jahren 
deutlich gestiegen und galt als eine Herausforderung in mehren Projekten. 
Hierzu zählen nationale Bildungsprojekte zur Unterstützung der Berufsausbil-
dung von Arbeitnehmern und regionale Projekte war VSPR I UND VSPR II 
(Educate yourself for growth). Im Projekt „Unterstützung der Berufsausbildung 
von Arbeitnehmern" POVEZ (Ministerium für Arbeit und Soziales der Tsche-
chischen Republik 2008) haben ausgewählte Unternehmen teilgenommen, um 
finanzielle Unterstützung für die Ausbildung und Umschulung von Personal bis 
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zu 100 Prozent zu erhalten. Gleichzeitig wurden die Lohnkosten für das Personal 
für die Dauer der Kurse bezahlt. Die Förderung umfasst einen professionellen 
Sprachunterricht im Zusammenhang mit der Arbeit, den ein Arbeitnehmer in-
nerhalb des Unternehmens durchführt oder ausüben kann (Intensivsprachkurse 
in einem Zeitraum von höchstens drei Monaten, abgesichert durch einen Sprach-
lehrer) und einen Sprachtest (mindestens B1 des Gemeinsamen Europäischen 
Referenzrahmens). 

Eine detailliertere Analyse der durchgeführten Kurse auf Grundlage der Daten 
des Arbeitsamts in České Budějovice belegt, dass unter 136 professionellen 
Sprachkursen 38 Deutschkurse angeboten wurden. Das Projekt „Educate yours-
elf for growth" VSPR I (Ministerium für Arbeit und Soziales der Tschechischen 
Republik 2014) wurde in den Jahren 2011 und 2014 durchgeführt. Finanziert 
wurde es aus dem operationellen Programm „Human Resources and Employ-
ment“.  

Von 122 Sprachkursen wurden 48 Deutschkurse unterstützt (Office of the Czech 
Budejovice 2016), auch im Rahmen des Projekts „Bildet euch für das Wachstum 
in der Jistota Plus II" (Ministerium für Arbeit und Soziales der Tschechischen 
Republik 2015). Das Projekt VSPR II setzte VSPR I fort und wurde in den Jah-
ren 2013 bis 2015 durchgeführt. Finanziert wurde es aus dem Operationspro-
gramm „Human Resources and Employment“. Im Rahmen dieses Projekts sol-
len Ausschreibungen für Sprachausbildungen in der Region durchgeführt wer-
den. Im Rahmen des Projekts wurden 143 Sprachkurse gefördert, von denen 28 
Kurse Deutsch als Fremdsprache anboten. 

Aus der Untersuchung ergibt sich, dass trotz der Bemühungen und Unterstüt-
zungsmaßnahmen kurzfristig nicht genügend qualifizierte Arbeitskräfte mit sehr 
guten oder guten Deutschkenntnissen auf dem Arbeitsmarkt in der Region vor-
handen sind. 

 

 

 

 

 

 



78 

 
 

 

  

IX. Die Mobilität der Arbeitskräfte in Bayern 
und in Südböhmen - Fallstudie 

 

Die Fallstudie basiert auf der Befragung von Studierenden aus Bayern und 
der südböhmischen Region. Sie konzentriert sich auf die Bereitschaft zur 
Mobilität der Arbeitskräfte in den Regionen und untersucht die Faktoren, die 
die Mobilität beeinflussen. Der Fragebogen wurde an insgesamt 360 Studie-
rende der Wirtschaftswissenschaften der Technischen und Ökonomischen 
Hochschule in Budweis sowie an 431 Studierende der Ostbayerischen Tech-
nischen Hochschule Regensburg verschickt. Die Gesamtrücklaufquote be-
trug 31,4%, was 248 Antworten entspricht. Zur Bewertung der Unterschiede 
zwischen den Regionen wurde die χ2-Methode angewandt, die eine gute 
Übereinstimmung mit der Häufigkeit der kategorischen Variablen und der 
Ebene der Signifikanz mit 95 Prozent testet. Die Mobilitätsfaktoren in der 
Gruppe der tschechischen und deutschen Studenten wurden mit Hilfe eines 
nichtparametrischen Tests (Wilcoxon-Statistik) untersucht.  

Abbildung 1: Die Bereitschaft der tschechischen und deutschen Studenten zur 
Arbeit zu pendeln 

 
Quelle: Custom Processing auf Basis einer Fragebogenerhebung 
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In beiden Ländern ist die Bereitschaft zum Pendeln auf einem ähnlichen Niveau 
(Abbildung 1). Dies zeigt eine statistisch unbedeutende Testabhängigkeit zwi-
schen den Prävalenzen der Antworten in den untersuchten Gruppen nach Län-
dern (χ2= 4,6). Für die Zwecke der weiteren Erprobung wurde die Kategorie 
„Bereitschaft, mehr als 20 Kilometer zu pendeln“ gebildet. In der Stichprobe 
stellte sich eine durschnittliche Bereitschaft (rund 60 Prozent) beider Länder 
heraus. Die Bereitschaft zum Pendeln steht im Zusammenhang mit der Fähig-
keit, eine Arbeitsstelle in der Region zu finden. Ein Vergleich derjeniger, die 
eine Arbeitsstelle finden und derjeniger, die davon ausgehen, keine Arbeitsstelle 
in der Region zu finden ist statistisch nicht signifikant (z = 1,59). 

Bei den tschechischen Studenten liegt dieser Wert bei 19,3 Prozentpunkten und 
ist bei denjenigen höher, die davon ausgehen, keine Arbeit zu finden (71,4%), 
als bei denen, die damit rechnen, eine Arbeit in der Region zu finden. Dieser 
Unterschied ist zu erwarten, da Studenten der südböhmischen Region aufgrund 
der höheren Löhne eine höhere Motivation haben, ins Ausland zu pendeln, als 
deutsche Studenten, die auch leichter eine gut bezahlte Arbeit in Deutschland 
finden können (61 Prozent der Deutschen geht davon aus, eine Arbeit in der 
Region zu finden, verglichen mit 29 Prozent bei den tschechischen Studenten). 

Die Bereitschaft für die Gründung eines eigenen Unternehmens (z = 3,76) mehr 
als zwanzig Kilometer in die Arbeit zu pendeln ist sowohl bei den tschechischen 
(z = -0,74) als auch bei den deutschen Studenten (z = 0,16) gegeben. Die Kennt-
nis über die Gesetze im Ausland stellt eine statistische Abhängigkeit (z = -0,16) 
von der Bereitschaft zum Pendeln zur Arbeit dar, und zwar sowohl für die tsche-
chischen Probanden (z = 0,58) als auch für deutsche Studenten (z = 0,16). Auf-
grund des Binnenmarktes und ähnlicher schlechter Bedingungen bei der Unter-
nehmensgründung sind die Unterschiede zwischen den Studenten der Länder 
marginal. Die Bewertung erfolgte auf Grundlage der Ergebnisse im Bereich der 
Studie „Existenzgründung" (The World Bank 2017a). 
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Tabelle 7: Einfluss von Mobilitätsfaktoren auf die Entscheidungsfindung        
tschechischer und deutscher Studierender 

Mobili-
tätsfaktor 

Test-
statistik 

Pendelbereit-
schaft beein-
flusst durch 
den Mobili-
tätsfaktor  

Bereitschaft 
zum Pendeln 
ohne Beein-
trächtigung 
durch den 
Mobilitäts-
faktor 

Durchschnitt-
liche Bereit-
schaft, mehr 
als 20 km zu 
pendeln 

Schlechte 
Verkehrs-                  
anbindung 

z = 2,69 45,9 % +18,4 % 58,9 % 

Nicht in der 
Lage zu beurtei-
len 

z = -2,41 71,0 % -16,8 % 58,9 % 

Teure                          
Wohnungen z = 2,04 45,8 % +16,2 % 58,9 % 

Familie z = 0,14 58,9 % 0 % 58,9 % 

Gesundheit z = 0,38 58,9 % 0 % 58,9 % 

Quelle: Custom Processing auf Basis einer Fragebogenerhebung 
 

Von den in der Literatur veröffentlichten üblichen Mobilitätsfaktoren hat eine 
schlechte Verkehrsanbindung einen besonders relevanten Einfluss (Tabelle 7). 
Rund 59 Prozent der Befragten sind bereit, mehr als 20 Kilometer zur Arbeit 
zu pendeln. Die Befragten, die angeben, dass eine schlechte Verkehrsanbin-
dung ihre Mobilität behindere, liegt im Vergleich zum Gesamtdurchschnitt bei 
13 Prozent. Sie sind weniger bereit, mehr als 20 Kilometer zur Arbeit zu pen-
deln. Diese Abhängigkeit in der Detailansicht tritt nur bei tschechischen Stu-
denten (z = 2,34) im Gegensatz zu deutschen Studenten (z = 1,61) auf. Dies 
kann auf die schlechte Verkehrsinfrastruktur in der südböhmischen Region zu-
rückgeführt werden, in der Autobahnen und Eisenbahnverbindungen gebaut 
und modernisiert werden müssen. 
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Abbildung 2: Zusammenfassung der Häufigkeit von Mobilitätsfaktoren 
bei tschechischen und deutschen Studierenden 

 
  Quelle: Custom Processing auf Basis einer Fragebogenerhebung 
 

Ähnliche Ergebnisse zeichnen sich beim Faktor Wohnen ab. Befragte, die die 
Nichtverfügbarkeit von Wohnraum als Problem wahrnehmen, sind im Gesamt-
durchschnitt um 13,1 Prozent weniger bereit, mehr als zwanzig Kilometer zur 
Arbeit zu pendeln. Diese Abhängigkeit in der Detailansicht besteht nur bei den 
deutschen Studierenden (z = 2,04), nicht aber bei den tschechischen Studieren-
den (z = 1,18). Demgegenüber sind die mit der Wohnung unzufriedenen deut-
schen Befragten im Vergleich zum Gesamtdurchschnitt um 23,3 Prozent we-
niger dazu bereit, mehr als zwanzig Kilometer zur Arbeit zu pendeln. 

Eine interessante Gruppe repräsentieren die Befragten, die nicht wirklich eine 
Meinung haben und nicht sehen, was ihr Pendeln verhindern könnte (Abbil-
dung 2). Die Bereitschaft, mehr als zwanzig Kilometer zur Arbeit zu pendeln, 
liegt im Vergleich zum Gesamtdurchschnitt um 12,1 Prozent höher. Beim Fak-
tor Mobilität spielt die Familie und die Gesundheit eine untergeordnete Rolle. 
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Die Bereitschaft, mehr als zwanzig Kilometer zur Arbeit zu pendeln, hängt 
somit nicht von konkreten Faktoren oder von Informationen über die Arbeit 
im Ausland ab (< 0,60). 

Abbildung 3: Die Einschätzung der tschechischen und deutschen               
Studenten über den Arbeitsmarkt 

 
Quelle: Custom Processing auf Basis einer Fragebogenerhebung 

 

Die Anwendbarkeit auf die regionale Arbeitsmarktbeurteilung von tschechi-
schen und deutschen Studierenden (Abbildung 3) ist sehr unterschiedlich 
(χ2= 29,1). Die Zahl derjeniger, die lt. ihrer Einschätzung in der Region gut 
oder schlecht bezahlte Arbeit finden wird, liegt bei 71%. Diese Zahl stellt 
auch eine Referenzgruppe für die Überprüfung der Hypothesen dar. Die Tests 
wurden im Vergleich zu der Gruppe durchgeführt, die davon ausgeht, keine 
Arbeit im Distrikt zu finden und pendeln muss oder auf die Gelegenheit war-
tet, ein Unternehmen zu gründen (rund 39 Prozent der Befragten). Aus frühe-
ren Analysen ist bekannt, dass die Bereitschaft des Pendelns statistisch unab-
hängig (z = 1,59) von der Fähigkeit ist, Arbeit zu finden. Die Anwendbarkeit 
ist nicht statistisch von der Beurteilung der Bedingungen für eine Unterneh-
mensgründung abhängig (z = 1,92), weder für tschechische, (z = 1,81) noch 
für deutsche Studierende (z = 0,76).  

0% 20% 40% 60% 80% 100%

Deutschland

Tschechien

einen gut bezahlten Job finden

einen Job finden, aber nicht ausreichend bezahlt

einen Job finden, aber in einem anderen Region

andere



83 

 
 

Die Mobilität der Arbeitskräfte in Bayern und in Südböhmen - Fallstudie 

  

Demnach sind keine statistisch signifikanten Effekte (ab <1,88) der Mobili-
tätsbarrieren (Verkehr, Wohnen, Familie und Gesundheit, Kenntnis der Ge-
setzgebung) auf die Gültigkeit des lokalen Arbeitsmarktes wahrnehmbar. 

  Abbildung 4: Bewertung der Gründungsbedingungen für tschechische und 
deutsche Studierende 

 
Quelle: Custom Processing auf Basis einer Fragebogenerhebung 

 

Die Bedingungen zur Gründung von Unternehmen in beiden Ländern (χ2 = 3,86; 
vgl. Abbildung 4) werden ähnlich bewertet, so dass 42 Prozent der Befragten 
glauben, dass sie effektiv und akzeptabel sind. Die Mehrheit der Befragten ver-
fügt jedoch nicht über genügend Informationen (vorherrschende Antwort), was 
sicherlich darauf zurückzuführen ist, dass v.a. die Studenten des ersten Studien-
jahres noch Entrepreneurship-Veranstaltungen besuchen werden und sich unter-
nehmerische Kenntnisse aneignen sowie die Bedingungen zur Gründung eines 
Unternehmens kennenlernen werden. Die positive Wahrnehmung dieser Bedin-
gungen ist das Ergebnis früherer Analysen, unabhängig von der Bereitschaft 
mehr als zwanzig Kilometer zu pendeln. 
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Abbildung 5: Spezifische Vorstellung tschechischer und deutscher 
Studierender über die rechtlichen Rahmenbedingun-
gen im Ausland 

 
Quelle: Custom Processing auf Basis einer Fragebogenerhebung 
 

Die Kenntnisse über rechtliche Bedingungen (Abb. 5) hinsichtlich einer 
Arbeit im Ausland sind bei tschechischen und deutschen Studenten unter-
schiedlich (χ2 = 36,50). Viele deutsche Studenten haben keine konkreten 
Vorstellungen über die Rahmenbediungen im Ausland. Von den tschechi-
schen Studenten wird erwartet, dass sie hier besser informiert sind, weil 
sie den Anreiz haben, höhere Löhne in Deutschland zu erhalten. Viele 
Studenten sind in der Lage, nach Informationen über die Arbeit im Aus-
land zu suchen. Insgesamt wurde bei 35,9% der Befragten eine zumindest 
unvollständige Vorstellung über die rechtlichen Rahmenbediungen im 
Ausland beobachtet. Diejenigen, die in der Lage sind, nach Informationen 
über die Arbeit im Ausland zu suchen, verfügen ein besonderes Bewusst-
sein für die Gesetzgebung (z = -3,43). Der Wert liegt um 14,1 Prozent-
punkte höher als der Gesamtdurchschnitt. Für deutsche Studierende ist 
diese Abhängigkeit in der Detailansicht zu sehen (z = -0,81). In der tsche-
chischen Sprache ist dies ein sehr wichtiger Faktor (z = -2,60). 

 

 

 

0% 20% 40% 60% 80% 100%

Deutschland

Tschechien

ich habe nicht genügend Informationen
ja
unvollständig
nein



85 

 
 

Die Mobilität der Arbeitskräfte in Bayern und in Südböhmen - Fallstudie 

  

Abbildung 6: Fähigkeit zur Suche nach Informationen über die Arbeit                         
im Ausland 

 
Quelle: Custom Processing auf Basis einer Fragebogenerhebung 
 

Unterschiede ergeben sich auch hinsichtlich der Fähigkeit, Informationen über 
die Arbeit im Ausland zu suchen (Abbildung 6). Eine konkrete Idee, wie In-
formationen über die Arbeit im Ausland recherchiert werden können, besitzen 
eher tschechische Studenten mit rund 62 Prozent, während dieser Wert bei 
deutschen Studenten bei lediglich 38 Prozent liegt. In der Tschechischen Re-
publik zählt diese Fähigkeit zu den üblichen Referenzen, da tschechisches Per-
sonal mit der Zusammenarbeit von Unternehmen über die Grenzen hinweg 
vertraut ist.  

Im Gegenteil dazu ist in Deutschland diese Fähigkeit nicht allzu groß, da hier 
v.a. auf Informationen aus dem Internet (Abbildung 7) gesetzt wird. Eine rela-
tiv geringe Rolle wird den lokalen Agenturen für Arbeit zugeschrieben. 
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Abbildung 7: Informationsquellen für die Arbeitssuche im Ausland 

 
Quelle: Custom Processing auf Basis einer Fragebogenerhebung 

 

Die geringere Bereitschaft, mehr als zwanzig Kilometer zur Arbeit zu pendeln, 
erklärt sich durch eine schlechte Verkehrsinfrastruktur in den südböhmischen 
Regionen. Deutsche Studenten sind davon überzeugt, dass eine gut bezahlte 
Arbeit am Wohnort zu finden ist. Bei tschechischen Studenten liegt die Bereit-
schaft um 19,3 Prozentpunkte höher, mehr als zwanzig Kilometer zu pendeln. 
Die Kosten des Pendelns stehen dabei in keinem Verhältnis zum Lohn, die 
Arbeit in wirtschaftlich effizienteren Regionen rechtfertigen das Pendeln. 
Teure Wohnungen und eine schlechte Verkehrsanbindung schränken in erste 
Linie die Mobilität ein. Viele deutsche Studierende verfügen aufgrund der gu-
ten Lage der heimischen Arbeitsmärkte über keine Informatonen über den aus-
ländischen Arbeitsmarkt. Die tschechischen Studenten sind dagegen besser 
über eine Arbeit im Ausland informiert, weil sie den Anreiz haben, für eine 
höhere Vergütung ins Ausland zu gehen. 
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X. Das wirtschaftliche Umfeld in der               
Region Südböhmen: Fallstudie                                  

 

Die vorliegende Studie basiert auf einer Befragung von Hochschulstuden-
ten aus Südböhmen. Sie konzentriert sich auf die Bewertung des wirtschaft-
lichen Umfelds in der Region Südböhmen. Der Fragebogen wurde an ins-
gesamt 327 berufsbegleitende Studierende versandt. Diese Studentinnen 
und Studenten verfügen über Erfahrungen auf dem Arbeitsmarkt, insbeson-
dere über Erfahrungen in ihren Unternehmen. Die Gesamtrücklaufquote lag 
bei 49,8%, was insgesamt 163 Antworten entspricht. Es wurden die Unter-
schiede zwischen den Kategorien bestimmt und die Übereinstimmung mit 
der Häufigkeit der kategorischen Variablen und der Ebene der Signifikanz 
von 95 Prozent getestet. Zur weiteren Prüfung wurde die serielle Korrela-
tion verwendet, für die Unterschiede zwischen den beiden Kategorien zu-
dem der Wilcoxon-Test. 

Tabelle 8: Zusammenfassung der fünf wichtigsten Faktoren, die das                  
Geschäftsumfeld und die Sicherheit am stärksten beeinflussen 

Ordnung Die betrachtete Variable Durch-
schnitt 

Standard- 
abweichung 

1 Unkenntnis von Fremdsprachen bei 
Auslandsgeschäften 3,41 0,73 

2 Unzureichende betriebswirtschaftli-
che Kenntnisse von Unternehmern 3,30 0,64 

3 
Mangel an hochqualifizierten 
Arbeitskräften Arbeitskräfte 

3,23 0,68 

4 
Unzureichende Ausbildung von 
Unternehmern 

3,18 0,76 

5 Unkenntnis des rechtlichen Umfelds 2,99 0,71 

Quelle: Custom Processing auf Basis einer Fragebogenerhebung 

Als ein Faktor, der das geschäftliche Umfeld stark (Tabelle 8) beeinflusst, 
gilt unter den tschechischen Studenten die Unkenntnis der Fremdsprachen 
bei Auslandsgeschäften. Dieser Faktor ist unabhängig von der Größe des Be-

triebs (F = 0,95), aber abhängig von der wirtschaftlichen Tätigkeit des Unter-
nehmens (F = 2,14) für 2 Kategorien von Wirtschaftszweigen). Dieser Faktor 
ist sehr schwach mit der unzureichenden Ausbildung der Unternehmer sowie 
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dem Problem der Korruption und Schwierigkeiten bei der Beschaffung von 
Krediten für risikoreichere Projekte korreliert (ρ ≈ 0,18-0,20**). Die Bedeu-
tung dieses Faktors hängt mit den Möglichkeiten des Handels mit Deutsch-
land zusammen und ist  daher für alle Unternehmen in der Region von ent-
scheidender Bedeutung, unabhängig von ihrer Größe und der wirtschaftli-
chen Aktivität des Unternehmens. Es ist interessant, dass im Dienstleistungs-
sektor in der Regel eine engere Bindung zum Kunden besteht und die Kom-
munikation mit Kunden intensiver ist als bei der verarbeitenden Industrie. 
Dies ist für diese Studie jedoch unerheblich. Nur eine sehr schwache Korre-
lation mit anderen Faktoren deutet darauf hin, dass Fremdsprachenkenntnisse 
ein spezifischer Faktor im Geschäftsumfeld der südböhmischen Regionen 
sind. 

Der zweitwichtigste Faktor, der das Geschäftsumfeld in den südböhmischen 
Regionen beeinflusst, ist der Mangel an unternehmerischen Fähigkeiten der 
Unternehmer. Auch bei der Bewertung des Faktors nach der Betriebsgröße 
(F = 0,99; drei Größenklassen von Unternehmen) gibt es keine Unterschiede. 
Die Unterschiede stehen in keinem Zusammenhang mit der wirtschaftlichen 
Tätigkeit des Unternehmens (F = 0,64; zwei Kategorien von Wirtschafts-
zweigen).  

In der südböhmischen Region (unter Berufung auf das Symposium Vokoun 
2016) kann ein hoher Fachkräftemangel im Sinne einer Innovationsorientie-
rung festgestellt werden. Die Befragten bewerten diesen Mangel als erheb-
lichh und die Unabhängigkeit dieses Faktors hängt von der Größe des Unter-
nehmens (F = 0,99; 3 Größenklassen von Unternehmen) sowie der wirtschaft-
lichen Tätigkeit des Unternehmens (F = 0,02; 2 Kategorien von Wirtschafts-
zweigen) ab. Dieser Faktor ist schwach mit der Variable Unkenntnis des ge-
setzlichen Umfeldes korreliert (ρ ≈ 0,18-0,25**) und bezieht sich auf eine 
Gruppe von Variablen im Zusammenhang mit der Interaktion von öffentli-
chen Behörden.  

Diese Tatsache lässt sich damit erklären, dass Unternehmen, die nach hoch-
qualifizierten Arbeitskräften suchen, expandieren und innovieren, daher 
mehr Probleme mit der Kommunikation mit nationalen Behörden und mit 
Steuergesetzen haben. In diesem Zusammenhang wird insbesondere der 
Schutz des geistigen Eigentums als Schlüsselfaktor für den Erfolg angesehen. 
Aufgrund der hohen Steuerbelastung für Unternehmen, können qualifizierte 
Arbeitskräfte aus der Region nur schwer gehalten werden. Diese werden dann 
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in Deutschland oder Österreich beschäftigt, da das wirtschaftliche Niveau hö-
here Löhne ermöglicht. 

Als wichtiger Faktor galt für die Befragten ein Mangel an relevanten Kennt-
nissen der Unternehmer (3,18 Punkte von 4), da dieser Mangel direkten Ein-
fluss auf das Geschäftsumfeld hat. Dieser Faktor ist unabhängig von der 
Größe des Betriebs (F = 0,91; drei Größenklassen von Unternehmen) und es 
gibt keine statistisch signifikanten Unterschiede zwischen den Wirtschafts-
zweigen (F = 4,36**). Die Befragten verfügen über Erfahrungen im Dienst-
leistungssektor und beurteilen den Mangel der Kenntnisse im unmittelbaren 
Geschäftsumfeld im Vergleich zu Kenntnissen in der Sekundarstufe. Dieser 
Faktor ist schwach korreliert (ρ ≈ 0,18-0,23**) und stellt eine Variable dar, 
die die betriebswirtschaftlichen Fähigkeiten und sprachlichen Anforderungen 
von Unternehmern charakterisiert. Es handelt sich um eine Reihe von Vari-
ablen, die sich auf das Wissen und die Fähigkeiten konzentrieren. Der Fokus 
liegt auf Dienstleistungen, der Informations- und Kommunikationstechnolo-
gie, auf Bau- und Ingenieurtätigkeiten oder auf Finanzdienstleistungen. 

Der nächste wichtige Faktor (2,99 Punkte von 4) ist die Kenntnis über das 
regulatorische Umfeld und die Regulierung des Außenhandels. Dieser Faktor 
ist sehr schwach korreliert (ρ ≈ 0,18-0,25**) mit mehreren Variablen. 
Schwach korreliert (ρ ≈ 0,25 - 0,30**) ist die Variable, die auf Belastungen 
in Form von Steuern, Korruption und schwacher Rechtsdurchsetzung ein-
geht. All diese Faktoren hängen mit der Kenntnis des regulatorischen Um-
felds zusammen. Dieser Faktor ist unabhängig von der Größe des Betriebs 
(F= 0,25; drei Größenklassen von Unternehmen) sowie von der wirtschaftli-
chen Tätigkeit des Unternehmens (F = 0,72; 2 Kategorien von Wirtschafts-
zweigen).  

Die Kenntnis des rechtlichen Umfelds ist ein Faktor, der ohne Differenzie-
rung der wirtschaftlichen Tätigkeit und/oder der Größe von Bedeutung ist, 
und zwar in Bezug auf die Vorschriften, die alle Unternehmen betreffen. 
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Tabelle 9: Übersicht der Einflussfaktoren auf das Geschäftsumfeld                      
und Sicherheit 

Ordnung betrachtete Variable Durch-
schnitt 

Standard-
abweichung 

6 Korruption und Klientel 2,99 0,80 

7 Schlechte Durchsetzung von 
Ansprüchen und Rechten 2,99 0,75 

8 Fehlende Kredite von Banken 
für risikoreichere Projekte 2,85 0,78 

9 Hoher Verwaltungsaufwand für 
Unternehmer und Unternehmen 2,83 0,81 

10 
Unzumutbare Gesamtsteuerbe-
lastung von Unternehmern und 
Unternehmen 

2,78 0,75 

Quelle: Custom Processing auf Basis einer Fragebogenerhebung 
 

Die nächste Gruppe der Einflussfaktoren lässt sich auch an den Mittelwerten 
ablesen (Tabelle 9). Dies sind Faktoren, die mit der ersten Gruppe von Fak-
toren schwach korreliert sind. Angesichts der geringen Standardabweichung 
kann davon ausgegangen werden, dass hier die geringe Inzidenz von Unter-
schieden in den Antworten zwischen den Probanden mit Erfahrungen aus 
verschiedenen Branchen und Größenklassen von Unternehmen zu tun ha-
ben. Die Korruption und das Patronat ist ein Faktor, der das unternehmeri-
sche Umfeld in Südböhmen beeinflusst. Dieser Faktor ist mit der Variablen 
schwach korreliert (ρ ≈ 0,25 - 0,30**), die das rechtliche Umfeld und die 
Unfähigkeit, Mittel für risikoreiche Projekte zu erhalten, charakterisiert. 
Andernfalls wird die Abhängigkeit durch die Größe (F = 0,23) und die Art 
der Industrie (F = 0,00) weiter erhöht. 

Die unzureichende Durchsetzung der Rechte korreliert (ρ ≈ 0,25 - 0,30**) 
mit der Problematik der Korruption, des Verwaltungsaufwands, des Wis-
sens und der mangelnden Flexibilität der Arbeitnehmer (z. B. des Einflusses 
von Gesetzen). Diese Faktoren sind eine relativ kleine Gruppe im breiteren 
regulatorischen Umfeld. Zudem sind diese weiterhin abhängig von der 
Größe (F = 0,13) und Art der Industrie (F = 0,13). 
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Die Innovationstätigkeit ist abhängig von den Möglichkeiten, Kredite von 
den Banken zu erhalten. Die Nichtverfügbarkeit von Krediten für risikorei-
chere Projekte kann das Geschäftsumfeld erheblich beeinflussen, da man 
nicht in der Lage sein wird, die radikalen Innovationen auf den internationa-
len Markt zu bringen. Die Nichtverfügbarkeit von Krediten korreliert 
schwach mit der Frage nach dem Verwaltungsaufwand, der aktiven Arbeits-
marktpolitik und der Förderung des Unternehmertums durch Strukturfonds 
(ρ ≈ 0,25 - 0,30**). In allen Fällen sind die Bedingungen der Kommunikation 
mit der Öffentlichkeit wichtig, da hierdurch möglich wird, einige Subventio-
nen oder Anreize für die Beschäftigung von Menschen zu erhalten. Jede Ent-
lastung für diese Unternehmen bedeutet, dass sie über mehr eigene Ressour-
cen für risikoreichere Aktivitäten verfügen. Weitere Abhängigkeiten von der 
Größe (F = 1,72) und der Art der Industrie (F = 0,76) sind ebenfalls zu be-
obachten. 

Die hohen administrativen Belastungen der Unternehmer und insbesondere 
der Unternehmen erfordern es, bürokratische Hürden (Formulare) zu nehmen 
und auf häufige Änderungen der gesetzlichen Normen zu reagieren. Eine sehr 
schlechte Situation beschreibt die Weltbank (2017) in der Tschechischen Re-
publik zum Beispiel im Bereich des Gebäudemanagements, wo ein Betreiber 
durchschnittlich 21 Verfahren durchlaufen und 247 Tage warten muss, bevor 
die Genehmigung erteilt wird. Der Verwaltungsaufwand ist stark korreliert 
(ρ ≈ 0,49**) mit den Steuerbelastungen und schwach (ρ ≈ 0,25 - 0,30**) mit 
dem Vollstreckungsrecht, auf Grundlage der Nichtverfügbarkeit von Kredi-
ten, der Kenntnis des regulatorischen Umfelds und der mangelnden Flexibi-
lität der Arbeitnehmer. Weitere Abhängigkeiten von der Größe (F=1,72) und 
der Art der Industrie (F=0,76) sind ebenfalls zu beobachten. In einer detail-
lierteren Ansicht sehen wir Unterschiede (z = -2,10**, t = -2,24) zwischen 
Kleinstunternehmen (bis 9 Beschäftigte) und mittleren und großen Unterneh-
men (50 oder mehr Beschäftigte). Probanden mit einer Erfahrung in Klein-
stunternehmen nehmen den Faktor Verwaltungsaufwand um 0,43 Punkte 
mehr wahr (Bereich 0 bis 4 Punkte) und messen ihm eine größere Bedeutung 
bei (3,14) als Probanden aus Großunternehmen (2,71). Die unzulängliche Ge-
samtsteuerbelastung von Unternehmern und Unternehmen lässt sich durch 
eine starke Korrelation mit dem hohen Verwaltungsaufwand von Unterneh-
mern und Unternehmen begründen, ähnlich wie die schwach korrelierten 
Antworten bezüglich des rechtlichen Umfelds oder der Verfügbarkeit von 
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Krediten. Weitere Abhängigkeiten von der Größe (F=0,47) und der Art der 
Industrie (F = 0,01) sind ebenfalls zu beobachten. 

Tabelle 10: Zusammenfassung eher unbedeutenden Faktoren, die das                  
Geschäftsumfeld und die Sicherheit beinflussen 

Ordnung Die betrachtete Variable Durch-
schnitt 

Standard-  
abweichung 

11 Aktive beschäftigung-
spolitische Programme 2,78 0,76 

12 
Unzureichende Flexibilität der 
Belegschaft 

2,68 0,67 

13 Unterstützung des Unterneh-
mertums durch Strukturfonds 2,65 0,75 

14 
Mangel an gering qualifizierten 
Arbeitskräften 

2,57 0,86 

15 
Hohe Kriminalitätsrate am  
Geschäftssitz 

2,41 0,98 

Quelle: Custom Processing auf Basis einer Fragebogenerhebung 
 

Tabelle 10 stellt die Faktoren dar, die eher unbedeutend sind. Zu den eher 
unbedeutenden Faktoren zählen insbesondere die hohe Kriminalitätsrate und 
der Mangel an qualifizierten Arbeitnehmern sowie Programme aktiver Be-
schäftigungspolitik zur Förderung von Arbeitsuchenden sowie zu deren 
Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt. Zu den traditionellen Instrumen-
ten gehört die Umschulung, was im Folgenden die Errichtung des Handels 
oder die Förderung der Mobilität unterstützt. Die Abhängigkeit von der 
Größe (F = 0,03) und der Art der Industrie (F = 0,01) wird hier als signifi-
kanter Faktor gesehen. Schwache Korrelation wird bei Faktoren beobachtet 
(ρ ≈ 0.25- 0.35**), die den Arbeitsmärkten zuzuordnen sind. Hierzu gehören 
die Themen Flexibilität für Arbeitnehmer, Korruption und Vetternwirt-
schaft, Unterstützung des Unternehmertums durch Fonds und die Verfüg-
barkeit von Krediten für riskante Projekte. 

Der Mangel an Flexibilität auf dem Arbeitsmarkt ist schwach korreliert (ρ ≈ 
0,25 - 0,30**) mit dem Vollzugsrecht und mit den Programmen der aktiven 
Beschäftigungspolitik. Eine aktive Politik in südböhmischen Regionen, die 
nicht speziell auf Flexibilität und Mobilität der Arbeitskräfte ausgerichtet ist, 
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wird von Programmen zur Umschulung, von der Beschäftigung von Behin-
derten, von Gemeinwesenarbeit und von Sozialstellen dominiert. Die Zula-
gen für Reisen, Umzüge und Transporte von Arbeitnehmern werden nicht 
berücksichtigt (Ministerium für Arbeit und Soziales der Tschechischen Re-
publik, Krajská Zweigstelle  Ceske Budejovice 2017). Es besteht eine Ab-
hängigkeit von der Größe (F = 0,33) und der Art der Industrie (F = 3,22). 

Die Bewertung der Förderung des Unternehmertums durch Strukturfonds ist 
nicht eindeutig. Bei kleinen und mittleren Unternehmen trägt diese Unterstüt-
zung weder zum Wachstum bei, noch steigt ihre Investitionstätigkeit (Le-
wandowska et al., 2015). Gegenläufige dynamische Sektoren ermöglichen 
ein schnelleres Wachstum (Florio & Moretti 2014). Es gibt einen klaren Weg, 
um festzustellen, welche Unternehmen unterstützt werden sollen und welche 
nicht. Unternehmen investieren daher in Firmen, die auch eine Chance haben, 
Subvention zu erhalten. Große Unternehmen können ihre eigenen Kapazitä-
ten in einem Unternehmen nutzen oder ein Projektbüro haben, das sich mit 
der Finanzierung der Aktivitäten des Unternehmens aus öffentlichen Mitteln 
direkt befasst. In unserer Forschung haben wir Unterschiede zwischen der 
Größe des Unternehmens beobachten können (F = 1,12), aber es gibt auch 
Unterschiede bei der wirtschaftlichen Tätigkeit (F = 3,88**). Im Dienstleis-
tungssektor ist das Einwerben öffentliche Gelder ein ziemlich wichtiger Fak-
tor (2,72), während dies im sekundären Sektor als eher unbedeutender Faktor 
(2,46) gilt. Die Erklärung könnte sein, dass es für den Dienstleistungssektor 
schwieriger ist, Geld aus europäischen Fonds zu bekommen. Derzeit liegt der 
Fokus auf Technologien und Ergebnisse in Form von Patenten, Gebrauchs-
mustern und Kooperationen mit Universitäten. Die hohe Kriminalität und ein 
Mangel an qualifizierten Arbeitnehmern sind Faktoren, die am wenigsten sig-
nifikant sind. Die Abhängigkeit von der Größe (F = 0,33) und der Art der 
Industrie (F = 3,22) gilt für beide Faktoren.  
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XI. Intrapreneurship – unternehmerisches 
Denken und Handeln als eine neue                    
Schlüsselkompetenz auf dem 
Arbeitsmarkt?  

Entrepreneurship, zu Deutsch etwa mit unternehmerischem Denken und Han-
deln zu übersetzen, fokussiert sich in der Forschung wie auch in der politi-
schen Diskussion vor allem auf  Neugründungen von Unternehmen (vgl. be-
reits Gartner 1985, Davidson 2006, Gartner et al. 2010). Daneben wurden 
aber auch Ansätze entwickelt, unternehmerisches Denken und Handeln in be-
stehenden Unternehmen zu verorten (als eine Pionierarbeit, die diese For-
schungsrichtung mitbegründete, gilt unter anderem Covin und Slevin 1986). 
Neben der Betrachtung von eigentümergeführten kleinen und mittleren Un-
ternehmen (vgl. z.B. Covin und Slevin 1989, Martin 2005, Deakins und Freel 
2009, Stadler 2010) sowie von Familienunternehmen aller Größenordnungen 
unter aktivem Familienmanagement (Salvato 2004, Meyer 2007) stehen hier-
bei insbesondere große Konzerne im Mittelpunkt der Betrachtungen, in de-
nen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen auf den verschiedensten hierarchischen 
Ebenen zu Unternehmern im Unternehmen werden könnten. Und damit ist 
keineswegs die Auslagerung von regelmäßigen Aufgaben an (schein-)selb-
ständige Subunternehmer gemeint, sondern die Hoffnung auf unternehmeri-
sche Wertgenerierung durch (nach wie vor sozialversicherungspflichtig be-
schäftigte) unternehmerische Talente im bestehenden Unternehmen. Die 
Verankerung von unternehmerischem Denken und Handeln wird dabei oft 
mit einer Metapher bezeichnet: Unternehmertum im Management könne den 
als schwerfälligen Supertanker beschriebenen Konzern wieder schnell und 
flexibel machen – oder ihn aber zumindest um wendige Schnellboote – im 
Sinne neuer Geschäftseinheiten – ergänzen.  

In der Theorie haben sich dazu vor allem vier Ansätze herausgebildet, die 
für Forschung und Praxis relevant sind:  

• Intrapreneurship und der Intrapreneur als die Beschreibung von un-
ternehmerischem Denken und Handeln in bestehenden Großunter-
nehmen und den Voraussetzungen dazu sowie von unternehmeri

• schen Persönlichkeiten und deren Förderung und Entfaltung in etab-
lierten organisationalen Großstrukturen (individuelle, personale 
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Ebene) (Ross und Unwalla 1986, Knight 1987, Pinchot 1988, His-
rich 1990, Bitzer 1991, Antoncic und Hisrich 2001, Rodriguez-Po-
meda 2003, Parker 2009, Filion 2016);  

• Entrepreneurial Orientation als eine auf agilem, proaktivem Unter-
nehmertum basierende wettbewerblich-strategische Ausrichtung 
von Konzernen und deren Management (strategische Ebene) (Covin 
und Slevin 1986, Lumpkin und Dess 1996, 2001, Dess und Lumpkin 
2005, Rauch et al. 2009, Anderson 2015);   

• Entrepreneurial Management als eine Organisations-,                              
Governance-, Anreiz- und Führungskultur, die unternehmerisches 
Denken und Handeln in etablierten Großunternehmen fördert (orga-
nisationale Ebene) (Stevenson 1983, Stevenson & Jarrilo 1990, 
Brown et al. 2001; Kuhn et al. 2010);  

• Corporate Entrepreneurship als ein übergreifendes, verbindendes 
und teilweise eklektisches Konzept aus Einzelmaßnahmen, Syste-
men und Werthaltungen, die die vorgenannten Ebenen verbinden 
und ergänzen sowie als System gesamte Organisationen durchdrin-
gen können (systemische Ebene) (Covin und Slevin 1988, Zahra 
1991, Zahra und Covin 1996, Covin und Miles 1999, Dess und 
Lumpkin 1999, Kuratko 2007, 2010).  

Der Begriff des Intrapreneurs ist eine Abwandlung des Begriffs des Entre-
preneurs (Unternehmers) in Verbindung mit dem englischen Präfix „intra“ 
für intern, darinnen. Der Begriff bezeichnet Personen, die als angestellte Mit-
arbeiter oder Mitarbeiterinnen in bestehenden Unternehmen unternehmerisch 
agieren, ohne dass sie zum Kreise der Eigentümer gehören. Was dabei unter 
unternehmerischem Agieren zu verstehen ist, bleibt mitunter nur vage defi-
niert.  

Häufig lehnt sich das Verständnis von unternehmerischer Aktivität dabei ent-
weder an die Definition von Entrepreneurship nach Shane und Venkatraman 
(2000) im Sinne des Entdeckens, Evaluierens und Ausnutzens neuer unter-
nehmerischer Gelegenheiten an, oder an jene nach Schumpeter (1934), der 
Unternehmertum durch das Durchsetzen von Innovationen am Markt ge-
kennzeichnet sieht. Schumpeter definierte dazu, die Unternehmerfunktion 
bestehe darin, „die Produktionsstruktur zu reformieren oder zu revolutionie-
ren, entweder durch die Ausnützung einer Erfindung oder, allgemeiner, einer 
noch unerprobten technischen Möglichkeit zur Produktion einer neuen Ware 
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bzw. zur Produktion einer alten auf neue Weise oder durch die Erschließung 
einer neuen Rohstoffquelle oder eines Absatzgebietes oder durch die Reor-
ganisation einer Industrie“ (Schumpeter 1942/1972, S. 214).  

Beide Definitionen haben gemein, dass der Intrapreneur initiativ und proaktiv 
auf eine Art handeln muss, die mindestens im Unternehmen und auch am 
Markt wesentliche Veränderungen im Sinne neuer Ressourcenverwendungen 
und Angebote bewirkt und damit die Statik eines Marktes durchbricht. 
Schumpeter sah schon früh hierin die eigentliche Unternehmerfunktion 
(Schumpeter 1910) und hielt daran fest, dass diese Funktion eher von Pio-
nierunternehmern in bestehenden Firmen (also von Intrapreneuren) ausgeübt 
werden könne, als durch Neugründer (Entrepreneure), denen es an Markt-
macht zur Durchsetzung neuer Kombinationen meist fehle und die Schumpe-
ter mitunter als eine etwas obskure Gruppe betrachtete (Schumpeter 1939, 
1942/1972).  

Beide zuvor genannten Konzepte haben dabei einen eher volkswirtschafts-
theoretischen Anspruch. Die Definition von Unternehmertum nach Shane 
und Venkatamaran (2010) gründet auf den sogenannten Austrian Economics, 
und zwar insbesondere auf Arbeiten von Israel Kirzner (1973. 1978) und in-
direkt auch auf Friedrich August von Hayek (1969), der Wettbewerb als 
Such- und Entdeckungsverfahren beschrieb. Schumpeter hingegen stand der 
Austrian Economics zwar nahe, begründete aber mit seiner eigenen Theorie 
des wirtschaftlichen Wandels die evolutorische Ökonomik mit (vgl. zu bei-
dem Korsgaard und Sassmannshausen 2016, Korsgaard et al. 2016, Kors-
gaard 2013, Sassmannshausen 2012).  

Intrapreneurship wird somit zu einem in beide Richtungen wirksamen ar-
beitsmarktpolitischen Instrument: Einerseits könnte die Befähigung zu Intra-
preneurship Bewerbern und Bewerberinnen helfen, Beschäftigung zu finden, 
andererseits schafft Intrapreneurship Beschäftigung für andere, jedenfalls 
wenn es erfolgreich durchgeführt wird. Daher erscheint es geboten, die Vo-
raussetzungen für Intrapreneurship zu schaffen.  

Während der zunehmende Bedarf und das Anforderungsprofil von unterneh-
merischen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen aktuell wiederholt Gegenstand 
der Forschung war (vgl. Wunderer, 2001, BMWi 2016; OECD 2016; Deloitte 
2017; Metzger 2017; StepStone GmbH 2017), sind insbesondere die indivi-
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duellen Voraussetzungen und die didaktische Vermittlung von Intrapreneu-
ship an Bildungseinrichtungen bislang nur wenig untersucht (vgl. Menzel et 
al. 2007; Kansikas & Murphy 2009; Frank et al. 2016). Hier hat sich die For-
schung statt dessen zumeist auf die Ausbildung von Neugründern kon-
zentriert und stillschweigend – aber ungeprüft – vorausgesetzt, das die Er-
kenntnisse, die für Entrepreneure gewonnen wurden, auf Intrapreneure eins 
zu eins übertragbar seien. Doch ganz im Gegenteil lässt ja schon die Berufs-
wahl einer abhängigen Beschäftigung bei Intrapreneuren eine unterschiedli-
che Risikopräferenz vermuten.  

Die Europäische Kommission definiert unternehmerische Kompetenz als die 
„Fähigkeit des Einzelnen, Ideen in die Tat umzusetzen. Dies erfordert Krea-
tivität, Innovation und Risikobereitschaft sowie die Fähigkeit, Projekte zu 
planen und durchzuführen, um bestimmte Ziele zu erreichen“ (Europäische 
Kommission, 2007, S. 11). Doch worin unterscheiden sich die psychologi-
schen Determinanten und die förderlichen Kompetenzprofile von Entre- und 
Intrapreneuren (Parker 2011)? Intrapreneure werden schwerlich dafür geprie-
sen werden, in Folge einer übersteigerten Risikobereitschaft durch mit Unsi-
cherheit behaftete (Knight 1928) unternehmerische Aktivitäten ihre beste-
hende Organisation in deren Existenz aufs Spiel zu setzen. Aus volkswirt-
schaftlicher Perspektive lässt sich dieser Antagonismus von Entre- und Intra-
preneurship nicht auflösen, weil Unsicherheit und Innovation definitorische 
Kennzeichen unternehmerischer Aktivität sind.  

Führende Entrepreneurship-Forscher haben das Intrapreneurship-Konzept je-
doch von der volkswirtschaftlichen Funktionsebene auf die betriebswirt-
schaftliche Anwendungsebene gebracht. Hierbei sind vor allem die gemein-
samen Arbeiten von Antoncic und Hisrich zu nennen, die zu diesem Thema 
psychologische, funktionale und betriebliche sowie wettbewerbliche Analy-
seebenen kombiniert berücksichtigen (Hisrich 1990, vgl. Antoncic & Hisrich 
2001).  

Ausgangspunkt ist dabei die Annahme, dass das Entfalten unternehmerischen 
Verhaltens eine Wahlhandlung ist: Man kann sich bewusst zu unternehmeri-
schen Verhaltensweisen und der Ausübung von Kreativität entscheiden, oder 
aber man kann sich auch bewusst (oder unbewusst) dagegen entscheiden, dies 
gilt für potentielle Entrepreneure ebenso wie für Intrapreneure (Douglas und 
Fitzsimmons 2008). In der Entrepreneurship-Forschung wird dieser Umstand 
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der Wahlfreiheit zu unternehmerischem Handeln vor allem entlang der The-
orie der „Entrepreneurial Intentions“ diskutiert (vgl. Krueger & Carsrud, 
1993; Krueger, Reilly & Carsrud, 2000; Kuehn 2008, Fayolle und Liñán 
2014, Rauch & Hulsink 2015), die ihrerseits wiederum maßgeblich von der 
„Theorie des geplanten Verhaltens“ geprägt wird (Ajzen & Fishbein 1977, 
1980; Ajzen, 1985, 1991, 2002) sowie von der Humankapitaltheorie (Becker 
1978, 1994, Davidson und Honig 200, Rauch & Hulsink 2015).  

Hisrich beschreibt daher in seinem grundlegenden Beitrag nicht nur indivi-
duelle psychologische und soziologische Voraussetzungen für Intrapreneu-
rship sondern auch, wie eine Organisation und ihr Top-Management diese 
Entscheidungen positiv oder negativ beeinflussen können (Hisrich 1990, vgl. 
Antoncic & Hisrich 2001). Die individuellen psychologischen, soziologi-
schen und kompetenzbasierten Voraussetzungen für Entrepreneurship wur-
den ausführlich an anderer Stelle diskutiert (vgl. Caha et al. 2017). Sie sind 
für den Arbeitsmarkt wichtige Voraussetzungen, wenn Unternehmen nach 
unternehmerischen Angestellten suchen, jedoch sind diese persönlichen Vo-
raussetzungen für Unternehmen nur schwer zu erzeugen, abgesehen von ent-
sprechenden Maßnahmen im Weiterbildungsbereich, welche durchaus Er-
folge zeigen können (vgl. Hermann 2016). Doch welches sind die konstituie-
renden Bildungsinhalte für Intrapreneure im Vergleich zu Entrepreneuren?  

Diese Frage ist bis heute weitgehend unbeantwortet geblieben, weswegen 
sich unser grenzüberschreitendes Europäisches Regionalentwicklungsprojekt 
unter anderem mit dieser Fragestellung befasst. Es kann angenommen wer-
den, dass es die Erwartung der etablierten Unternehmen ist, dass Intrapre-
neure durch eine Befähigung zur Entrepreneurial Orientation gekennzeichnet 
sind. Entrepreneurial Orientation in bestehenden Unternehmen beschreibt im 
Wesentlichen den strategischen Output von Intrapreneurship. Forscher haben 
diese strategische Prägung entlang von zumeist fünf Dimensionen formuliert 
und diese wiederholt empirisch bestätigt gefunden (Lumpkin und Dess 
1996):  

• Innovativeness  
• Risk taking  
• Proactiveness  
• Competitive aggressiveness  
• Autonomy  
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Im Vergleich zu Neugründungen fällt bei diesen fünf Punkten auf, dass  

• Aspekte des Aufbaus einer neuen Organisation (vgl. z.B. Gartner 
1985, Herron und Sapienza 1992),  

• das Einwerben von benötigten Ressourcen (vgl. z.B. Brush et al. 
2001, Baker und Nelson 2005),  

• der persönliche Umgang mit Unsicherheit (vgl. z.B. Begley und 
Boyd 1987, Mauer und Grichnik 2011),  

• sowie die Legitimierung neuer Unternehmen (vgl. z.B. Zimmer-
mann und Zeitz 2002, Fallgatter und Brink 2008, Brink 2009)  

für Intrapreneure offenbar eine vergleichsweise geringere Rolle zu spielen 
scheinen, da sie unter dem organisationalen Dach und mit dem Ressourcen-
Hintergrund einer bestehenden, etablierten Unternehmung agieren. Dieses 
gegenüber Neugründungen thematisch veränderte Aufgabenspektrum von 
Intrapreneurship muss Einfluss auf die Gestaltung der Lehrinhalte haben. Aus 
Sicht der Stoffauswahl sind Entrepreneurship und Intrapreneurship tatsäch-
lich recht unterschiedlich.  

Sollte bei Bestandsunternehmen auf dem bayerischen oder tschechischen Ar-
beitsmarkt ein Interesse an unternehmerisch denkenden und handelnden Ar-
beitskräften bestehen, so wäre es angebracht, unternehmerische Qualifikati-
onen bereits an den Hochschulen zu vermitteln, und dies nicht nur gegenüber 
Studierenden der Betriebswirtschaft sondern über die gesamte Breite der Fä-
cher, vor allem aber im Zuge ingenieurwissenschaftlicher Studiengänge, und 
der Informatik und angewandten Naturwissenschaften, da deren Absolventen 
später nicht nur Träger, sondern vor allem auch Auslöser betrieblicher Inno-
vationen sein können. Näheres zur Vermittlung von unternehmerischem Den-
ken und Handeln in Hinblick auf die Motivation und Qualifikation zu Entre-
preneurship an bayerischen und böhmischen Hochschulen wurde von Caha 
et al. 2017 dargestellt, worauf hier nur verwiesen werden soll. Eine differen-
zierte Ausgestaltung einer spezifischen Intrapreneurship-Lehre an ange-
wandten Hochschulen und Universitäten ist dagegen erst noch grundzulegen 
auf Basis der eben beschriebenen theoretischen und empirischen Merkmale 
von Intrapreneurship sowie der getroffenen Abgrenzung von Entre- und Int-
rapreneurship, ebenso wie einer Identifikation möglicher und sinnvoller 
Überschneidungen beider Themenbereiche.  
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Um einen Eindruck vom Bedarf an Intrapreneuren bzw. einer auf Intrapre-
neurship ausgerichteten Qualifizierung am Arbeitsmarkt zu ermitteln, wur-
den im Rahmen der vorliegenden Publikation leitfadengestützte, offene In-
terviews mit Ingenieuren, Managern und Personalleitern von Unternehmen 
in der Region auf Bayrischer und Böhmischer Seite des Arbeitsmarktes 
durchgeführt. Es wurden dazu 15 Unternehmen in Branchen angesprochen, 
die für die Industriestruktur der beiden Regionen typisch sind. Aufgrund der 
in Abhängigkeit von der Betriebsgröße und dem Alter der Unternehmen un-
terschiedlichen Relevanz der Thematik wurden bevorzugt größere etablierte 
Unternehmen mit Konzernstrukturen ausgewählt. Einige kleinere und mitt-
lere Firmen sowie jüngere Unternehmen runden die Stichprobe ab. Methodo-
logisch haben die Interviews lediglich exemplifizierenden Charakter. Die Er-
gebnisse werden im Folgenden anonymisiert und zusammenfassend wieder-
geben. Methodologisch handelt es sich um einen ausschließlich exemplifizie-
renden Ansatz, der die theoretische Argumentation dieses Beitrages durch 
erste Schlaglichter aus der Praxis unterstützen soll.  

Die Interviews geben zudem Hinweise darauf, wie die Gestaltung einer an-
gewandten Intrapreneurship-Lehre (oder Weiterbildung) zukünftig mithilfe 
eines qualitativen Forschungsansatzes der Grounded Theory abgeleitet wer-
den könnte (vgl. Glaser & Strauss 1967; Strauss & Corbin 1998, Mäkelä & 
Turcan 2007; Neergaard & Ulhøi 2007; Bogner & Menz 2009; Neergaard & 
Leitch 2015).  

Tabelle 11: Stichprobe exemplarisch geführter Interviews zur Bedeutung 
von Intrapreneurship 

Nr. Branche  Zahl der MA Anzahl 
Gesprächspartner 

1 Automobilzulieferer oder 
OEM > 1.000 Mehrere Interviews 

2 Automobilzulieferer oder 
OEM > 1.000 Ein Interview 

3 Automobilzulieferer oder 
OEM > 1.000 Ein Interview 

4 Einzelhandelskette  200 – 1.000 Ein Interview 

5 Maschinen- und Anlagen-
bau > 1.000 Mehrere Interviews 
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6 Maschinen- und 
Anlagenbau > 1.000 Ein Interview 

7 Öffentliche Verwaltung  50 – 200 Mehrere Interviews  
8 Öffentliche Verwaltung 50 – 200 Ein Interview 
9 Öffentliche Verwaltung 50 – 200 Ein Interview 
10 Software Engineering, IT  50 – 200 Mehrere Interviews 
11 Software Engineering, IT 50 – 200 Ein Interview  

12  Verarbeitendes / 
produzierendes Gewerbe 200 – 1000 Ein Interview  

13 Verarbeitendes / 
produzierendes Gewerbe 200 – 1000 Ein Interview  

14  Gesundheit, Pflege, Soziale 
Dienste > 1.000 Mehrere Interviews  

15 Gesundheit, Pflege, Soziale 
Dienste 50 – 200 Mehrere Interviews  

Aus den Interviews ergibt sich eine breite Affinität oder Offenheit für Intra-
preneurship und Corporate Entrepreneurship. Mehrere Unternehmen befin-
den sich dazu derzeit in einer Phase des erstmaligen Ausprobierens entspre-
chender Konzepte. Die Chance zur Entwicklung ganz neuer, ggf. sogar dis-
ruptiver Geschäftseinheiten auch jenseits des aktuellen Geschäftszwecks 
wurde immerhin in fast der Hälfte der Interviews als ein mögliches Ziel ge-
äußert, teilweise verbunden mit der Erwartung, dass man solche neuen, 
zweckfremde Geschäftseinheiten mittels eines Spin-offs durch einen Börsen-
gang versilbern könnte, und das solche Börsengänge, wenn sie einmalig statt-
finden, einen finanziellen und bilanziellen Sondereffekt bedeuteten, aber 
wenn sie regelmäßig betrieben würden sie ihrerseits zu regelmäßigen Erträ-
gen und erhöhten Dividenden führen könnten. Eine andere Verwertungsmög-
lichkeit wird in einer Diversifikation des Eigentums- und damit Risiko-Port-
folios der Eigentümer-Familien von großen und mittleren  Familienunterneh-
men gesehen. Neue Geschäftseinheiten, die weniger disruptiv erscheinen, 
könnten Konzernintegriert fortgeführt werden und könnten so zum strategi-
schen Wandel oder doch zumindest zur Weiterentwicklung des Konzerns 
bzw. zu dessen strategischer Erneuerung beitragen. Es wird aus den Inter-
views deutlich, dass das Konzept des Intrapreneurships deutlich über das 
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klassisch-funktionale Verständnis von technologie- und Innovationsmanage-
ment hinausgeht und eindeutig die strategische Managementebene mit ein-
schließt.  

Nicht zuletzt wurden in den Interviews zudem Reputationseffekte genannt: 
Intrapreneure könnten dazu beitragen, dass das eigene Unternehmen am 
Markt als Strategie- und Technologieführer und als Trendsetter wahrgenom-
men würde, was nicht nur die Marktposition gegenüber den Kunden und 
Wettbewerbern verbessert, sondern sicherlich weitere Intrapreneure und Ent-
wickler anlocken könnte.  

Daraus lässt sich ableiten, ohne dass dies in den Interviews explizit Erwäh-
nung fand, dass Intrapreneurship und Corporate Entrepreneurship auch eine 
Methode für nicht-dominante Firmen zum Upgrade von deren Wettbewerbs-
positionen innerhalb in Globale Value Chains sein kann (Pearce & Carland, 
1996; Gereffi 1999; Ivarsson & Alvstam 2010; Bian 2015; Blažek 2015; 
Bernhardt, T. & Pollak 2016; Gereffi & Lee 2016).  

Aus Sicht der Forschung sind die laut der Interviews zuvor genannten, er-
hofften Ergebnisse der Beschäftigung von Intrapreneuren soweit nahezu de-
ckungsgleich mit der Zusammenfassung, die Kuratko (2010, S. 150) basie-
rend auf einer Auswertung mehrerer originärer Forschungsarbeiten erstellt 
hat. Interessant ist, dass diese Erwartungen in mehreren Interviews mit der 
Hoffnung kombiniert wurden, dass Intrapreneure eine höhere Identifikation 
und Selbstbindung mit dem Unternehmen eingehen würden als andere Mit-
arbeiter. Dieser Aspekt bleibt in der Forschung laut Kuratkos (2010) Zusam-
menfassung bislang unberücksichtigt. Eine Furcht, Intrapreneure würden das 
Unternehmen rasch verlassen, um eigene Unternehmen neu zu gründen, 
scheint hingegen nicht verbreitet zu sein. Der Gedanke, dass Intrapreneure 
eine höhere und auch nachhaltigere Selbstbindung an „ihr“ Unternehmen und 
„ihr“ Produkt entwickeln könnten, ist tatsächlich bestechend und sollte näher 
untersucht werden.  

Ein weiterer erhoffter Effekt von Intrapreneurship, der in der Forschung 
ebenfalls noch nicht berücksichtigt wurde, wurde von einem mittelständi-
schen Eigentümer-Unternehmer in der Stichprobe genannt. Für ihn ist die Su-
che nach einem Intrapreneur zugleich die Suche nach einem potentiellen Un-
ternehmensnachfolger. Mehrere Intrapreneure zu beschäftigen könnte hier 
sogar Auswahl erzeugen.  
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Auffallend ist, und dies kann als Mangel gesehen werden, dass nur drei der 
15 Unternehmen ihren Wunsch nach mehr Intrapreneuren durch Corporate 
Entrepreneurship Systematiken auf organisationaler Ebene ergänzen. Bei 
zwei der drei Unternehmen stecken diese Corporate Entrepreneurship oder 
Corporate Venturing-Ansätze zudem noch in den Anfängen und sind noch 
nicht Konzernweit etabliert. Die positiven Effekte, die man sich von Intrap-
reneuren (individuelle Ebene) verspricht, werden aber nur dann eintreten, 
wenn sie durch geeignete Maßnahmenpakete auf Ebene der Organisation 
flankiert werden. Auch dies hat die Forschung wiederholt zeigen können (vgl. 
z.B. Covin und Slevin 1988, Zahra 1991, Covin und Miles 1999, Kuratko 
2010).  

Die regionalpolitische Aufgabe der angewandten Hochschulen sollte daher 
nicht nur sein, die Intrapreneurship-Ausbildung zu forcieren, sondern auch 
mittels angewandter Forschungsprojekte Unternehmen darin zu unterstützen, 
die notwendigen internen Voraussetzungen für Intrapreneurship in Hinblick 
auf Prozesse und Strukturen zu schaffen (Stopford und Baden‐Fuller 1994, 
Antoncic und Hisrich 2001, Kuratko 2010, Kuratko et al. 2014, Urban und 
Wood 2017).  

Arbeitsmarktpolitisch kann dieser Ansatz vor allem angesichts drohender 
Überalterung vorherrschender industrieller Strukturen in der Region noch 
weiter an Bedeutung gewinnen, wenn zum Beispiel beim Verbrennungsmo-
tor politisch das vorzeitige Ende seines Technologielebenszyklus herbeige-
führt werden sollte. Man sollte sich aber nicht darüber täuschen, dass die dann 
drohenden Konsequenzen für den Arbeitsmarkt einfach mit Verweis auf ein 
paar Intrapreneure und ihre Aktivitäten weggewischt werden könnten. Ein 
politisch herbeigeführter „Ausstieg“ aus einem noch herrschenden Techno-
logie- und Industrieparadigma mit einer solchen Beschäftigungswirkung 
dürfte unter keinen Umständen und mit keinen Begleitmaßnahmen zu kom-
pensieren sein.  
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Schlussfolgerung 
 
Der aggregierte Arbeitsmarkt der Tschechischen Republik wird durch das 
westeuropäische sozialdemokratische Modell reguliert. Der schwedische 
Wirtschaftswissenschaftler Åslund (2007) hat vor dem Hintergrund dieses 
Modells treffend erklärt, dass „sozialistische Regelungen durch EU-Rechts-
vorschriften ergänzt, den sozialen Frieden erhalten. Zur Finanzierung der 
wachsenden sozialen Netzwerke, insbesondere der hohen Arbeitslosenunter-
stützung, wurden aus Angst vor Massenarbeitslosigkeit und sozialen Unru-
hen weiterhin hohe Einkommensteuern einbehalten" (S. 92). Die Krise galt 
als Test, um zu bestätigen, dass „2009 der Anteil der Erwerbstätigen an der 
Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter in der Tschechischen Republik der 
gleiche ist wie in Deutschland und dessen Arbeitsmarkt nach EU-Standards 
ebenso mächtig sein kann" (Bah & Brada 2014, S. 19-20). Der tschechische 
Arbeitsmarkt ist relativ stabil, aber im Rahmen von Fallstudien und im Ver-
gleich mit der Grenzregion stellten wir fest, dass er sich langfristig negativ 
auf mehrere Faktoren auswirkt: 

A) Laut der Heuristik lässt sich schlussfoolgern, dass eine staatliche, aktive 
Beschäftigungspolitik wenig Wirkung hat und auf dem tschechischen und 
deutschen Markt wenig bewirkt. Die Unterstützung der Arbeitslosen durch 
die staatliche Arbeitslosenversicherung (passive Beschäftigungspolitik) ist 
ein geeigneter Stabilitätsfaktor, führt aber nicht zur Lösung des Problems der 
Arbeitslosigkeit. Arbeitsplätze werden im Rahmen aktiver Beschäftigungs-
politiken oft zugewiesen und ohne langfristiges Konzept vergeben, was zu 
Marktverzerrungen führt. Vyhlídal (2010) erwähnte die Ansichten der Öko-
nomen, die glauben, dass „eine ganze Reihe von Projekten, politischen und 
weiteren Maßnahmen notwendig ist und auch eine Trennung der sozialen 
Maßnahmen oder sozialen Dienstleistungen im Wesentlichen eine öffentliche 
Unterstützung für den privaten Sektor darstellen" (S. 107). 

B) Auf dem tschechischen und deutschen Arbeitsmarkt ist die Langzeitar-
beitslosigkeit problematisch. Der häufigste Grund und die größte Bedrohung 
für die Zukunft ist die Zunahme der strukturellen Langzeitarbeitslosigkeit. 
Nach der Rezession kann die Langzeitarbeitslosigkeit nicht auf das Standard-
niveau zurückkehren und hat auch weiterhin einen hohen Wert (Palíšková, 
2014). Unsere Ergebnisse zeigen jedoch, dass dies in der Region Oberpfalz 
und in der südböhmischen Region nicht der Fall ist. Vielmehr bedroht die 
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Langzeitarbeitslosigkeit stark den Mindestlohn und begünstigt einen Anstieg 
des Verhältnisses an niedrigen Löhnen (Decilové-Löhne) innerhalb der 
Volkswirtschaft. Wir sind der Meinung, dass die aktive Beschäftigungspoli-
tik für Langzeitarbeitslose (i.d.R. niedrig qualifizierte Bewerber), die mit ei-
ner geringeren Wahrscheinlichkeit eine Arbeitsstelle finden, nicht geeignet 
ist. Wirksame Programme zur Ausbildung im Dienstleistungssektor, die eine 
Verbesserung der Lebenssituation zur Folge haben können, fehlen 
(Dvořáková, 2008). 

C) In der Analyse des wirtschaftlichen Umfelds haben wir gezeigt, dass der 
Arbeitsmarkt unflexibel ist. Dies ist auf eine hohe steuerliche Belastung der 
Arbeit und generell auf eine hohe Ineffektivität der Arbeitsmarktpolitik sowie 
auf den gesetzlichen Schutz der Arbeitnehmer zurückzuführen, was die Ar-
beitgeber häufig dazu veranlasst, keine neuen Mitarbeiter zu suchen, da ihre 
Entlassungen komplex und damit teuer sind. Dies würde einen erhöhten Ver-
waltungsaufwand und einen Anstieg der Finanzierungsmöglichkeiten zur 
Folge haben. Die Besteuerung der Arbeit und die Unfähigkeit des Gesetzge-
bers, auf neue Trends zu reagieren, führt auch zu anderen negativen Auswir-
kungen. Dies spiegelt sich bereits bei Bevölkerungsgruppen wider, die infor-
mell ohne Lohngarantie beschäftigt sind und in Verträgen, die nicht den glei-
chen Schutz bieten, wie bei Arbeitnehmern mit regulärem Arbeitsverhältnis. 

D) Die geringe Arbeitskräftemobilität ist in den südböhmischen Regionen 
vor allem auf die schlechte Verkehrsinfrastruktur zurückzuführen. Schuld da-
ran sind aber auch individuelle Faktoren (z. B. mangelnde Bereitschaft Spra-
chen zu lernen) und Faktoren, die das Individuum beeinflussen (Familiensi-
tuation, Wohnungsmarkt, Ausschluss flexibler Arbeitsverträge, Probleme im 
Hochschulbereich). 

E) Faktoren, die mit einer erschwerten Umsetzung der Strategie der Wettbe-
werbsfähigkeit in der Tschechischen Republik (Regierung der Tschechischen 
Republik 2011) verbunden sind. Sie zielen darauf ab, Qualitätsindikatoren 
für Universitäten und Schulen zu schaffen und sich auf die schlechte institu-
tionelle Infrastruktur zu konzentrieren, insbesondere auf die Finanzierung der 
Schulen, die Qualität und den Stil des Unterrichts im Sekundar- und Tertiär-
bereich, der die Ursache für die schlechten Investitionen in Humankapital ist. 

F) Wir empfehlen weiterhin die Einführung einer systematischen Identifizie-
rung von Bevölkerungsgruppen, die von Arbeitslosigkeit bedroht sind. Es hat 
sich gezeigt, dass eine aktive Beschäftigungspolitik, die sich an qualifizierte 
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Bewerber richtet (Ausbildung und frühere Erfahrungen), eine Verschwen-
dung und ineffiziente Verwendung öffentlicher Gelder darstellt. Die gleiche 
Situation gilt für nichtqualifizierten Personen, bei denen Maßnahmen nur 
zielgerichtet und langfristig wirken. Für qualifizierte Gruppen mit Sekundar-
schulbildung und Hochschulabsolventen erscheinen hingegen Bedrohungen 
vermeidbar. Um mit gering qualifizierten Arbeitskräften zu arbeiten, ist es 
notwendig, individuell zu arbeiten. Hier ist ein Ansatz angebracht, der auf 
einen langfristigen Erlass des Antragstellers von Schulden und auf die Ver-
meidung krimineller Aktivitäten und von psychologischem Elend beruht und 
eine Umschulung insbesondere im Dienstleistungssektor anstrebt. Ein weite-
res Werkzeug sollte es ermöglichen, für Kandidaten aus der Grauwirtschaft 
in die staatlich kontrollierte Wirtschaft zu wechseln. Es ist unerlässlich, den 
Status von Langzeitarbeitslosen zu überwachen und die derzeit ineffektiven 
Instrumente der aktiven Beschäftigungspolitik und der passiven Beschäfti-
gungspolitik zu ändern. 

G) Die bisherige Forschung in Europa und der Tschechischen Republik weist 
auf eine Ineffizienz der Beschäftigungspolitik der Jugendlichen hin. Grund 
dafür ist vor allem die schlechte Planung des Staates im Bildungsbereich. Der 
Staat reagiert nicht flexibel auf die Bedürfnisse des Arbeitsmarktes und die 
öffentliche Bildung der Bevölkerung versagt langfristig. Der derzeitige Stand 
der Hochschulfinanzierung unterstützt die schlechte Qualität der Ausbildung. 
Niedrige Löhne im Bildungssektor haben keinen Anreizeffekt für Lehrer, de-
ren Arbeitsqualität unter den niedrigen Löhnen leidet, ohne dass die Gefahr 
einer Fungibilität und Sichtbarkeit höherer Einkommen im privaten Sektor 
besteht. 

Die traditionelle öffentliche Arbeitsmarktpolitik mit dem Schwerpunkt Be-
schäftigung ist in der Tschechischen Republik und in Deutschland eher inef-
fektiv oder selektiv wirksam. Wenn man den Zeitaspekt hinzufügt, zeigt sich, 
dass die Effizienz dieser Politiken zumindest langfristig umstritten ist. Einige 
kurzfristige Auswirkungen von Ausgabenprogrammen (Umschulung, Sub-
ventionierung von Arbeitsplätzen) können zurückverfolgt werden, aber in 
fünf bis zehn Jahren ist der negative Effekt der Beschäftigung für die am 
stärksten gefährdeten Gruppen am größten (Absolventen, ältere Menschen, 
Kandidaten ohne Ausbildung). 

Qualifizierte Kandidaten müssen bereits nach kurzer Zeit (ein bis zwei Mo-
nate) einen aktiven Nachweis liefern, an Maßnahmen oder an Gemeinschafts-
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arbeiten teilzunehmen, um Arbeitslosengeld zu erhalten. Es ist auch notwen-
dig, die institutionellen Faktoren zu benennen. Hierzu zählen insbesondere 
die Durchführung der Geldpolitik, ein funktionierender Finanzmarkt und 
Faktoren, die die Leichtigkeit des Handelns beeinflussen (Dluhošová und 
2013; Dluhošová et al., 2014). Dies ermöglicht es kleinen und mittleren Un-
ternehmen und Kleinstunternehmern, langfristig Kapital zu investieren, In-
novationen zu entwickeln und neue Marktchancen zu entdecken. Der Zugang 
zu Krediten spielt ebenso eine Rolle wie die Unterstützung der Unternehmen 
durch einen Abbau der Bürokratie bei der Verwaltung von Antragsteller, um 
die Beschäftigung und die Erwerbstätigkeit der Bevölkerung zu erhöhen. 

Wir sind der Meinung, dass nicht überall Programme existieren, die eine ak-
tive Beschäftigungspolitik vorsehen. Hierzu zählen die Umschulung von Ar-
beitnehmern und die Subventionierung von Arbeitsplätzen für Bewerber mit 
einer hohen Bildung, einer hohen Qualifikationen und mit beruflicher Erfah-
rung, aber auch von Arbeitsplätzen für Bewerber mit einem niedrigen Bil-
dungsniveau. Für diese Gruppen sollten Nischenprogramme initiiert werden, 
die die Alterung berücksichtigen. Eine Umschulung nichtqualifizierter Ar-
beitnehmer im Dienstleistungssektor sowie Prozesskostenhilfe zum Abbau 
der Schulden könnten hier wirksame Maßnahmen darstellen. Zudem ist eine 
Unterstützung des Handwerks sowie die Beratung für hoch qualifizierte Kan-
didaten sinnvoll, und eine Unterstützung für die Rückkehr aus der grauen 
Wirtschaft in den geregelten Arbeitsmarkt. Probleme des tschechischen und 
deutschen Arbeitsmarktes lassen sich auf eine falsche staatliche Maßnahmen-
planung für Absolventen der Mittelschulen und Hochschulen zurückführen.  

Eine schlechte Verkehrsinfrastruktur und Unsicherheit führt dazu, dass we-
niger Arbeitnehmer bereit sind, mehr als zwanzig Kilometer zur Arbeit zu 
pendeln. In der Oberpfalz ist es einfacher, eine gut bezahlte Arbeitsstelle am 
Wohnort zu finden. Es kann beobachtet werden, dass auf tschechischer Seite 
die Bereitschaft höher ist, mehr als 20 Kilometer zur Arbeit zu Pendeln als 
auf der deutschen Seite. Etwa 19,3 Prozent der Befragten bringen eine hohe 
Bereitschaft mit zu pendeln, d.h. mehr als zwanzig Kilometer zur Arbeit zu 
fahren. Die Kosten für das Pendeln sind für tschechische Arbeitnehmer hin-
nehmbar, da eine Beschäftigung in Deutschland häufig wirtschaftlich günsti-
ger ist als in einer anderen Stadt in der südböhmischen Region. Teure Woh-
nungen und eine schlechte Verkehrsanbindung sind die Hauptfaktoren für die 
Begrenzung der Mobilität in beiden Untersuchungsregionen. Viele deutsche 
Studenten setzen sich nicht mit dem Arbeitsmarkt in Tschechien auseinander, 
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da der deutsche Arbeitsmarkt diese Überlegungen nicht notwendig macht. 
Die tschechischen Studenten sind besser über die Arbeit im Ausland infor-
miert, weil sie einen Anreiz haben, höhere Löhne im Ausland zu erzielen. 

In Deutschland zählt zu den Hauptursachen der Langzeitarbeitslosigkeit der 
unflexible Arbeitsmarkt. Unternehmer werden durch viele bürokratische 
Vorschriften in ihren Aktionen eingeschränkt, insbesondere die Gründung 
neuer Unternehmen ist mit hohen bürokratischen Hürden verbunden. Einige 
Arbeitgeber ziehen es daher vor, im Ausland zu investieren, als auf den hei-
mischen Markt zu setzen. Das größte Problem der Arbeitslosigkeit bleibt die 
Arbeitslosigkeit von Ausländern, auch in der Oberpfalz. Ausländer sind oft 
langfristig arbeitslos und nutzen länger hohe Sozialleistungen. 

Innerhalb der Beschäftigungspolitik in Deutschland fokussieren wir uns auf 
Risikogruppen und wählen einen individuellen Ansatz für Arbeitssuchende 
und Arbeitgeber. Dies soll dazu beitragen Arbeitsplätze zu erhalten und zu 
schaffen. Eine aktive Beschäftigungspolitik konzentriert sich auf Risikogrup-
pen, insbesondere auf junge Menschen. Die Entwicklung auf dem deutschen 
Arbeitsmarkt nach der Wiedervereinigung ist mit einem Rückgang der Zahl 
der unbefristeten Arbeitsverträge und der Zunahme atypischer Arbeitsver-
hältnisse, insbesondere bei jungen Arbeitnehmern, verbunden.  

Im Rahmen der Umsetzung der Agenda 2010 wurden Parameter bei den Aus-
gaben für die Beschäftigungspolitik festgelegt, um langfristige Arbeitsplätze 
zu begünstigen. Diese Maßnahmen führten auch zu einer Reduzierung des 
Personalbestands, der Personalkosten und der Kosten für die Unternehmen.  

Diese so genannten Hartz-Reformen konnten zu einem Abbau der Arbeitslo-
sigkeit, d.h. zu einer niedrigeren Arbeitslosenquote beitragen. Es wurden in-
dividuelle Lösungen für Arbeitssuchende gesucht und gefunden. Dies führte 
zur Regulierung des Marktes und zur Vertiefung des Ungleichgewichts der 
Einkommen in deutschen Unternehmen. Wer keine Arbeit findet, rückt an 
den Rand der Armut. Darüber hinaus wird in Deutschland traditionell der Ar-
beitsmarkt durch die starke politische und wirtschaftliche Position der Ge-
werkschaften geschwächt. 

Bayern gilt derzeit als führende europäische Region für Innovation und 
Hochtechnologie mit einer hervorragenden Infrastruktur, einem qualitativ 
hochwertigen Bildungssystem und einer erfolgreichen Cluster-Strukturpoli-
tik. Im Jahr 2015 unterzeichnete die Bayerische Staatsregierung zusammen 
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mit großen bayerischen Unternehmen und Agenturen für Arbeit die Verein-
barung „Integration durch Bildung und Arbeit", die eine schnellere Integra-
tion von Flüchtlingen mit Bleibeperspektiven ermöglicht. 

Die Oberpfalz ist einer von sieben Regierungsbezirken des Freistaates Bay-
ern und grenzt an die Tschechische Republik. Der Fachkräftemangel erstreckt 
sich vor allem auf das Handwerk, technische und medizinische Berufe. Um-
gekehrt gibt es in Bayern genügend Arbeitsplätze in der Gastronomie und in 
der Hotellerie. Zu den beliebtesten Berufen zählen derzeit Ärzte, Handelsver-
treter, Elektrotechniker, Mechaniker und Augenoptiker. 

Obwohl Deutschland zu den fortschrittlichsten Ländern der Welt gehört, ist 
auch hier Armut präsent. Für ein reiches und hochentwickeltes Industrieland 
wie Deutschland ist ein relativ hoher Armutsanteil von rund 20 Prozent im 
21. Jahrhundert alarmierend. Besonders dramatisch ist das Ausmaß der Kin-
derarmut, die bis zu 30 Prozent beträgt. 

Die aktive und passive Beschäftigungspolitik der Tschechischen Republik 
formte sich nach 1989 während des Übergangs zur Marktwirtschaft. Im Zeit-
raum 1992-1996 sank die Arbeitslosenquote auf einen Wert zwischen 2,57% 
und 3,52%, die niedrigste in Europa. Die Regierung förderte institutionali-
sierte Sozialleistungen. Es ging vor allem um ein relativ großzügiges, sozia-
les Sicherheitsnetz, das auf eine staatliche Sozialhilfe sowie eine aktive und 
passive Beschäftigungspolitik aufbaut. Dieses System wurde als „universali-
stisches" (sozialdemokratisches), „europäisches" oder „skandinavisches" So-
zialmodell adaptiert und reduziert die negativen Folgen der Transformation. 

Der Anstieg der besonderen strukturellen Arbeitslosigkeit trat in der Tsche-
chischen Republik nach 1997 ein. Die Folge: Privatisierung großer Unterneh-
men und Banken, die von ausländischen Managern kontrolliert werden. Un-
ternehmen wurden umstrukturiert und überschüssige Arbeitsstellen abgebaut. 
Der stärkste Beschäftigungsrückgang  zeichnete sich im verarbeitenden Ge-
werbe ab (Gottvald, Pedersen und Simek, 1999). Die Auswirkungen der Ar-
beitslosigkeit und ein Rückgang der wirtschaftlichen Aktivität im Zusam-
menhang mit den Problemen im Bankensektor, lag vor allem an unzureichen-
den finanziellen Regelungen. Das Hauptproblem der Langzeitarbeitslosigkeit 
lag in einem unbefriedigenden Sozialsystem, das 1989 entstand und nicht auf 
den Anstieg der Arbeitslosigkeit vorbereitet war. Angesichts der hohen Sozi-
alleistungen im Verhältnis zum Mindestlohn war der Anreiz für Arbeitslose, 
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Arbeit zu finden, nicht groß. Die Kosten für die Sozial- und Krankenversi-
cherung stiegen, wodurch sich das öffentliche Defizit erhöhte. Dieser Status 
trug nicht zu einer größeren Flexibilität des Arbeitsmarktes bei. Der Einfluss 
der Gewerkschaften und Interessengruppen stieg, die die Kosten der Unter-
nehmen weiter erhöhten, sei es durch höhere Mindestlöhne oder andere ar-
beitsrechtliche Regelungen (Macháček, Kolcunová 2008). 

Der Beitritt zur Europäischen Union im Jahr 2004 sollte die Rolle des Staates 
stärken. Bessere Arbeitsbedingungen für Arbeitnehmer, andererseits aber 
auch erschwerte Bedingungen und höhere Kosten für Arbeitgeber waren die 
Folge. Zudem sollten eine hohe Qualität sowie faire Arbeitsbedingungen und 
Sicherheit am Arbeitsplatz gewährleistet werden. Die Tschechische Republik 
profitiert von den Strukturfonds der Europäischen Union. Die Mittel der eu-
ropäischen Politik sollen dem wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zu-
sammenhalt dienen, indem reichere Mitgliedstaaten zur Entwicklung ärmerer 
Regionen beitragen. Investitionen in die tschechische Wirtschaft verbessern 
die Lebensqualität der Bevölkerung. Diese Programme haben zu einem sig-
nifikanten Einfluss auf die tschechische Wirtschaft und zur Reduzierung des 
Beschäftigungsniveaus beigetragen. 

Nach dem Beitritt Tschechiens zur Europäischen Union folgte die Umset-
zung der Planung zur sozialen Eingliederung. Der Plan sollte darauf abzielen, 
wieder zum wirtschaftlichen Aktivleben zurückzukehren und die marginali-
sierten Menschen auf dem Arbeitsmarkt zu beschäftigen. Ziel ist es, die 
Langzeitarbeitslosigkeit zu reduzieren. Zu den am stärksten gefährdeten 
Gruppen zählen ungelernte Männer, Frauen mit Grundbildung, Jugendliche 
bis 19 Jahren, Menschen mit Behinderung und die Roma-Bevölkerung. 

Im Jahr 2010 war die Situation auf dem Arbeitsmarkt am drastischten. 2013 
betrug die Arbeitslosenquote in der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter 
(15-64 Jahre) 6,8 Prozent. Es handelte sich um eine halbe Million Arbeits-
lose, wobei das Hauptproblem nicht nur die Zahl der langzeitarbeitslosen 
Frauen und Männer, sondern auch der Anstieg arbeitsloser Absolventen war. 

Während der Übergangszeit wurde das Staatseigentum fast vollständig pri-
vatisiert und ein System, das auf Privateigentum basiert, begünstigt. Bei die-
sem System handelte es sich nicht um einen freien Markt, sondern um die 
sogenannte gemischte Wirtschaft, in der der Staat als Marktteilnehmer auf-
trat. Die Fähigkeit des Staates, in seinen Plänen flexibel auf neue Chancen, 
Auswirkungen der Globalisierung und neue Bedrohungen zu reagieren, war 
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sehr schwach. Der Staat konnte nicht genügend Rechts- und Steuersicherheit 
schaffen und erlaubt Klientelismus, Korruption und Schattenwirtschaft. 
Diese Probleme dauern bis heute an. 

In der Zeit vor der wirtschaftlichen Rezession stieg die Zahl der Einwohner 
in der Tschechischen Republik. Dies war vor allem auf die eigene Währung 
und mechanischen Fortschritt zurückzuführen. Im letzten Bezugsjahr (2014) 
wurde in der Tschechischen Republik erneut ein deutlicher Bevölkerungszu-
wachs verzeichnet, der die Wirtschaft wieder sehr gut ankurbeln konnte. 

In der Tschechischen Republik wirken sich das Alter und Geschlecht auf die 
Situation auf dem Arbeitsmarkt aus, s.g. getrennter Arbeitsmarkt . Dies be-
günstigt ungewöhnlich starke Unterschiede bei der Arbeitslosenquote zwi-
schen den Geschlechtern. Die Geschlechterstereotypen bestehen v.a. in der 
Frage der Entlohnung und der Berufsfrage fort, so dass tschechische Frauen 
am meisten als Büroangestellte, Krankenschwestern, an Gerichten und Schu-
len sowie als Reinigungskräfte oder Verkäuferinnen arbeiten.  

Diese Stereotypen betreffen die Art der Arbeit und die Bewertung der Art der 
Beschäftigung. In der Tschechischen Republik entstand während der Trans-
formation eine relative Armut. Diese so genannte neue Armut ist anders als 
die bisherige „alte" Armut, da Lücken zwischen dem reichsten und dem ärms-
ten Böhmen langfristig größer werden. 

Die Regierung setzt derzeit passive und aktive Beschäftigungspolitik ein und 
dieses Konzept wurde auf andere Programme der Europäischen Union aus-
geweitet. Diese langfristig ineffizienten Instrumente spielen in der nationalen 
Beschäftigungspolitik eine dominante Rolle bei der Beschäftigung von re-
gistrierten Bewerbern. 

Auf Grundlage einer kritischen Durchsicht der Literatur sind wir zu dem 
Schluss gekommen, dass die traditionelle öffentliche Arbeitsmarktpolitik 
kurzfristig und selektiv wirksam ist. Die meisten der Instrumente haben sta-
tistisch keine signifikante Wirkung. Einzelne Instrumente wirken sich sogar 
negativ auf den Arbeitsmarkt aus, so dass die Probleme auf dem Arbeitsmarkt 
größer werden. Ein weiteres Problem ist der Bildungssektor, der schlechte 
Investitionen in Humankapital fördert. Schulen fühlen sich weniger dem Ar-
beitsmarkt verpflichtet. Die Wahl einer Schule erfolgt zumeist nach dem 
Hochschulabschluss, der angestrebt wird. Die schlechte institutionelle Infra-
struktur lässt sich auf die schlechte staatliche Planung der Sekundar- und Ter-
tiärbildung zurückführen. 
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Die Unkenntnis von Fremdsprachen wirkt sich im Außenhandel negativ aus. 
Dies wirkt sich wieder auf das wirtschaftliche Umfeld im Land aus. Da die 
Möglichkeiten des Handels mit Deutschland sehr groß sind, ist für alle Un-
ternehmen in der Region die Förderung der Fremdsprachenkenntnisse von 
entscheidender Bedeutung. Ein Mangel an unternehmerischen Fähigkeiten 
wirkt sich ebenfalls negativ auf dem Arbeitsmarkt wieder. Dies spiegelt auch 
dahingegehend auf dem Arbeitsmarkt wider, da sowohl in Südböhmen als 
auch in Bayern ein hoher Bedarf an qualifizierten und erfahrenen Außen-
dienstmitarbeitern erkennbar ist. 

In Südböhmen haben insbesondere Unternehmen Probleme, die nach hoch-
qualifizierten Arbeitskräften suchen. Zunehmend werden sie mit staatlichen 
Behörden konfrontiert. 

Besorgniserregend ist auch die hohe Steuerlast, die es erschwert, qualifizierte 
Arbeitnehmer an das Unternehmen zu binden, da diese die Möglichkeit be-
sitzen, in Deutschland oder Österreich wesentlich höhere Löhne zu erzielen. 
Auch ein Mangel an unternehmerischen Kenntnissen und Rechtskenntnissen 
ist nach Ansicht der Befragten ein wesentlicher Faktor negativer Entwicklun-
gen auf dem Arbeitsmarkt. Zu weiteren bedeutenden Faktoren zählen die 
Korruption und der Klientelismus, eine schwache Durchsetzung von Rech-
ten, die Nichtverfügbarkeit von Bankkrediten bei riskanteren Projekten, der 
hohe Verwaltungsaufwand für Unternehmer und Unternehmen und eine un-
verhältnismäßig hohe Gesamtsteuerlast. 
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Resumé 
 

Im Fachbuch „Analyse des aktuellen Arbeitsmarktes in Südböhmen und der 
Oberpfalz" wird die Entwicklung des Arbeitsmarktes in Südböhmen und der 
Oberpfalz nach dem Zusammenbruch des Ostblocks und der Wiedervereini-
gung Deutschlands beschrieben und analysiert. Die Autoren wenden dabei 
methodische Verfahren aus der Wirtschaft, Demografie, Statistik, Wirt-
schaftspolitik, Wirtschaftsgeschichte und Sozialgeschichte an. Mit Hilfe von 
Akzent-basierten regionalen Vergleichen analysieren sie sowohl die volks-
wirtschaftliche Dimension als auch den europäischen Kontext der Beschäfti-
gungspolitik. Bei der Analyse der Daten greifen sie auf den Ansatz der ne-
oklassischen Ökonomie zurück. Sie kommen zu dem Schluss, dass die tradi-
tionelle öffentliche Arbeitsmarktpolitik, die sich auf die Beschäftigung der 
Arbeitssuchenden in Südböhmen und der Oberpfalz konzentriert, eher inef-
fektiv oder selektiv wirksam ist. Sie glauben weiter, dass die Effizienz dieser 
Politik zumindest sehr kontrovers ist. Sie haben auch bestimmte kurzfristige 
Auswirkungen von Ausgabenprogrammen (Umschulung, Finanzierung von 
Arbeitsplätzen) beobachtet, jedoch schwindet im Zeitraum von fünf bis zehn 
Jahren die Wirkung der Beschäftigung der stark gefährdeten Gruppen (Ab-
solventen, ältere Menschen, Arbeitssuchende ohne Bildung) allmählich. 

Die Autoren identifizieren zudem gemeinsame Probleme des tschechischen 
und deutschen Arbeitsmarktes in Bezug auf den Mangel technisch versierter 
Arbeitskräfte. Zudem finden häufig Absolventen der Geisteswissenschaften 
keine geeignete Beschäftigungsmöglichkeit in ihrem Bereich. Aus den Um-
frageergebnissen lässt sich schließen, dass die schlechte Verkehrsinfrastruk-
tur in der Region Südböhmen die Bereitschaft verringert, mehr als zwanzig 
Kilometer zur Arbeit zu pendeln, während es in der Oberpflaz leichter ist, 
eine gut bezahlte Arbeit auch in Wohnortnähe zu finden. Teurer Wohnraum 
und die schlechte Verkehrsanbindung sind die Hauptfaktoren, die die Mobi-
lität in den beiden untersuchten Regionen unterbindet. Deutsche Studierende 
setzen sich weniger mit dem Arbeitsmarkt im Ausland auseinander. Dies lässt 
auf eine hohe Opportunität auf dem deutschen Arbeitsmarkt schließen. 
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Tschechische Studenten sind besser über die Arbeit im Ausland informiert, 
da sie motiviert sind, ein höheres Einkommen im Ausland zu erzielen. Die 
größte Arbeitslosigkeit in der Oberpfalz tritt bei ausländischen Arbeitern auf. 

Der Mangel an qualifizierten Arbeitskräften ist hauptsächlich im Handwerk, 
in technischen sowie in medizinischen Berufen zu verzeichnen. Fehlende 
Fremdsprachenkenntnisse bei Auslandsgeschäften werden in der Region 
Südböhmen als ein wesentlicher Faktor wahrgenommen, der das Geschäfts-
umfeld am stärksten beeinflusst. 
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Abstract 
 

The scientific publication “The Analysis of the Current Labor Markets in 
the Region of South Bohemia and the Upper Palatinate” describes and anal-
yses the development of the labor markets in the Region of South Bohemia 
and the Upper Palatinate after the dissolution of the Eastern Bloc and the 
reunification of Germany. The authors from the Czech Republic and Ger-
many used methods and approaches from economics, demography, statistics, 
economic policy, economic history, and social history. They analyzed the na-
tional economic dimension as well as the European context of employment 
policies by primarily using regional comparison. When analyzing the eco-
nomic data, their main method was the approach of neoclassical economics. 
They came to the conclusion that the traditional public labor market policies 
aimed at employing applicants are inefficient or only selectively efficient in 
the Region of South Bohemia and in Upper Palatinate. They also assume that 
the efficiency of such policies is debatable at least in the long term. They 
observed a certain short-term effect of expenditure programs (requalification, 
subsidizing of posts), which however disappears for the highest risk groups 
(university graduates, older persons, applicants without education) within 
five to ten years. The authors also identified joint issues of the Czech and 
German labor markets, such as the lack of qualified technically oriented ap-
plicants or the fact that humanities graduates find it difficult to find posts in 
their field of work. The questionnaire survey showed that the poor transport 
infrastructure in the Region of South Bohemia causes the lack of willingness 
to commute more than twenty kilometers for work. In Upper Palatinate, it is 
easier to find well-paying jobs locally. High housing expenses and poor 
transport connections are the two main factors hindering mobility in both ex-
amined regions. A number of German students do not know how to conduct 
business abroad, which can be explained by the well applicability on the Ger-
man labor market. Czech students are better informed about working abroad; 
the higher wages abroad serve as their motivation. The unemployment of for-
eigners remains the most crucial issue of unemployment in Upper Palatinate. 
Crafts, mechanical engineering, and medical sciences primarily lack qualified 
applicants in Upper Palatinate. The insufficient foreign language skills when 
conducting business abroad are the factor that influences the entrepreneurial 
environment the most in the Region of South Bohemia.



151 

 

  

Abkürzungsverzeichnis 
 

ABP      Aktive Beschäftigungspolitik 
BA        Bundesagentur für Arbeit  
BIP        Bruttoinlandsprodukt 
EU         Europäische Union 
IAB       Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
IHK       Industrie- und Handelnskammer 
ILO       International Labour Organization 
IMK      Institut für Makroökonomie und Konjunkturforschung 
IT          Informationstechnologie 
MPSV   Ministerium für Arbeit und Soziales (Ministerstvo práce a sociálních 

věcí) 
PBP       Passive Beschäftigungspolitik 
 



152 

 

  

Namens-, Orts- und Stichwortverzeichnis  
 
Aktive Beschäftigungspolitik (aktivní politika zaměstnanosti) 18, 21, 23, 26-
29, 32, 39-40, 112-116, 119  
Arbeitslosenquote (míra nezaměstnanosti) 6, 20, 21-24, 37, 39-41, 44, 47, 51-
52, 54, 56, 61, 63-64, 66, 72, 117, 119   
Arbeitssuche (hledání zaměstnání) 20, 27-28, 37, 93   
Armut (chudoba) 5, 6, 16, 18, 28-29, 35, 68, 71, 117, 119 
Banken, Bankwesen (banky, bankovní sektor) 36, 55, 75, 97-98, 118 
Bayern (Bavorsko) 44, 46, 56, 61-69, 75-77, 85, 117, 120 
Bildungsniveau (vzdělanost) 5, 37, 68, 75, 115 
Böhmisch Budweis (České Budějovice) 13, 43-44, 85 
Bruttoinlandsprodukt (hrubý domácí produkt) 19, 55, 57, 65 
Bundesagentur für Arbeit (agentura práce) 8, 9, 48, 51, 56, 57, 64, 67, 76, 
125, 126 
Bundesrepublik Deutschland (Německo, Spolková republika Německo) 6, 
15, 42, 46-47, 51, 57, 62, 70, 74, 78-79  
Deregulierung (deregulace) 38, 58 
Diskriminierung (diskriminace) 69 
Europäische Union (Evropská unie) 5, 28, 75-76, 81 
Existenzminimum (životní minimum) 18, 54 
Fiskalpolitik (fiskální politika) 59 
Flexibilität (flexikurita) 6, 12, 26, 34, 37, 39, 51, 58-59, 97-100, 118 
Flexible Arbeitsorganisation (flexibilní organizace práce) 17 
Freiwillige Arbeitslosigkeit (dobrovolná nezaměstnanost) 23 
Friedman, Milton 22 
Friktionelle „freiwillige“ Arbeitslosigkeit (frikční („dobrovolná“) nezaměst-
nanost) 19 
Gesamtarbeitslosigkeit (celková nezaměstnanost) 19-20, 38 
Gesamtwirtschaftliche Nachfrage (agregátní poptávka) 22 
Geschützte Werkstätte (chráněné dílny) 27-28, 70  
Gewerkschaften (odbory) 16, 18, 23, 26, 47, 52, 54, 64, 117-118 
Globalisierung (globalizace) 119 
Humankapital (lidský kapitál) 7, 17, 114, 120 
Inflation (inflace) 16, 19, 22-23 
Inflationsrate (míra inflace) 23 
Institutionelle Infrastruktur (institucionální péče) 6, 114, 120 
Investitionsanreize (investiční pobídky) 24, 27, 30 
Keynes, John M. 22-23 
Kliometrie, kliometrisch 9, 40
 



153 

 

Namens-, Orts- und Stichwortverzeichnis 

  

Kohäsionspolitik (politika soudržnosti) 38 
Kurzarbeit (zkrácená pracovní doba) 12, 49, 55-56, 58-60  
Langzeitarbeitslosigkeit (dlouhodobá nezaměstnanost) 19-20, 35, 51, 53, 62, 
113, 116, 118 
Lebensstandard (životní standard) 68 
Lissabon-Strategie (lisabonská strategie) 28, 31, 48 
Management (management) 101-102, 105  
Mindestlohn (minimální mzda) 6, 16, 20, 34-37, 40, 53, 72, 78-79, 113, 118  
Mobilität (mobilita) 12, 38-39, 85, 87-88, 93, 99, 100, 116, 156  
München (Mnichov) 65 
Neoklassische Wirtschaft (neoklasická ekonomie) 9 
Okun, Arthur M. 22 
Österreich (Rakousko) 41- 42, 44, 77, 82, 96, 120  
Phillips-Kurve (Phillipsova křivka) 22 
Pigou, Arthur Cecil 21, 23 
Rechtsvorschriften (legislativa) 75, 112 
Siedlungsstruktur (sídelní struktura) 5 
Slowakei, Slowakische Republik (Slovensko, Slovenská republika) 33, 82  
Steuern (daně) 96, 112 
Tschechisches Statistisches Amt 8, 42, 74, 78 
Tschechische Wirtschaft 10, 118 
Wilcoxon-Test (Wilcoxonův test) 85, 94 
Wirtschaftspolitik (hospodářská politika) 6-7, 18, 20, 24  
Wirtschaftstransformation (ekonomická transformace) 5, 11, 21, 23  
Wirtschaftswachstum (ekonomický růst) 39, 50, 52, 57, 63 
Wirtschaftswissenschaft (ekonomika) 11-12, 14, 21-22, 75, 85, 112  
Wirtschaftliche Rezession (hospodářská recese) 19, 26, 37, 55, 57, 59, 113, 
119  
Wohlfahrtsstaat (sociální stát) 31 
Zyklische („unfreiwillige“) Arbeitslosigkeit (cyklická nezaměstnanost) 19, 
20-21, 23-24 
 
 
 
 
 
 



154 

 

  

Autoren 
 

Mgr. Zdeněk Caha, MBA, Ph.D., ist als Leiter des Instituts für Unterneh-
mensstrategie und als Assistent am Lehrstuhl für Unternehmensführung an der 
Technischen und Ökonomischen Budweis tätig. In seiner Forschung kon-
zentriert er sich vor allem auf das Problem der Verwaltung, insbesondere auf 
das Human Resources Management, das Unternehmertum, die Erwachsenen-
bildung und die Wirtschaftsethik. Ein weiterer Schwerpunkt seiner For-
schungsaktivitäten liegt auf den Arbeitsmärkten und den unternehmerischen 
Fähigkeiten. 
 
Prof. Dr. Sean Patrick Saßmannshausen ist Professor für Management, Be-
triebswirtschaftslehre und Unternehmensführung. Ferner ist er Leiter des start-
up centers an der Ostbayerischen Technischen Hochschule (OTH) Regens-
burg, wo er an der Fakultät für Betriebswirtschaftslehre tätig ist. Sein Schwer-
punkt liegt in der Entrepreneurship-Lehre. Zudem beschäftigt er sich (gemein-
sam mit der Technischen und Ökonomischen Hochschule Budweis) mit der 
Unternehmensforschung, der Entrepreneurship Education sowie den unterneh-
merischen Kompetenzen.  
 
Prof. Dr. František Stellner, Ph.D., leitet die Fakultät für Management an der 
Technischen und Ökonomischen Hochschule Budweis und vertritt auch das 
Institut für Weltgeschichte der Philosophischen Fakultät der Karlsuniversität in 
Prag. Sein Schwerpunkt liegt auf wissenschaftlich fundierten Beiträgen zur 
jüngsten politischen sowie wirtschaftlichen Geschichte Mittel- und Osteuropas, 
insbesondere auf der Forschung der deutschen und russischen Geschichte des 
18. - 20. Jahrhunderts mit dem Fokus auf Politik sowie Sozial- und Wirtschafts-
geschichte. Mit seinen langfristig angelegten Forschungsarbeiten trug er wesent-
lich zur Entwicklung der Arbeitsmarktregulierung und -steuerung bei. 
 
Dr. Ing. Marek Vokoun arbeitet als Assistent am Lehrstuhl für Unternehmens-
strategie an der Technischen und Ökonomischen Hochschule Budweis und als Do-
zent an der Universität des CEVRO-Instituts. Er konzentriert sich vor allem auf die 
Wirtschaftspolitik, das Monitoring und die Analyse von Innovationsstatistiken, das 
wirtschaftliche Umfeld und die Arbeitsmärkte. Außerdem ist er in der Forschung 
der Wirtschafts- und Sozialgeschichte tätig und beschäftigt sich mit den Arbeits-
methoden. 



 

 

  

 
 
 

Analyse des aktuellen Arbeitsmarktes 
in Südböhmen und der Oberpfalz 
 
 
Marek Vokoun, 
Zdeněk Caha, 
Sean Patrick Sassmannshausen, 
František Stellner 

 
 
 
 
 
 
 

© Copyright 2018 by RAM-Verlag 
Publisher: 
RAM-Verlag 
Stüttinghauser Ringstr. 44 
D-58515 Lüdenscheid 
Germany 
RAM-Verlag@t-online.de 
http://www.ram-verlag.eu 
 
The publisher cannot be held responsible for any linguistic errors in 
the book: Such responsibility is only up to the authors. 
 
 
 
 
ISBN 978-3-942303-67-5 


	Marek Vokoun, Zdeněk Caha, Sean Patrick Sassmannshausen, František Stellner
	Analyse des aktuellen Arbeitsmarktes
	in Südböhmen
	und der Oberpfalz
	Inhaltsverzeichnis

	Einleitung
	I. Arbeitslosigkeit
	II. Instrumente des Arbeitsmarktes
	III. Wirksamkeit der Beschäftigungspolitik in Europa
	IV. Entwicklung der Arbeitslosigkeit
	V.  Entwicklung der Arbeitsmärkte
	in der Region Südböhmen
	VI.  Entwicklung der Arbeitslosigkeit
	in Deutschland und in Bayern
	VII. Der aktuelle deutsche und               bayerische Arbeitsmarkt
	VIII. Die Tschechen auf dem deutschen   Arbeitsmarkt
	IX. Die Mobilität der Arbeitskräfte in Bayern und in Südböhmen - Fallstudie
	X. Das wirtschaftliche Umfeld in der               Region Südböhmen: Fallstudie
	XI. Intrapreneurship – unternehmerisches Denken und Handeln als eine neue                    Schlüsselkompetenz auf dem Arbeitsmarkt?
	Schlussfolgerung
	Literaturverzeichnis
	Resumé
	Abstract
	Abkürzungsverzeichnis
	Namens-, Orts- und Stichwortverzeichnis
	Autoren
	Analyse des aktuellen Arbeitsmarktes
	in Südböhmen und der Oberpfalz
	Marek Vokoun,
	Zdeněk Caha,
	Sean Patrick Sassmannshausen,
	František Stellner





